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B E K A N N T M A C H U N G 
 
11. Sitzung des Haupt- und Planungsausschusses 
am 7. Juli 2023, 10:00 Uhr 
Regionalverband FrankfurtRheinMain, Raum 8a/b im Untergeschoss,  
Poststraße 16, 60329 Frankfurt am Main 
 

Tagesordnung 
1. Begrüßung und Genehmigung des Protokolls der 10. Sitzung vom 5. Mai 2023 

2. Vorlage Monitoringbericht zur Umsetzung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien 
(TPEE) 2019 
Drs. Nr. X / 67.2 

3. Neue Regelungen zur Windenergie 

4. Rotor out-Beschluss nach § 5 Abs. 4 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes (WindBG) 
Beschluss der Regionalversammlung Südhessen vom 14. Juni 2019 über den Sachlichen 
Teilplan Erneuerbare Energien (TPEE) sowie über die 1. Änderung des Sachlichen 
Teilplans Erneuerbare Energien (Drs. Nr. IX/17.13.9.1) 
Beschluss der Regionalversammlung Südhessen vom 2. Juli 2021 über die 1. Änderung 
des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien (TPEE) 2019 (Drs. Nr. IX/127.3) 
Drs. Nr. X / 94 

5. 1. Planänderungsverfahren des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar, Kapitel 1.4 
Wohnbauflächen und Kapitel 1.5 Gewerbliche Bauflächen; 2. Beteiligung gemäß § 6 Abs. 
3, 4 i.V.m. § 10 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Rheinland-Pfalz 
Drs. Nr. X / 95 

6. Informationen zu rechtlichen Fragen der vergangenen Sitzungsrunde (u.a. Änderung des 
ROG) 

7. Antrag der Stadt Steinau an der Straße auf Zulassung einer Abweichung von den Zielen 
des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 gemäß § 6 Abs. 2 
ROG i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG für den Planbereich des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans "Solarpark Ulmbach" im Stadtteil Ulmbach 
Drs. Nr. X / 57.2 

8. Antrag der Gemeinde Altenstadt auf Zulassung einer Abweichung von den Zielen des 
Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 und vom Landes-
entwicklungsplan Hessen 2020 gem. § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG für die 
geplante Entwicklung einer Siedlungserweiterung aus Einzelhandel, Dienstleistungen 
und Wohnen 
Drs. Nr. X / 90.1 
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9. Antrag der Stadt Mörfelden-Walldorf auf Zulassung einer Abweichung von den Zielen des 
Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 gem. § 6 Abs. 2 ROG 
i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG für die „Erweiterung Gewerbegebiet Mörfelden-Ost“ 
(Bebauungsplan Nr. 54 Gewerbegebiet Mörfelden-Ost, Am Oberwaldberg) 
Drs. Nr. X / 91.1 

10. Abschluss des Planänderungsverfahrens für die 1. Änderung des Regionalplans 
Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof 
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße 
Drs. Nr. X / 59.2 

11. Anfragen 

 

Darmstadt, 23. Juni 2023 
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Darmstadt, den 12. Juli 2023 

Ergebnisprotokoll 

der 11. Sitzung des Haupt- und Planungsausschusses am 7. Juli 2023 

 

Tagungsort: 

Regionalverband FrankfurtRheinMain, 

Raum 8a/b im Untergeschoss, 

Poststraße 16, 60329 Frankfurt am Main 

 

Beginn: 10:01 Uhr 

Ende: 10:51 Uhr 

 

Vorsitz: 

Kasseckert, Heiko (CDU) 

 

Mitglieder: 

Burghardt, Horst (DIE GRÜNEN) 

Buschmann, Harald (CDU) 

Engelhardt, Christian (CDU) 

Fink, Christof (DIE GRÜNEN) 

Frank-Millman, Julia (DIE GRÜNEN) 

Gerfelder, Kai (SPD) vertritt Frau Rekha Krings (SPD) 

Göllner, Michael (SPD) 

Haas, Rudolf (SPD) vertritt Herr Rouven Kötter (SPD) 

Kraft, Uwe (CDU) vertritt Herr Jan Schneider (CDU) 

Lucas, Joachim (SPD) vertritt Herr Gerald Kummer (SPD) 

Dr. Naas, Stefan (FDP) 

Podstatny, Roger (SPD) 

Röttger, Bernd (CDU) vertritt Herr Dr. Helmut Müller (CDU) 

Salz, Gerhard (DIE GRÜNEN) 
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Schimpf, Matthias (DIE GRÜNEN) 

Schindler, Harald (SPD) vertritt Herr Gerhard Herbert (SPD) 

Sommer, Gregor (CDU) 

Stirböck, Oliver (FDP) vertritt Frau Annette Rinn (FDP) 

Urhahn, Franz-Rudolf (DIE GRÜNEN) 

Walther, Katy (DIE GRÜNEN) 

Wucherpfennig, Dagmar (SPD) 

Wysocki, Sebastian (CDU) 

 

Fraktionsvorsitzende: 

Banzer, Jürgen (CDU) 

Rock, René (FDP) 

 

Mitglieder des Präsidiums: 

Dr. Gehrke, Wolfgang (CDU) 

Kündiger, Albrecht (DIE GRÜNEN) 

 

Fraktionsgeschäftsführer: 

Vogt, Christian (DIE GRÜNEN) 

Würz, Rolf (FDP) 

 

Obere Landesplanungsbehörde: 

Lindscheid, Brigitte (Regierungspräsidentin) 

Dr. Fuhrmann, Stefan (Regierungsvizepräsident) 

Dr. Beck, Helmuth 

Güss, Ulrike 

Hennig, Udo 

Langsdorf, Markus 

Mahler, Sabine 

Pressestelle, 

Schader, Ines 

Schmieg, Verena 
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Regionalverband FrankfurtRheinMain 

Mrosek, Annika 

 

Gäste: 

Dr. Scheck, Natalie (HMWEVW) 

 

Schriftführerin: 

Kränkel, Aylin 
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Tagesordnung: 

1. Begrüßung und Genehmigung des Protokolls der 10. Sitzung vom 5. Mai 2023 

2. Vorlage Monitoringbericht zur Umsetzung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien 
(TPEE) 2019 
Drs. Nr. X / 67.2 

3. Neue Regelungen zur Windenergie 

4. Rotor out-Beschluss nach § 5 Abs. 4 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes (WindBG) 
 
Beschluss der Regionalversammlung Südhessen vom 14. Juni 2019 über den Sachlichen 
Teilplan Erneuerbare Energien (TPEE) sowie über die 1. Änderung des Sachlichen 
Teilplans Erneuerbare Energien (Drs. Nr. IX/17.13.9.1) 
Beschluss der Regionalversammlung Südhessen vom 2. Juli 2021 über die 1. Änderung 
des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien (TPEE) 2019 (Drs. Nr. IX/127.3) 
Drs. Nr. X / 94 

5. 1. Planänderungsverfahren des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar, Kapitel 1.4 
Wohnbauflächen und Kapitel 1.5 Gewerbliche Bauflächen; 2. Beteiligung gemäß § 6 Abs. 
3, 4 i.V.m. § 10 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Rheinland-Pfalz 
Drs. Nr. X / 95 

6. Informationen zu rechtlichen Fragen der vergangenen Sitzungsrunde (u.a. Änderung des 
ROG) 

7. Antrag der Stadt Steinau an der Straße auf Zulassung einer Abweichung von den Zielen 
des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 gemäß § 6 Abs. 
2 ROG i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG für den Planbereich des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans "Solarpark Ulmbach" im Stadtteil Ulmbach 
Drs. Nr. X / 57.2 

8. Antrag der Gemeinde Altenstadt auf Zulassung einer Abweichung von den Zielen des 
Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 und vom 
Landesentwicklungsplan Hessen 2020 gem. § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG für 
die geplante Entwicklung einer Siedlungserweiterung aus Einzelhandel, Dienstleistungen 
und Wohnen 
Drs. Nr. X / 90.1 

9. Antrag der Stadt Mörfelden-Walldorf auf Zulassung einer Abweichung von den Zielen des 
Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 gem. § 6 Abs. 2 ROG 
i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG für die „Erweiterung Gewerbegebiet Mörfelden-Ost“ 
(Bebauungsplan Nr. 54 Gewerbegebiet Mörfelden-Ost, Am Oberwaldberg) 
Drs. Nr. X / 91.1 

10. Abschluss des Planänderungsverfahrens für die 1. Änderung des Regionalplans 
Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof 
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße 
Drs. Nr. X / 59.2 

11. Anfragen 
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Zu TOP 1 Begrüßung und Genehmigung des Protokolls der 10. Sitzung vom 5. Mai 2023 

Herr Kasseckert (CDU) eröffnet die 11. Sitzung des Haupt- und Planungsausschusses und 
begrüßt die anwesenden Mitglieder, Frau Regierungspräsidentin Lindscheid, Herrn 
Regierungsvizepräsident Dr. Fuhrmann, die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der oberen 
Landesplanungsbehörde sowie Frau Dr. Scheck aus dem Wirtschaftsministerium.  

 

Er stellt fest, dass die Einladung form- und fristgerecht zugegangen ist. Zur Tagesordnung gibt es 
keine Änderungswünsche. 

Das Protokoll der 10. Sitzung vom 5. Mai 2023 wird genehmigt. 
 

 

Zu TOP 2 Vorlage Monitoringbericht zur Umsetzung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare 
Energien (TPEE) 2019 
Drs. Nr. X / 67.2 

Herr Kasseckert (CDU) stellt fest, dass die Beratungen zu diesem Tagesordnungspunkt bereits 
im Ausschuss UEK ausführlich stattgefunden haben.  

Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor.  

Der Haupt- und Planungsausschuss nimmt die Drs. Nr. X / 67.2 zur Kenntnis. 

 

Zu TOP 3 Neue Regelungen zur Windenergie 

Frau Güss fasst zusammen, dass die Beratung im Ausschuss durch den Vortrag von Frau Dr. 
Scheck (HMWEVW) bereits stattgefunden habe und ausführlich diskutiert worden sei. Das 
Übersichtspapier mit Erläuterungen der Änderungen, das dem Ausschuss UEK vom Hause des 
Regierungspräsidiums Darmstadt zur Verfügung gestellt wurde, werde diesem Protokoll als Anlage 
beigefügt.  

Weiter führt sie aus, dass Frau Dr. Scheck (HMWEVW) zur Beantwortung weiterer Fragen im 
heutigen Ausschuss noch einmal zur Verfügung stehe.  

Die Fraktion DIE GRÜNEN gibt zu Protokoll, dass sie einen zeitnahen Beschluss des 
Flächenbeitragswerts unterstütze.  

Herr Röttger (CDU) führt aus, dass es bei komplexen Themenbereichen angeraten sei, 
ausführlich und gründlich zu beraten. Er merkt an, dass über den Beschluss in aller Ruhe im Jahre 
2024 beraten werden solle.  

Herr Gerfelder (SPD) merkt an, dass er zu Ausführungen in den Beratungen der Ausschüsse 
Rückfragen habe, welche er am Ende der Sitzung unter Anfragen an Frau Regierungspräsidentin 
Lindscheid stellen möchte.  

Herr Dr. Beck weist darauf hin, dass sich nach seiner Einschätzung und der der Prozessvertreter 
durch den Flächenbeitragswertbeschluss die Rechtslage bei den Normenkontrollklagen noch 
einmal verbessern werde. Ab dem Flächenbeitragswertbeschluss hätte man das Konstrukt mit 
dem Ausschlussraum und dem schlüssigen Plankonzept nicht mehr. Dann habe man den nicht 
privilegierten Raum und andere Maßstäbe, die dann für die Beurteilung gelten. Demnach wäre es 
günstig, den Beschluss eher frühzeitig zu fassen.  

Herr Kasseckert (CDU) fasst zusammen, dass zu dieser Thematik heute nichts beschlossen 
werden müsse. Hierzu müsse in einer anderen Runde in Ruhe beraten werden, um eine kluge 
Entscheidung über den Zeitpunkt des Beschlusses zu treffen.  



 

Öffentliche Niederschrift der 11. Sitzung des Haupt- und Planungsausschusses 6 von 9 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Herr Kasseckert (CDU) bedankt sich für die 
Anwesenheit von Frau Dr. Scheck (HMWEVW). Damit wird der Tagesordnungspunkt verlassen.  
 

 

Zu TOP 4 Rotor out-Beschluss nach § 5 Abs. 4 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes 
(WindBG) 
 
Beschluss der Regionalversammlung Südhessen vom 14. Juni 2019 über den 
Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien (TPEE) sowie über die 1. Änderung des 
Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien (Drs. Nr. IX/17.13.9.1) 
Beschluss der Regionalversammlung Südhessen vom 2. Juli 2021 über die 1. 
Änderung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien (TPEE) 2019 (Drs. Nr. 
IX/127.3) 
Drs. Nr. X / 94 

Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor. Herr Kasseckert (CDU) lässt über die Drucksache 
abstimmen. 

 

Beschluss: Der Haupt- und Planungsausschuss stimmt der Drs. Nr. X / 94 mit Stimmen der 

Fraktionen CDU, SPD, DIE GRÜNEN bei Enthaltung der FDP-Fraktion einstimmig zu. 

 

Zu TOP 5 1. Planänderungsverfahren des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar, Kapitel 
1.4 Wohnbauflächen und Kapitel 1.5 Gewerbliche Bauflächen; 2. Beteiligung 
gemäß § 6 Abs. 3, 4 i.V.m. § 10 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Rheinland-Pfalz 
Drs. Nr. X / 95 

Herr Engelhardt (CDU) bittet die folgende Protokollnotiz aufzunehmen: Aus seiner Sicht als 
Landrat des betroffenen Landkreises Bergstraße hält er die vorgetragenen Bedenken zu den 
Ziffern 12 (Heppenheim – Wohnen) und 26 (Lorsch – Wohnen) zwar für betrachtenswert aber nicht 
tragfähig. Zu Ziffer 12 habe es Ende 2022 einen Termin gegeben, an dem unter Einbindung des 
RP Darmstadt eine leicht modifizierte Lösung als zustimmungswürdig erarbeitet wurde. Den 
steigenden Wohnflächenbedarf u.a. durch die Migration des letzten Jahres sollte berücksichtigt 
werden. Er bittet, dies ins Protokoll aufzunehmen und möglicherweise im weiteren Verfahren zu 
berücksichtigen. 

Herr Gerfelder (SPD) merkt an, dass auf Seite 8 der Stellungnahme das Thema Abwasser 
aufgeführt ist. Er hinterfragt, warum das Thema der Abwasserentsorgung in dieser Stellungnahme 
aufgeführt wird, allerdings bei Zielabweichungsverfahren von ähnlicher Größenordnung nicht. 

Frau Güss entgegnet, dass dies eigentlich kein Thema sei, dass von der Regionalplanung zu 
behandeln sei, jedoch als Hinweis nachrichtlich an den Planungsträger Verband Rhein-Neckar 
aufgenommen wurde.  

Frau Regierungspräsidentin Lindscheid stellt die Rückfrage, ob die Thematik künftig 
mitaufgenommen oder weggelassen werden solle und bittet um Einschätzung.  

Nach weiteren Wortmeldungen wird seitens des Gremiums durch Herrn Kasseckert (CDU) 
festgestellt, dass die Thematik Abwasser künftig nicht berücksichtigt wird, da die Thematik nicht im 
Zuständigkeitsbereich der Regionalversammlung Südhessen liege.  

Herr Kasseckert (CDU) lässt nun über die Drucksache abstimmen.  
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Beschluss: Der Haupt- und Planungsausschuss stimmt der Drs. Nr. X / 95 mit Stimmen der 

Fraktionen CDU, SPD, FDP und DIE GRÜNEN einstimmig zu. 

 

Zu TOP 6 Informationen zu rechtlichen Fragen der vergangenen Sitzungsrunde (u.a. 
Änderung des ROG) 

Hierzu wird ein mündlicher Bericht von Herrn Langsdorf vorgetragen.  

Zur Frage, ob Beschlüsse, die in der aktuellen Regionalversammlung beschlossen werden, für 
künftige Regionalversammlungen bindend sind, gibt Herr Langsdorf zu Protokoll, dass dies der 
Fall sei. Die Regionalversammlung sei Teil der Exekutive und kein Parlament, demnach gelte hier 
nicht, dass Beschlüsse, auch solche die ggfs. nicht erledigt seien, mit Ende einer Legislaturperiode 
erlöschen. Beschlüsse der Regionalversammlung gelten fort. Weiter führt er aus, dass es einer 
neu konstituierten Regionalversammlung unbenommen bleibe, vorherige Beschlüsse abzuändern.  

Herr Langsdorf erläutert, dass es keinen Landschaftsrahmenplan mehr gebe. Vorgesehen war 
es, dass dieser Plan bei einer Aufstellung des Regionalplans berücksichtigt werden könne. Diese 
Rechtslage gebe es nicht mehr. Nunmehr gebe es ein Landschaftsprogramm, welches ein 
integraler Bestandteil des Landesentwicklungsplanes sei.  

Herr Langsdorf führt aus, dass im Wesentlichen die Auswirkungen der Änderung des ROG, die 
im September dieses Jahres in Kraft treten, in drei Punkten zusammenzufassen sind. Die erste 
Änderung sei eine Kodifizierung der bisherigen Rechtsprechung, bei der sich inhaltlich nichts 
ändere. Im § 3 Abs. 1 Nr. 4 a ROG wird eine Definition aufgenommen für die in Aufstellung 
befindlichen Ziele. Des Weiteren die Novellierung hinsichtlich der Beteiligung der Öffentlichkeit und 
Träger öffentlicher Belange. Dort gebe es eine Umkehrung des Ausnahmegrundsatzverhältnisses. 
Die Beteiligung erfolge künftig in erster Linie digital im Internet und ergänzend in Papierform. 
Sowie die Änderungen zum § 6 Abs. 2 ROG – hier wird im Wesentlichen ein Wort geändert, 
welche die Regelungen der Zielabweichungen betrifft. Nunmehr heiße es nicht mehr „die 
Abweichung von Zielen der Raumordnung kann“, sondern „soll“ zugelassen werden.  
 
Zur Frage des atypischen Falls stellt Herr Langsdorf fest, dass hierzu keine abstrakte, pauschale 
Beantwortung möglich ist. Dies ist abhängig davon, von welchem Ziel und in welchem Raum 
abgewichen werden soll. Ebenso welches Vorhaben bzw. welcher Planungsträger abweicht. 
 
Herr Kasseckert (CDU) stellt durch die Ausführungen lediglich einen begrenzten 
Erkenntnisgewinn fest und bittet zur Aufklärung um eine schriftliche Übermittlung der Fragen und 
der Antworten. Dies sollte auch bei künftigen Anfragen dieser Art berücksichtigt werden, sodass 
eine beratungsfähige Grundlage vorliegt.  
 
Frau Regierungspräsidentin Lindscheid sichert zu, dass eine schriftliche Ausarbeitung der 
Antworten auf die rechtlichen Fragen zur Verfügung gestellt wird.  
 

 

Zu TOP 7 Antrag der Stadt Steinau an der Straße auf Zulassung einer Abweichung von den 
Zielen des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
gemäß § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG für den Planbereich des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplans "Solarpark Ulmbach" im Stadtteil Ulmbach 
Drs. Nr. X / 57.2 

Herr Rock (FDP) stellt die Rückfrage, das sich in den Ausschussdiskussionen ergeben habe, dass 
zum Anschluss dieser Anlage eine 12 km lange Stromleitung gebaut werde. Bisher wurde von 
einer Länge von 1,5 km ausgegangen. Er weist darauf hin, dass es signifikant wäre, ob eine 
Leitung von 1,5 km bzw. 12 km gebaut werden müsse und bittet um Aufklärung.  
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Herr Langsdorf führt aus, dass die Stadt Steinau bereits 2013 eine 5 ha große Fläche 
ausgewiesen und erschlossen habe. Demnach sei die Leitung vorhanden. Die jetzt weitere, 
zugelassene Fläche in unmittelbarer Nähe sei somit zweckmäßig, vorbehaltlich dessen, dass – wie 
weiter geprüft wurde - im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft keine wirtschaftliche Alternative für die 
Stadt Steinau vorhanden war.  

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Herr Kasseckert (CDU) lässt über die Drucksache 
abstimmen.  

 

Beschluss: Der Haupt- und Planungsausschuss stimmt der Drs. Nr. X / 57.2 mit Stimmen der 

Fraktionen CDU, SPD, DIE GRÜNEN bei Enthaltung der FDP-Fraktion einstimmig zu. 

 

Zu TOP 8 Antrag der Gemeinde Altenstadt auf Zulassung einer Abweichung von den Zielen 
des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 und vom 
Landesentwicklungsplan Hessen 2020 gem. § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 8 Abs. 2 
HLPG für die geplante Entwicklung einer Siedlungserweiterung aus Einzelhandel, 
Dienstleistungen und Wohnen 
Drs. Nr. X / 90.1 

Herr Salz (DIE GRÜNEN) fragt nach, ob zwecks der Nachnutzung des alten Rewe-Grundstücks, 
das in unmittelbarer Nähe befindliche Busunternehmen die Fläche zur Unterbringung von 
Fahrzeugen nutzen könne. Er fragt an, ob dies nachgefragt oder überprüft werden könne. 

Herr Kasseckert (CDU) stellt fest, dass dies keine Entscheidung dieses Gremiums sei, aber die 
Anregung aufgenommen und der Gemeinde weitergegeben werde.  

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Herr Kasseckert (CDU) lässt über die Drucksache 
abstimmen.  

 

Beschluss: Der Haupt- und Planungsausschuss stimmt der Drs. Nr. X / 90.1 mit Stimmen der 

Fraktionen CDU, SPD, FDP und DIE GRÜNEN einstimmig zu. 

 

Zu TOP 9 Antrag der Stadt Mörfelden-Walldorf auf Zulassung einer Abweichung von den 
Zielen des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
gem. § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG für die „Erweiterung Gewerbegebiet 
Mörfelden-Ost“ (Bebauungsplan Nr. 54 Gewerbegebiet Mörfelden-Ost, Am 
Oberwaldberg) 
Drs. Nr. X / 91.1 

Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor. Herr Kasseckert (CDU) lässt über die Drucksache 
abstimmen. 

 

Beschluss: Der Haupt- und Planungsausschuss stimmt der Drs. Nr. X / 91.1 mit Stimmen der 

Fraktionen CDU, SPD, FDP und DIE GRÜNEN einstimmig zu. 
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Zu TOP 10 Abschluss des Planänderungsverfahrens für die 1. Änderung des Regionalplans 
Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Steinbach 
(Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof 
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße 
Drs. Nr. X / 59.2 

Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor.  

Der Haupt- und Planungsausschuss nimmt die Drs. Nr. X / 59.2 zur Kenntnis. 

 

Zu TOP 11 Anfragen 

Herr Gerfelder (SPD) merkt an, dass im Rahmen der Ausschussberatungen vorgetragen wurde, 
dass es im Zuständigkeitsbereich von HessenForst eine Abschichtung der zur Verfügung 
stehenden Flächen gäbe. Er verweist darauf, dass der Begriff „Ranking“ gefallen sei. Hier wird die 
Frage an die Behördenleitung gestellt, ob diese davon Kenntnis habe.  

Frau Regierungspräsidentin Lindscheid äußert, dass hierzu keinerlei Kenntnisse vorliegen und 
somit keine Auskunft gegeben werden könne. Es wird zugesichert, dies in Erfahrung zu bringen.  

Frau Regierungspräsidentin Lindscheid gibt dem Gremium zur Information, dass dies die letzte 
Sitzungsrunde von Herrn Dr. Beck sei, da er künftig die Leitung der Abteilung II übernehmen 
werde. Sie bedankt sich im Namen aller für die jahrelange gute Zusammenarbeit. Weiter führt sie 
aus, dass es für ihn bestimmt ein Highlight seines Wirkens in der Regionalplanung gewesen sei, 
als der Teilplan Erneuerbare Energien auf den Weg gebracht werden konnte.  

Herr Dr. Beck bedankt sich ganz herzlich für über 13 Jahre guter Zusammenarbeit und wünscht 
der Regionalversammlung Südhessen zwecks der Neuaufstellung des Regionalplans alles Gute. 

Herr Kasseckert (CDU) schließt sich dem Wort von Frau Regierungspräsidentin Lindscheid an 
und bedankt sich für jahrelange hervorragende Begleitung. Ebenso für das gute Handling in manch 
hitziger Diskussion. Er hebt hervor, dass der Abschluss des Teilplans Erneuerbare Energien auch 
seine Handschrift trägt und bedankt sich für die gute Vorbereitung für die Neuaufstellung des 
Regionalplans. Im Namen des Hauses wird Herrn Dr. Beck alles Gute für den weiteren Weg 
gewünscht. 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.  

Herr Kasseckert (CDU) schließt die Sitzung um 10:51 Uhr. 
 

 

gez. Heiko Kasseckert 

Ausschussvorsitzender 

gez. Aylin Kränkel 
Schriftführerin 
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Sitzungstag(e): 
4. Mai 2023 - Ausschuss für Umwelt, Energie und Klima 

4. Mai 2023 - Ausschuss für Natur, Landwirtschaft und Forsten 

5. Mai 2023 - Haupt- und Planungsausschuss 

6. Juli 2023 - Ausschuss für Umwelt, Energie und Klima 

7. Juli 2023 - Haupt- und Planungsausschuss 

14. Juli 2023 - Regionalversammlung Südhessen 
  

 
 
Vorlage Monitoringbericht zur Umsetzung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien 
(TPEE) 2019 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
den folgenden Beschluss empfehle ich Ihnen: 
 
Der beiliegende 1. Monitoringbericht zur Umsetzung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare 
Energien (TPEE) 2019 gemäß Beschlussdrucksache Nr. X / 67.1 für den Zeitraum vom  
1. März 2022 bis zum 28. Februar 2023 wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

gez. Lindscheid 

Regierungspräsidentin 
 



 

 

1. Monitoringbericht zur Umsetzung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Ener-

gien (TPEE) 2019 – Zeitraum 01.03.2022 – 28.02.2023 

Die Regionalversammlung Südhessen hat mit ihrem Beschluss zur Drucksache Nr. X / 67 

am 16.12.2022 der oberen Landesplanungsbehörde aufgetragen, einen jährlichen Moni-

toringbericht zur Umsetzung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien (TPEE) 

2019 vorzulegen. Darin soll insbesondere dokumentiert werden:  

1. der Zubau an Leistung der Erneuerbaren Energien 

2. die Inanspruchnahme von Flächen für Erneuerbare Energien 

3. der Rückbau der Leistung der Erneuerbaren Energien (Repoweringverbot) 

4. die Rückführung von Flächen der Nutzung für Erneuerbare Energien 

5. die vorliegenden Anträge zur Errichtung von Anlagen im Bereich der Erneuerbaren 

Energien 

6. die Bearbeitungszeiträume zur Genehmigung von Anlagen im Bereich der Erneu-

erbaren Energien 

7. die Zahl der versagten Genehmigungen für Anlagen der Erneuerbaren Energien 

inklusive Versagungsgrund 

Vorbemerkung 

Dieser Bericht umfasst das erste Jahr nachdem die 1. Änderung des TPEE 2019 wirksam 

geworden ist, also den Zeitraum vom 1. März 2022 bis zum 28. Februar 2023. 

Der TPEE 2019 steuert die Windenergienutzung in Südhessen durch die Festlegung von 

Vorranggebieten zur Nutzung der Windenergie (VRG) mit Zielcharakter unter Ausschluss 

des übrigen Planungsraums. Zu den anderen Erneuerbaren Energien (Freiflächen-Pho-

tovoltaik, Bioenergie, Geothermie und Wasserkraft) enthält der TPEE 2019 Aussagen mit 

Grundsatzcharakter.  

Dies, und die Tatsache, dass lediglich für die Windenergie aufgrund der in Zuständigkeit 

des Regierungspräsidiums (RP) Darmstadt durchgeführten Genehmigungsverfahren auf 

eine bereits vorliegende eigene Datenbasis zurückgegriffen werden konnte, führen dazu, 

dass die im Beschluss formulierten Punkte 1 – 7 nur für die Windenergie beantwortet 

werden können. Die Aussagen zur tiefen Geothermie wurden mit der ebenfalls im RP 

Darmstadt angesiedelten Bergaufsicht abgestimmt. 
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Für die weiteren potenziell regional bedeutsamen Erneuerbaren Energieträger Freiflä-

chen-Photovoltaik (Freiflächen-PV), Biomasse, und Wasserkraft sind im Anhang Infor-

mationen zum aktuellen Anlagenbestand und dessen räumlicher Verteilung in Südhessen 

aufgeführt. Die Daten für diese Energieträger sind dem Marktstammdatenregister der 

Bundesnetzagentur für den Zeitpunkt 1. März 2023 entnommen und liegen damit nicht in 

der Verantwortung des RP Darmstadt. Die Daten sind öffentlich zugänglich und abrufbar 

unter dem folgenden Internet-Link: https://www.marktstammdatenregister.de/MaStR/ 

 
Windenergie 

Mit Datum vom 28.02.2023 waren in Südhessen 226 nach Bundesimmissionsschutzge-

setz zu genehmigende Windenergieanlagen (WEA) mit einer summierten Leistung von 

539,85 Megawatt (MW) in Betrieb. Weitere 12 WEA mit einer summierten Leistung von 

53,8 MW waren zu diesem Zeitpunkt genehmigt. 

Für die in der Beschlussdrucksache Nr. X / 67.1 enthaltenen Punkte ergeben sich für den 

Zeitraum vom 01.03.2022 – 28.02.2023 folgende Parameter: 

Zubau (Anzahl WEA und 
summierte Leistung) 

5 WEA, 23,8 MW 

Inanspruchnahme von Flä-
chen 

VRG 2-45 Schlüchtern-Elm – 2 WEA 

VRG 2-449 Gründau-Breitenborn – 2 WEA 

VRG 2-122 Lützelbach – 1 WEA 

Rückbau der Leistung 
(Repoweringverbot) 

keine 

Rückführung von Flächen keine 

Anzahl eingereichte Anträge 
auf Genehmigung von WEA 

3 Anträge für insgesamt 9 WEA 

Genehmigte Anträge für 
WEA 

1 Antrag für 2 WEA 

Bearbeitungszeiträume der 
Genehmigungsverfahren 

Durchschnittliche Dauer von Antragstellung bis Be-
scheid: 46,7 Wochen 

Durchschnittliche Dauer von Vollständigkeit der Unter-
lagen bis Bescheid: 23 Wochen 

Anzahl der versagten Ge-
nehmigungen 

keine 

https://www.marktstammdatenregister.de/MaStR/
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Tiefe Geothermie 

Die folgenden Ausführungen beschränken sich auf die tiefe Geothermie.  

Im Bereich der tiefen Geothermie (> 1000 m Tiefe) gibt es in Südhessen aktuell kein 

Kraftwerk, welches der Stromerzeugung dient. Es liegt auch kein konkretes Projekt (An-

trag Betriebsplan) für die Stromgewinnung aus tiefer Geothermie vor. 

Es laufen derzeit lediglich diverse Voruntersuchungen (Seismik, Erkundungsbohrungen) 

zur Erkundung des Untergrundes und um potentielle Standorte zu entwickeln. 

 

RPDA - Dez. III 31.1-93 d 02/6-2023/1      12.04.2023 

Till Felden          Tel.: 12-8932 

Angelika Buschkühl-Lindermann       Tel.: 12-8940 

Stephan Frucht         Tel.: 12-8936 

Marcus Richter         Tel.: 12-8905 

Udo Hennig          Tel.: 12-8916 

  



1. Monitoringbericht zur Umsetzung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien Seite 4 von 7 

 

- 5 - 

Anhang – Daten zu Freiflächen-PV, Biomasse, Wasserkraft 

Datenquelle für alle in diesem Anhang dargestellten Tabellen ist das Marktstammdaten-

register der Bundesnetzagentur mit Abrufdatum 01.03.2023. Die Daten wurden für Süd-

hessen aufbereitet und für Freiflächen-PV und Biomasse mit dem Raumordnungskatas-

ter abgeglichen, inhaltlich aber nicht verändert. 

Freiflächen-PV 

Kreis /  
kreisfreie Stadt  

Anzahl 
Einheiten 

Nettoleistung 
(in MW) Nettoleistung Inbetriebnahme 

Bergstraße 7 9,76 1=4 ; 2=3 ; 3=0 0=1 ; 1=1 ; 2=4 ; 3=1 

Darmstadt-Dieburg 5 4,74 1=3 ; 2=2 ; 3=0 0=0 ; 1=2 ; 2=3 ; 3=0 

Groß-Gerau 2 1,8 1=1 ; 2=1 ; 3=0 0=0 ; 1=1 ; 2=0 ; 3=1 

Hochtaunuskreis 6 7,52 1=1 ; 2=5 ; 3=0 0=0 ; 1=1 ; 2=5 ; 3=0 

Main-Kinzig-Kreis 10 17,09 1=4 ; 2=5 ; 3=1 0=1 ; 1=1 ; 2=6 ; 3=2 

Main-Taunus-Kreis 1 0,37 1=1 ; 2=0 ; 3=0 0=0 ; 1=1 ; 2=0 ; 3=0 

Odenwaldkreis 8 10,93 1=3 ; 2=5 ; 3=0 0=0 ; 1=0 ; 2=3 ; 3=5 

Offenbach 3 7,44 1=2 ; 2=0 ; 3=1 0=0 ; 1=0 ; 2=3 ; 3=0 

Rheingau-Taunus-
Kreis 10 4,79 1=10 ; 2=0 ; 3=0 0=1 ; 1=2 ; 2=5 ; 3=2 

Wetteraukreis 9 9,71 1=7 ; 2=2 ; 3=0 0=0 ; 1=0 ; 2=4 ; 3=5 

Darmstadt  0 0 1=0 ; 2=0 ; 3=0 0=0 ; 1=0 ; 2=0 ; 3=0 

Frankfurt am Main 0 0 1=0 ; 2=0 ; 3=0 0=0 ; 1=0 ; 2=0 ; 3=0 

Offenbach am Main 1 2,58 1=0 ; 2=1 ; 3=0 0=0 ; 1=0 ; 2=1 ; 3=0 

Wiesbaden 1 0,84 1=1 ; 2=0 ; 3=0 0=0 ; 1=1 ; 2=0 ; 3=0 

Gesamt 63 77,57 1=37 ; 2=24 ; 3=2 0=3 ; 1=10 ; 2=34 ; 3=16 

Größenkategorien 

1: bis 1 MW 

2: bis 5 MW 

3: über 5 MW 

 

Kategorien der Inbetriebnahme 

0: unbekannt 

1: vor 2010 

2: vor 2020 

3: nach 2020 
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Bestand Freiflächen-PV-Anlagen in Südhessen nach Gemeinden 

Gemeinde / Stadt Anzahl Standorte Gesamtfläche (in ha) Gesamtleistung (in MW) 

Aarbergen 4 2,83 1,01 

Alsbach-Hähnlein 1 2,35 1,27 

Bad Soden-Salmünster 2 9,31 6,82 

Biebesheim 1 0,19 0,10 

Brombachtal 1 1,43 1,12 

Bruchköbel 1 5,93 2,25 

Büdingen 3 3,33 2,72 

Dreieich 1 16,60 7,20 

Erbach 1 1,92 1,14 

Flörsheim 1 4,59 0,38 

Gelnhausen 1 3,51 1,26 

Grävenwiesbach 1 0,25 0,42 

Griesheim 1 6,10 2,55 

Groß-Rohrheim 2 2,23 0,96 

Heidenrod 2 3,61 1,63 

Heppenheim 3 3,70 2,56 

Hünstetten 1 1,91 0,66 

Lampertheim 1 3,59 2,00 

Lützelbach 3 15,48 2,40 

Mossautal 1 5,35 4,65 

Neu-Anspach 2 5,71 2,12 

Neuberg 1 4,52 2,50 

Nidda 2 0,96 0,49 

Niedernhausen 2 1,44 0,93 

Oberzent 2 3,75 1,62 

Offenbach 1 6,72 2,58 

Riedstadt 1 3,54 1,70 

Seligenstadt 2 0,50 0,24 

Taunusstein 1 1,83 0,56 

Usingen 3 13,71 4,98 

Wald-Michelbach 1 4,85 4,25 

Weiterstadt 3 1,42 0,92 

Wiesbaden 1 1,39 0,84 

Wölfersheim 4 14,94 6,51 

Schlüchtern 4 2,78 1,36 

Steinau 1 4,91 2,90 

        

Gesamt 63 152,49 77,57 

 

 



1. Monitoringbericht zur Umsetzung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien Seite 6 von 7 

 

- 7 - 

Biomasse (gasförmig, flüssig und fest) 

Landkreis/ 
kreisfreie Stadt 

Anzahl der 
Einheiten 

Nettoleistung 
(in MW) Größenkategorie Inbetriebnahme 

Bergstraße 25 5,51 1=12 ; 2=11; 3=2 ; 4=0 ; 5=0 1=7 ; 2=16; 3=2 

Darmstadt-Die-
burg 14 5,43 1=0 ; 2=11 ; 3=3 ; 4=0 ; 5=0 1=5 ; 2=5 ; 3=4 

Groß-Gerau 7 2,48 1=3 ; 2=2 ; 3=2 ; 4=0 ; 5=0 1=2 ; 2=5 ; 3=0 

Hochtaunuskreis 13 3,01 1=7 ; 2=4 ; 3=2 ; 4=0 ; 5=0 1=3 ; 2=10 ; 3=0 

Main-Kinzig-
Kreis 38 19,16 1=4 ; 2=23 ; 3=7 ; 4=4 ; 5=0 1=12 ; 2=24 ; 3=2 

Main-Taunus-
Kreis 20 27,16 1=2 ; 2=1 ; 3=14 ; 4=2 ; 5=1 1=13 ; 2=7 ; 3=0 

Odenwaldkreis 11 3,37 1=3 ; 2=5 ; 3=3 ; 4=0 ; 5=0 1=2 ; 2=8 ; 3=1 

Offenbach 11 2,63 1=7 ; 2=2 ; 3=2 ; 4=0 ; 5=0 1=4 ; 2=6 ; 3=1 

Rheingau-
Taunus-Kreis 1 3,05 1=0 ; 2=0 ; 3=0 ; 4=1 ; 5=0 1=0 ; 2=1 ; 3=0 

Wetteraukreis 33 10,23 1=9 ; 2=16 ; 3=8 ; 4=0 ; 5=0 1=8 ; 2=22 ; 3=3 

Darmstadt  7 3,02 1=1 ; 2=2 ; 3=4 ; 4=0 ; 5=0 1=3 ; 2=2 ; 3=2 

Frankfurt am 
Main 15 19,53 1=6 ; 2=3 ; 3=0 ; 4=5 ; 5=1 1=7 ; 2=8 ; 3=0 

Offenbach am 
Main 3 0,77 1=1 ; 2=1 ; 3=1 ; 4=0 ; 5=0 1=0 ; 2=3 ; 3=0 

Wiesbaden 3 12,05 1=0 ; 2=1 ; 3=0 ; 4=1 ; 5=1 1=1 ; 2=2 ; 3=0 

Gesamt 201 117,4 
1=55 ; 2=82 ; 3=48 ; 4=13 ; 

5=3 
1=67 ; 2=119 ; 

3=15 
 

Größenkategorien 

1: bis 0,15 MW 

2: bis 0,5 MW 

3: bis 1 MW 

4: bis 5 MW 

5: über 5 MW 

Kategorien der Inbetriebnahme 

1: vor 2010 

2: vor 2020 

3: nach 2020 
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Wasserkraft 

Bestand Wasserkraftwerke in Südhessen nach Gemeinden  

Gemeinde / Stadt Anzahl Einheiten Gesamtleistung (MW) 

Aarbergen 1 0,015 

Bad Schwalbach 1 0,045 

Bad Soden-Salmünster 2 0,27 

Bensheim 1 0,0002 

Birkenau 3 0,099 

Birstein 5 0,11 

Brachttal 3 0,146 

Breuberg 1 0,034 

Büdingen 1 0,0137 

Butzbach 2 0,019 

Erbach 3 0,12 

Erlensee 2 0,083 

Flörsheim 1 0,016 

Frankfurt 4 9,53 

Gründau 1 0,115 

Hanau 1 0,098 

Hirschhorn 3 5,03 

Hofheim 4 0,051 

Hohenstein 1 0,001 

Kelsterbach 1 5,40 

Maintal 3 4,87 

Wiesbaden 2 4,00 

Michelstadt 1 0,014 

Neckarsteinach 2 4,40 

Nidda 1 0,045 

Niederdorfelden 1 0,012 

Oberursel 2 0,067 

Oberzent 1 0,075 

Ortenberg 6 2,147 

Sinntal 6 0,0783 

Steinau 5 0,087 

Wald-Michelbach 1 0,011 

   

Gesamt 72 37,00 
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III 31.1 Regionalplanung       5. Juni 2023 
Angelika Buschkühl-Lindermann 
Till Felden 
 
 

Gesetzliche Regelungen zur Beschleunigung des Ausbaus der Windenergienutzung 

an Land; Regionalplanerische Umsetzung bis 1. Flächenbeitragswertbeschluss  

(Stand Juni 2023) 

 
Das Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an 
Land (Wind-an-Land-Gesetz) vom 20.7.2022 (BGBl. I S. 1353) ist am 1.2.2023 in Kraft 
getreten. Es enthält in Artikel 1 das Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) und in 
Artikel 2 Änderungen des Baugesetzbuchs (BauGB §§ 245e und 249). In den Artikeln 3 und 
4 sind Änderungen des Raumordnungsgesetzes und des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
enthalten. Weiter sind Änderungen des Bundesnaturschutzgesetzes und des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes bereits umgesetzt worden. Auf EU-Ebene ist am 22.12.2022 die 
Notfallverordnung zur Festlegung eines Rahmens für einen beschleunigten Ausbau der 
Nutzung erneuerbarer Energien in Kraft getreten. 
 
Für die Umsetzung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes wurde am 16. Mai 2023 der 
„Gemeinsame Erlass Neuregelungen zur Beschleunigung des Windenergieausbaus“ des 
HMWEVW und HMUKLV veröffentlicht:  
 
https://umwelt.hessen.de/umwelt/anlagengenehmigung-ueberwachung-sicherheit 
 
Mit diesem Erlass werden die wichtigsten Auslegungs- bzw. Anwendungsfragen beantwortet.  
 
Nachfolgend werden die für die Regionalplanung wichtigsten gesetzlichen Regelungen 
erläutert. Eine informative Übersicht bietet das beiliegende Blatt. 
 
Das geltende WindBG legt für jedes Bundesland Flächenbeitragswerte für die 
Windenergienutzung fest (§ 3 Abs. 1 i.V. mit Anlage 1). Hessen hat danach bis Ende 2027 
1,8 % seiner Fläche für die Windenergienutzung bereitzustellen, bis Ende 2032 2,2 %. 
 
In den hessischen Teilplänen für die Erneuerbaren Energien sind zusammen ca. 1,9 % der 
Fläche Hessens als Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie festgelegt. Damit wäre 
das Ziel für den ersten Flächenbeitragswert bereits erreicht. Hierzu sind Umsetzungsschritte 
der Regionalversammlungen und der Verbandskammer beim Regionalverband 
FrankfurtRheinMain erforderlich. 
 
Um den zweiten Flächenbeitragswert zu erreichen, sind zunächst Umsetzungsschritte auf 
Landesebene erforderlich, z.B. Änderung des LEP. Eine Anpassung des Hessischen 
Energiegesetzes ist bereits erfolgt (§ 1 Abs. 1 Satz 2 HEG). 
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Rechtliche Situation seit 1.2. 2023 durch Wind-an-Land-Gesetz 
 

1. Der TPEE 2019 sowie seine 1. Änderung gelten fort (§ 245e Abs. 1 Satz 1 BauGB). 
Die Errichtung von Windenergieanlagen ist innerhalb der Vorranggebiete privilegiert. 
Außerhalb der Vorranggebiete ist sie ausgeschlossen.  

2. Neu ist die Sonderregelung für Repowering-Vorhaben. Das Repowering bestehender 
Windenergieanlagen ist außerhalb der Vorranggebiete privilegiert. Voraussetzung ist, 
dass die Windenergieanlagen außerhalb von Naturschutz- und Natura 2000-Gebieten 
errichtet werden und die Grundzüge der Planung nicht berührt sind. Laut 
gemeinsamen Erlass des HMWEVW und HMUKLV sind insbesondere die Kriterien 
zur Ermittlung der Windenergie-Vorranggebiete nach der 3. Änderung des LEP 
Hessen 2000 (Ziel 5.3.2.2-4, a. bis e.) als Grundzüge der Planung im Sinne von 
§ 245e Abs. 3 BauGB anzusehen. Dies betrifft die durchschnittliche 
Windgeschwindigkeit, 1.000 m Abstand zu Vorranggebieten Siedlung Bestand und 
Planung, die Abstände zur Verkehrsinfrastruktur sowie zu Hoch- und 
Höchstspannungsfreileitungen und den Ausschluss von Naturschutzgebieten, 
Nahbereichen von Naturdenkmälern, gesetzlich geschützten Schutz- und 
Bannwäldern, sowie Kernzonen der Welterbestätten. 

3. Der Bundesgesetzgeber hat die Planungssystematik auf eine Positivplanung 
umgestellt. Eine Beschränkung der Privilegierung von Windenergieanlagen erfolgt 
über die Gesetzgebung und nicht mehr über eine Planung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB, die mit einer Ausschlusswirkung verbunden ist. Mit dem Erreichen der 
Flächenbeitragsziele nach WindBG wird der Windenergie substanziell Raum zur 
Verfügung gestellt. 
Zukünftig ist die Steuerung der Windenergienutzung auf Flächen, die mit einer 
Ausschlusswirkung verbunden sind, nicht mehr möglich (§ 249 Abs. 1 BauGB). 

 
 
Umsetzungsschritte für den ersten Flächenbeitragswert: 
 
1. Rotor out-Beschluss 

Die Regionalversammlungen Nord-, Mittel und Südhessen sowie die Verbandskammer 
fassen ab dem 1.2.2023 jeweils den Beschluss, dass die Rotorblätter von 
Windenergieanlagen nicht innerhalb der Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie 
liegen müssen. 
Diese Klarstellung der Planungsträger ist bei den hessischen Bestandsplänen 
erforderlich, da sie keine ausdrückliche Rotor-Regelung enthalten (§ 5 Abs. 4 WindBG). 
Ohne diese Klarstellung können die Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie nicht 
im vollen Umfang auf den Flächenbeitragswert angerechnet werden (§ 4 Abs. 3 
WindBG). Es müssten 75 m (aktueller durchschnittlicher Rotorradius) von den Grenzen 
der Vorranggebiete nach innen subtrahiert werden. Hessen würde seinen Flächenbeitrag 
für 2027 nicht erreichen. Diese Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu geben. 
Ein entsprechender Beschlussvorschlag wurde zwischen dem HMWEVW, den drei 
Regierungspräsidien und dem Regionalverband abgestimmt. Der Beschlussvorschlag 
wird allen drei Regionalversammlungen und der Verbandskammer im Juli 2023 zur 
Beschlussfassung vorgelegt (für die RVS Drs. X / 94). 
Die aktuelle Genehmigungspraxis ändert sich durch diesen Beschluss nicht, da die 
Grenzen der Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie – wie alle anderen 
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regionalplanerischen Festsetzungen– auch jetzt schon als nicht parzellenscharf 
angesehen werden. 
 
Rechtsfolgen des Rotor out-Beschlusses 
Die seit 1.2.2023 geltende Situation ändert sich nicht. Die Rotor out-Beschlüsse sind 
Voraussetzung für die Flächenbeitragswertbeschlüsse. 
 
 

2. Feststellung 1. Flächenbeitragswert 
Bis spätestens zum 31.12.2027 ist festzustellen, dass der erste Flächenbeitragswert 
(Hessen 1,8 %) ohne Ausweisung von neuen Windenergiegebieten erreicht wird (§ 5 
Abs. 1 und 2 WindBG und § 1 Abs. 3 HEG). Hierfür sind entsprechende Beschlüsse 
durch die Regionalversammlungen und die Verbandskammer erforderlich, die für das 
gesamte Land zusammengeführt werden müssen. Diese Beschlüsse sind öffentlich 
bekannt zu geben.  
Zur konkreten Vorgehensweise wird es einen Vorschlag des HMWEVW geben. Um 
Kommunen die Möglichkeit zu eröffnen, zusätzliche Windflächen auszuweisen, wäre eine 
möglichst frühzeitige Feststellung des ersten Flächenbeitragswertes erforderlich. Es ist 
nicht vorgesehen, dass (nachträglich) für die Planungsregionen Teilflächenziele für den 
Flächenbeitragswert 2027 benannt werden. Daher sind alle drei Planungsregionen 
inklusive Regionalverband voneinander abhängig. 

 
Rechtsfolgen der Feststellung des Flächenbeitragswertes: 

 
a. Wegfall der Ausschlusswirkung 

Mit der Feststellung, dass der erste Flächenbeitragswert für Hessen erreicht wird, 
spätestens Ende 2027, entfällt die Ausschlusswirkung der drei Teilregionalpläne 
inklusive Regionalen Flächennutzungsplan (§ 245e Abs. 1 Satz 2 BauGB). Im 
Übrigen gelten die Pläne fort, insbesondere die Vorrangwirkung (§ 245e Abs. 1 Satz 
3 BauGB). 
 

b. Bauplanungsrechtliche Beurteilung der Windenergieanlagen (Nicht-Privilegierung 
außerhalb der Vorranggebiete) 
Mit der Feststellung, dass der Flächenbeitragswert erreicht wird, bleibt es bei der 
Privilegierung der Windenergieanlagen innerhalb der Vorranggebiete. Außerhalb der 
Vorranggebiete sind neu geplante Windenergieanlagen nach § 35 Abs. 2 BauGB zu 
bewerten. Die Zulassung von Windenergieanlagen wäre im Einzelfall möglich, wenn 
öffentliche Belange nicht beeinträchtigt werden und die Erschließung gesichert ist. 
Die Zulassung wird regelmäßig daran scheitern, dass einzelne der gesetzlich 
benannten öffentlichen Belange i. S. d. § 35 Abs. 3 BauGB, z.B. Belange des 
Naturschutzes beeinträchtigt werden (§ 249 Abs. 2 BauGB). Sollte der Beschluss 
zum Erreichen des Flächenbeitragswertes nicht gefasst werden, sind neu geplante 
Windenergieanlagen ab dem 1.1.2028 auch außerhalb der Vorranggebiete privilegiert 
(§ 249 Abs. 7 BauGB). 
 

c. Repowering-Vorhaben 
Bis zum 31.12.2030 sind Repowering-Vorhaben außerhalb der Vorranggebiete 
privilegiert zulässig. Voraussetzung ist, dass sie außerhalb von Naturschutz- und 
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Natura 2000-Gebieten liegen (§ 249 Abs. 3 Satz 1 BauGB). Die Bedingung, dass die 
Grundzüge der Planung nicht berührt sein dürfen, entfällt.  
Ab 1.1.2031 sind Repowering-Vorhaben außerhalb von Vorranggebieten nicht mehr 
privilegiert, sondern wie ein „sonstiges Vorhaben“ nach § 35 Abs. 2 BauGB zu 
behandeln (§ 249 Abs. 2 und 3). D.h. ein Repowering-Vorhaben darf dann öffentliche 
Belange nicht beeinträchtigen. 
 

d. Ausweisung zusätzlicher Windflächen 
Die Feststellung des ersten Flächenbeitragswertes steht einer Ausweisung von 
zusätzlichen Flächen für die Windenergienutzung nicht entgegen (§ 249 Abs. 4 
BauGB). Auch Kommunen und Planungsverbände nach § 205 BauGB können 
deshalb im Wege der Bauleitplanung zusätzliche Flächen für die Windenergie 
ausweisen. Es reicht aus, dass dies im Wege der Flächennutzungsplanung erfolgt 
(Gemeinsamer Erlass HMWEVW und HMUKLV Neuregelungen zur Beschleunigung 
des Windenergieausbaus, Seite 33/34). Mit dem HMWEVW wird noch geklärt, wie 
dies für Kommunen im Gebiet des Regionalverbands umzusetzen ist.  
Wann und wie diese Windflächen für den Flächenbeitragswert (evt. für zweiten 
Flächenbeitragswert) angerechnet werden können, wird noch geklärt. Sie zählen 
einerseits zu den Windenergiegebieten nach § 2 Nr. 1 WindBG. Andererseits können 
nach § 1 Abs. 3 Hessisches Energiegesetz nur die Vorranggebiete in den 
Regionalplänen zum Erreichen der für Hessen definierten Flächenbeitragswerte 
angerechnet werden.  
Da die Ausschlusswirkung mit Feststellung des ersten Flächenbeitragswertes entfällt, 
ist für die Ausweisung von zusätzlichen Windflächen in Bauleitplänen außerhalb der 
festgelegten Vorranggebiete in den Teilregionalplänen nur dann die Zulassung einer 
Zielabweichung erforderlich, wenn von sonstigen Zielen des Regionalplans 
abgewichen werden soll. Das Vorranggebiet für Forstwirtschaft stellt beispielsweise 
kein der Windenergienutzung entgegenstehendes Ziel dar (TPEE 2019, Text, Ziel 
Z3.3-6, Gemeinsamer Erlass HMWEVW und HMUKLV Neuregelungen zur 
Beschleunigung des Windenergieausbaus, Seite 34). 

 



Gemeinden und 

Planungsverbände 

nach § 205 BauGB 

können im Wege 

der Bauleitplanung 

zusätzliche Flächen 

für die Windenergie 

ausweisen (§ 249 

Abs. 4 BauGB). 

1. Errichtung von WEA innerhalb der Vorranggebiete ist privilegiert.

2. Außerhalb der Vorranggebiete ist die Errichtung von WEA ausgeschlossen. 

3. Sonderregelung: Das Repowering bestehender WEA außerhalb der Vorranggebiete ist privilegiert (§ 245e 

Abs. 3 Sätze 1 und 2 BauGB). Voraussetzung, Grundzüge der Planung sind nicht berührt, Lage außerhalb 

von Naturschutz- und Natura 2000-Gebieten.

Rotor out-Beschluss gemäß § 5 Abs. 4 WindBG

Fläche der Vorranggebiete kann in vollem Umfang für 

den Flächenwert angerechnet werden (§ 4 Abs. 3 

WindBG). Hessen (1,9%) erreicht den ersten 

Flächenbeitragswert von 1,8% (§ 3 Abs. 1 i.V.m. 

Anlage 1 WindBG).

Von der Fläche jedes Vorranggebietes 

sind 75 m nach innen abzuziehen (§ 4 

Abs. 3 WindBG). Nur diese reduzierte 

Fläche kann für den Flächenbeitrags-

wert angerechnet werden. Hessen 

erreicht nicht den ersten

Flächenbeitragswert von 1,8%.

Flächenbeitragswertbeschluss gemäß 

§ 5 Abs. 2 WindBG

ja nein

ja
nein

Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen 
an Land – Regionalplanerische Umsetzung 

bis 1. Flächenbeitragswertbeschluss (Stand Juni 2023)

Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat III 31.1

Ab 1.2.2023 - bis Datum Feststellung 1. Flächenbeitragswert oder bis 31.12.2027

WEA innerhalb und außerhalb  der 

Vorranggebiete privilegiert (§ 249 Abs. 7 

Satz 1 BauGB).

Sonderregelung: Bis 

31.12.2030 ist das 

Repowering 

bestehender WEA 

außerhalb der VRG  

privilegiert, (§ 249 

Abs. 3 Satz 1 

BauGB). 

Voraussetzung, Lage 

außerhalb von 

Naturschutz- und 

Natura 2000-Gebiet.

WEA 

außerhalb 

Vorranggebiet 

nach § 35 Abs. 

2 BauGB zu 

beurteilen

(§ 249 Abs. 2 

Satz 1 

BauGB).

WEA im 

Vorranggebiet 

privilegiert (§

245e Abs. 1 

Satz 3 

BauGB).

Abweichung  

erforderlich, 

wenn sonstige 

Ziele der 

Raumordnung 

entgegenstehen.

Wegfall der Ausschlusswirkung bei allen Teilregionalplänen
(§ 245e Abs.1 Satz 1 BauGB)  

Mit Datum 31.12.2027 Mit Beschluss

TPEE 2019 und 1. Änderung TPEE 2019 gelten fort (§ 245e Abs.1 Satz 1 BauGB)
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Drucksache für die Regionalversammlung Südhessen Nr.: X / 94 
 26. Mai 2023 
 
 

Az.: III 31.1 - 93 b 10/01 Anlagen:  - 1 - 

Sitzungstag(e): 
6. Juli 2023 - Ausschuss für Umwelt, Energie und Klima 

7. Juli 2023 - Haupt- und Planungsausschuss 

14. Juli 2023 - Regionalversammlung Südhessen 
  

 
 
Rotor out-Beschluss nach § 5 Abs. 4 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes (WindBG) 
 
Beschluss der Regionalversammlung Südhessen vom 14. Juni 2019 über den Sachlichen 
Teilplan Erneuerbare Energien (TPEE) sowie über die 1. Änderung des Sachlichen 
Teilplans Erneuerbare Energien (Drs. Nr. IX/17.13.9.1) 
Beschluss der Regionalversammlung Südhessen vom 2. Juli 2021 über die 1. Änderung 
des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien (TPEE) 2019 (Drs. Nr. IX/127.3) 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

den folgenden Beschluss empfehle ich Ihnen: 

Die Regionalversammlung Südhessen als Planungsträgerin des Sachlichen Teilplans 
Erneuerbare Energien (TPEE) 2019 sowie dessen 1. Änderung bestimmt hiermit nach § 5 
Abs. 4 des Gesetzes zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergieanlagen an 
Land (Windenergieflächenbedarfsgesetz – WindBG) vom 20.07.2022 i.d.F. vom 
04.01.2023, dass die Rotorblätter geplanter bzw. genehmigter Windenergieanlagen nicht 
innerhalb der im TPEE 2019 und dessen 1. Änderung festgelegten Vorranggebiete zur 
Nutzung der Windenergie (mit Ausschlusswirkung) liegen müssen. Die Rotorblätter dürfen 
nicht in Bereiche hineinragen, in denen das Überragen aus Rechtsgründen 
ausgeschlossen ist.  

Die Geschäftsstelle der Regionalversammlung Südhessen wird beauftragt, den Beschluss 
öffentlich bekannt zu geben. 
 

 
Mit freundlichen Grüßen 

gez. Lindscheid 

Regierungspräsidentin 
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Rotor out-Beschluss nach § 5 Abs. 4 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes 
(WindBG)  
 

 

Begründung 

Die Rechtsgrundlage für diesen Beschluss ergibt sich aus dem WindBG. Hiernach 
ermöglicht der Bundesgesetzgeber in all den Fällen eine Beschlussfassung des jeweiligen 
Planungsträgers, in denen der jeweilige Raumordnungsplan „…keine Bestimmung im 
Hinblick auf die Platzierung der Rotorblätter außerhalb einer ausgewiesenen Fläche trifft“ (§ 
5 Abs. 4 Satz 1 i.V.m. § 2 Nr. 2 WindBG). Diese Möglichkeit gilt für Planungen, denen eine 
Rotor außerhalb-Planung materiell zugrunde liegt, dies in der Planung jedoch nicht explizit 
vermerkt ist. Sie gilt also für Fälle, in denen es den Vorstellungen des Planungsträgers und 
der Praxis im Planungsraum entspricht, dass die Rotoren von Windenergieanlagen über die 
Grenzen der festgelegten Vorranggebiete hinausragen dürfen. Eine solche Rotor 
außerhalb-Regelung ist notwendig, um zu verhindern, dass festgelegte Vorranggebiete zur 
Nutzung der Windenergie (VRG WE) gemäß § 4 Abs. 3 WindBG nur anteilig angerechnet 
werden, obwohl dies nicht den Vorstellungen des Planungsträgers entspricht. 

Der Planung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien (TPEE) 2019 des 
Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans sowie dessen 1. Änderung 
liegt eine Rotor außerhalb-Planung materiell zugrunde, auch wenn dies im Plantext nicht 
explizit vermerkt ist. In der Begründung zu den Festlegungen zur Nutzung der Windenergie 
wird in Kapitel 3.3.3.3.13 klargestellt, dass die Anwendung des vorliegenden Plankonzepts 
zwangsläufig auf einer – dem jeweiligen Planungsmaßstab von 1:100.000 bzw. 1:50.000 
entsprechenden – Generalisierung beruht.  

Die Auslegung der dem Regionalplan zugrundeliegenden maßstabsbedingten Unschärfe 
obliegt dem Träger der Regionalplanung. Diese umfasst neben der Rotorfläche auch den 
Maststandort. 

Mit diesem Beschluss bekräftigt die Regionalversammlung Südhessen diese Aussagen 
ausdrücklich. Sie lassen deutlich das hessische Planungsverständnis bei der Festlegung 
von regionalplanerischen Vorrang- und Vorbehaltsgebieten erkennen. Dem Charakter 
einer überörtlichen Planung entsprechend, wird bei sämtlichen kartenmäßigen 
Festlegungen von regionalplanerischen Vorrang- und Vorbehaltsgebieten die den 
Regionalplänen inne liegende maßstabsbedingte randliche Unschärfe der zeichnerischen 
Festlegungen berücksichtigt. Dadurch sind die Festlegungen per se nicht parzellenscharf, 
sondern in einem angemessenen Rahmen konkretisierungsfähig. Dies gilt ebenfalls für die 
VRG WE, auch wenn diese neben ihrer (innergebietlichen) Vorrang- auch eine 
(außergebietliche) Ausschlusswirkung haben. 

Der Ermittlung der VRG WE im Zuge des Planungsprozesses wohnt unabdingbar eine 
Parzellenunschärfe inne. Einige wesentliche Datengrundlagen für die Abgrenzung der 
VRG WE sind ihrerseits nicht parzellenscharf, sondern haben – aufgrund ihres Erhebungs- 
bzw. Darstellungsmaßstabs – eine mehr oder weniger geringe räumliche Auflösung. Dazu 
zählen insbesondere die Daten zur Windhöffigkeit, zu den Vorranggebieten Siedlung, den 
Vorranggebieten Industrie und Gewerbe, zum Artenschutz sowie zum Landschaftsbild. Die 
als Ergebnis mehrerer GIS-technischer Überlagerungs- und Verschneidungsschritte 
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derartiger Daten entstehende Flächenkulisse kann letztlich ebenfalls nicht parzellenscharf 
sein.  

Diese Ausführungen schließen nicht aus, dass im Einzelfall die Grenze eines VRG WE 
scharf auszulegen ist, nämlich u.a. dann, wenn diese Grenze mit einer parzellenscharfen 
Grenze eines angrenzenden Gebiets zusammenhängt. Dies gilt insbesondere bei 
fachrechtlich festgesetzten Schutzgebieten, z.B. Naturschutzgebieten, deren Grenzen 
exakt bestimmt sind. 

Auch der Darstellungsmaßstab des Regionalplans / Regionalen Flächennutzungsplans 
1 : 100.000 außerhalb und 1 : 50.000 innerhalb des Gebiets des Regionalverbands 
FrankfurtRheinMain in Verbindung mit der Strichstärke von Gebietsgrenzen lässt 
grundsätzlich keine parzellenscharfe Interpretation zu. An der (Un-)Genauigkeit der 
Grenzziehungen ändert auch die technische Möglichkeit des Hineinzoomens in die 
Regionalplankarte, d.h. der Vergrößerung der Planinhalte, nichts. Eine derartige 
Sichtweise auf die VRG WE widerspräche vielmehr dem überörtlichen Auftrag der 
Regionalplanung und der Regionalen Flächennutzungsplanung. Den an die VRG WE 
gebundenen Vorrang- und Ausschlusswirkungen ist also eine planerische Unschärfe 
immanent. Diese Unschärfe stellt die Bestimmtheit bzw. Bestimmbarkeit der mit den 
VRG WE verbundenen Ziele nicht in Frage. Auf der regionalen Planungsebene darf der 
Konkretisierungsgrad geringer sein als auf der örtlichen Ebene.  

 

RPDA - Dez. III 31.1-93 d 02/7-2023/1     Darmstadt, 24. Mai 2023 
Angelika Buschkühl-Lindermann      Tel.: 12-8940 
Till Felden        Tel.: 12-8932 
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Drucksache für die Regionalversammlung Südhessen Nr.: X / 95 
 13. Juni 2023 
 
 

Az.: III 31.1 - 93 b 10/01 Anlagen:  - 1 - 

Sitzungstag(e): 
7. Juli 2023 - Haupt- und Planungsausschuss 

14. Juli 2023 - Regionalversammlung Südhessen 
  

 
 
1. Planänderungsverfahren des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar, Kapitel 1.4 
Wohnbauflächen und Kapitel 1.5 Gewerbliche Bauflächen; 2. Beteiligung gemäß § 6 Abs. 3, 4 
i.V.m. § 10 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Rheinland-Pfalz 
 
 
 
Sehr geehrt Damen und Herren, 
 
die Regionalversammlung Südhessen gibt zum Entwurf der ersten Änderung des Einheitlichen 
Regionalplans Rhein-Neckar, Kapitel 1.4 Wohnbauflächen und Kapitel 1.5 Gewerbliche 
Bauflächen im Rahmen der 2. Beteiligung folgende Stellungnahme ab. 
 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

gez. Lindscheid 

Regierungspräsidentin 
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Stellungnahme: 

1. Änderung des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar, Kapitel 1.4 Wohnbauflächen 

und Kapitel 1.5 Gewerbliche Bauflächen – 2. Offenlage 

Beteiligung nach § 6 (3) i. V. m. § 10 (1) Landesplanungsgesetz Rheinland-Pfalz  

 

Stellungnahme zu den gegenüber der 1. Offenlage geänderten Planinhalten 

Die Regionalversammlung Südhessen nimmt zum Entwurf der 1. Änderung des 

Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar wie folgt Stellung: 

 

1. Vorbemerkung 

Der Verband Region Rhein-Neckar (VRRN) stellt gemäß „Staatsvertrag zwischen den 

Ländern Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz über die Zusammenarbeit bei 

der Raumordnung und Weiterentwicklung im Rhein-Neckar-Gebiet“ für das 

Verbandsgebiet den Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar auf. Zum Verbandsgebiet 

gehört auch der Landkreis Bergstraße. Der VRRN ist aber nur für den baden-

württembergischen und rheinland-pfälzischen Teil des Verbandsgebietes Träger der 

Regionalplanung. Der Plan wird nur für diesen Teil des Verbandsgebietes als Satzung 

beschlossen und verbindlich. 

Für das hessische Verbandsgebiet verbleibt die Trägerschaft für die Regionalplanung bei 

der Regionalversammlung Südhessen (RVS). Für den Landkreis Bergstraße hat der 

Verband ein „Erstplanungsrecht“. Der Plan nimmt in diesem betroffenen Bereich aber 

lediglich den Rechtscharakter einer Empfehlung an, die von der RVS bei der Aufstellung 

und Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 

(RPS/RegFNP) zu berücksichtigen ist. Nur durch Aufnahme in den RPS/RegFNP können 

dessen Inhalte verbindlich werden. Die RVS ist nicht verpflichtet, die Festlegungen des 

Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar zu übernehmen. 

Da sich der Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar an den Zielvorgaben und Inhalten von 

drei in Teilen unterschiedlichen Landesentwicklungsprogrammen bzw. Landesplanungs-

gesetzen orientieren muss, lassen sich Planinhalte und –aussagen beider Pläne nicht 

vollständig harmonisieren. Form und Inhalte des Einheitlichen Regionalplans hat die 

Raumordnungskommission mit Beschluss vom 6. November 2009 unter Berücksichtigung 

der Vorgaben der drei beteiligten Bundesländer festgelegt. Diese sind mit denen für den 

RPS/RegFNP nicht deckungsgleich. Daraus resultieren Unterschiede bei den Planzeichen 

und der Planungssystematik, die sich in Text und Karten beider Planwerke niederschlagen. 
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Im Landkreis Bergstraße sind folgende fünf Flächen von Änderungen gegenüber der        

1. Offenlage betroffen: 

KB – 26 Lorsch 

KB - 12 Heppenheim 

KB - 13 Heppenheim 

KB - 16 Rimbach 

KB-VRG 04 – G Lampertheim 

 

2. Stellungnahme der oberen Landesplanungsbehörde 

(in Abstimmung mit dem Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr 

und Wohnen – HMWEVW) 

Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung 

Die Stellungnahme zu den Planunterlagen im Rahmen der 1. Offenlage erfolgte auf der 

Grundlage der zum damaligen Zeitpunkt aktuellen Beschlusslage der Regional-

versammlung Südhessen sowie auf dem damaligen Kenntnisstand der Überlegungen zum 

APK-Entwurf. Zwischenzeitlich wurde seitens des Landes das Ergebnis der landesweiten 

Klimaanalyse vorgelegt, die dem derzeitigen Arbeitsstand des in Erarbeitung befindlichen 

Entwurfs des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans zugrunde 

gelegt wurde. Zu diesen Inhalten findet im Kreis Bergstraße kontinuierlich ein Austausch mit 

dem Verband Region Rhein-Neckar statt.  

Sämtliche in der Raumnutzungskarte sowie in den Plansätzen und Anhängen mit einem 

Stern (*) markierten Teile des Planentwurfs sind gegenüber der 1. Offenlage unverändert 

geblieben und daher sollen hierzu keine Stellungnahmen abgegeben werden.     

Somit verbleiben im Landkreis Bergstraße folgende fünf Flächen, die von Änderungen 

gegenüber der 1. Offenlage betroffen sind. 

Zu der Änderung in der Raumnutzungskarte der 1. Änd. des Einheitlichen Regionalplans 

(ERP) durch Rücknahme von Freiraumfestlegungen zugunsten einer potentiellen 

Siedlungserweiterung Wohnen ist im Einzelnen folgendes festzustellen:   

KB - 12 Heppenheim: Die Fläche wurde aufgrund der festgestellten Betroffenheit vieler 

Restriktionen (u.a. Vorranggebiet Landwirtschaft, Vorranggebiet Regionaler Grünzug, 

Vorranggebiet Klima) im Rahmen der verwaltungsinternen Nachsteuerung aus dem 

derzeitigen Arbeitsstand des in Erarbeitung befindlichen Entwurfs des Regionalplans 

Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans als Vorranggebiet Siedlung, Planung 

herausgenommen. Bei einer Aufnahme müsste sie zudem wegen der Lage im 1000 m-

Radius zum Vogelschutzgebiet in Bezug auf eine Verträglichkeit zum Natura 2000-Gebiet 

geprüft werden. Im Rahmen der Umweltprüfung zum ERP-Entwurf wurde bei der 

Abschätzung der Natura 2000-Verträglichkeit ein 300m Puffer zu Grunde gelegt. Der 

Vorschlag wird daher zur Kenntnis genommen und ggf. im Rahmen der ersten Offenlage 

des RPS/RegFNP noch einmal überprüft.  
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KB - 16 Rimbach: Wie in der 1. Offenlage des ERP wird zu der Fläche wegen der 

Flächengröße von 1,7 ha und damit fehlender Darstellungsrelevanz weiterhin keine 

Stellungnahme abgegeben.  

KB – 26 Lorsch:  Diese Fläche wurde neu in die 2. Offenlage des ERP-Entwurfs 

aufgenommen. Zu der Fläche wurde seitens der Stadt Lorsch im März 2023 eine 

landesplanerische Anfrage zur Entwicklung eines Baugebietes für Mehrfamilienhäuser 

(Geschosswohnungsbau) sowie einer Kindertagesstätte auf ca. 4,1 ha beim 

Regierungspräsidium Darmstadt eingereicht. Im Rahmen der Beantwortung wurde seitens 

der Abteilung Regionalplanung mitgeteilt, dass der geplante Geltungsbereich im Regional-

plan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 als Vorranggebiet für Land-

wirtschaft festgelegt ist und somit die beabsichtigte Darstellung / Festsetzung gegen das 

Ziel Z10.1-10 verstößt, der die Durchführung eines Zielabweichungsverfahren gem. § 6 Abs. 

2 ROG in Verbindung mit § 8 Abs. 2 HLPG erfordert. Seitens der Fachdezernate 

Landwirtschaft und Immissionsschutz im Hause wurden Bedenken vorgebracht. Von der 

Oberen Naturschutzbehörde wurde auf mögliche erhebliche Beeinträchtigungen von Natur 

und Landschaft hingewiesen.  

Zu der Änderung in der Raumnutzungskarte der 1. Änd. des Einheitlichen Regionalplans 

durch Rücknahme von Freiraumfestlegungen zugunsten einer potentiellen Siedlungs-

erweiterung Gewerbe ist im Einzelnen folgendes festzustellen:   

KB - 13 Heppenheim: Im derzeitigen Arbeitsstand des in Erarbeitung befindlichen Entwurfs 

des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans ist der Bereich als 

Vorranggebiet Industrie und Gewerbe, Planung (*2) vorgesehen. Damit stimmen die 

Festlegungen überein, sofern das Ergebnis der Natura 2000-Prognose nicht negativ 

ausfällt.  

Zu dem in der Plankarte und der Tab. 1.8 enthaltenen „Vorranggebiet für Industrie und 

Logistik“ ist folgendes festzustellen:   

KB-VRG 04 – G Lampertheim: Für die Fläche wurde im derzeitigen Arbeitsstand des in 

Erarbeitung befindlichen Entwurfs des Regionalplans Südhessen / Regionalen 

Flächennutzungsplans bislang keine über ein Vorranggebiet Industrie und Gewerbe 

hinausgehende Eignung für Logistik festgestellt. Daher ist der Bereich in den 

verwaltungsseitigen konzeptionellen Überlegungen des Regierungspräsidiums Darmstadt 

bislang nicht als geeigneter Standort für geplante Logistikansiedlungen enthalten und 

somit nicht für eine Festlegung mit einer besonderen Zweckbestimmung „Logistik“ im 

Entwurf des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans vorgesehen. 

Insbesondere in Bezug auf die Entfernung zu Bundesautobahnen als auch zu 

Bundesstraßen unterscheiden sich die Kriterien der beiden Häuser für eine positive 

Bewertung der Flächeneignung für Logistik.  Der Vorschlag wird daher zur Kenntnis 

genommen und ggf. im Rahmen der ersten Offenlage des RPS/RegFNP noch einmal 

überprüft. 
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Regionalplanung (Energie)  

Im Rahmen der 1. Änderung des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar werden die 

Themen Wohnbauflächen und Gewerbeflächen neu gefasst.  

Für den hessischen Teil des Geltungsbereichs des Einheitlichen Regionalplans Rhein-

Neckar sind bei der Wohnbau- und Gewerbeentwicklung folgende raumordnerische 

Abstandsfestlegungen aus dem Themenfeld Energie zu beachten: 

- Gemäß Ziel 5.3.4-7 Landesentwicklungsplan Hessen 2000 (3. Änderung) ist bei der 

Festsetzung von neuen Baugebieten in Bauleitplänen oder sonstigen Satzungen 

nach dem Baugesetzbuch, die dem Wohnen dienen oder in denen Gebäude 

vergleichbarer Sensibilität, insbesondere Schulen, Kindertagesstätten, 

Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen zulässig sind, ein Abstand von mindestens 

400 m zu einer planungsrechtlich gesicherten Trasse einer Höchstspannungs-

leitung einzuhalten. Die Festlegung bezieht sich gemäß Begründung auf die 

Trassen von Höchstspannungsfreileitungen mit einer Nennspannung von 220 kV 

und mehr.  

 

- In Vorranggebieten zur Nutzung der Windenergie (VRG Wind) gemäß den Zielen 

3.3-1 und 3.3-2 des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien (TPEE) 2019 des 

Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 und seiner         

1. Änderung hat die Nutzung der Windenergie Vorrang vor entgegenstehenden 

Nutzungen. Gemäß schlüssigem Plankonzept des TPEE 2019 (Kapitel 3.3.3.3.1 

Siedlungsstruktur) ist ein Abstand von 1000 m zwischen VRG Wind und 

Vorranggebieten Siedlung/Siedlungsflächen, die dem Wohnen dienen (Bestand 

und Planung) sowie ein Abstand von 600 m zwischen VRG Wind und Vorrang-

gebieten Industrie und Gewerbe/Bauflächen mit gewerblichem Charakter (Bestand 

und Planung) einzuhalten. Der zuletzt genannte Puffer wird von den Planungs-

trägern für erforderlich gehalten, da gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO auch in 

gewerblichen Bauflächen – und damit innerhalb von Vorranggebieten Industrie 

und Gewerbe – Wohnnutzungen ausnahmsweise zugelassen werden können. Der 

Abstand wurde mit 600 m geringer gewählt als bei Wohnbauflächen. Damit wird 

dem Umstand Rechnung getragen, dass Wohnnutzungen in Gewerbegebieten – 

ähnlich wie im Außenbereich – vor schädlichen Umwelteinwirkungen generell 

einen schwächeren Schutz genießen. Eine auch nur ausnahmsweise mögliche 

Wohnnutzung innerhalb der geplanten gewerblichen Baufläche ist in einer 

Entfernung von weniger als 600 m jedoch geeignet, die Nutzbarkeit des 

betroffenen VRG Wind einzuschränken. Dies wäre – je nach Kategorie des 

betroffenen VRG Wind - ein Zielverstoß gegen das Ziel 3.3-1 TPEE 2019 oder das 

Ziel 3.3-2 TPEE 2019. 

Die in der Raumnutzungskarte flächenhaft dargestellten Siedlungsbereiche Wohnen, 

Siedlungsbereiche Gewerbe sowie Vorranggebiete für Gewerbe und Dienstleistung und 

Vorranggebiete für Industrie und Logistik halten die oben beschriebenen Abstände ein. 

Dies ist auch bei den neu in die Plankarte aufgenommenen Flächen der Fall. 
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Die Grundsätze 1.4.1.5 und 1.5.1.3 des Entwurfs der 1. Änderung des Einheitlichen 

Regionalplans Rhein-Neckar zur Nachhaltigen Energieversorgung und 

Klimaanpassungsstrategie werden begrüßt. 

 

Regionalplanung (weitere Belange) 

Hinsichtlich weiterer Belange der Regionalplanung sind keine Bedenken gegen die 

geänderten Planinhalte vorzubringen. 

 

Verkehrsinfrastruktur Straße und Schiene 

Zum Bereich Verkehr bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die 

Landeseisenbahnaufsicht weist allerdings darauf hin, dass folgende Anlagen bisher nicht 

in dem Plan enthalten sind: 

1. Industriestammgleis Groß-Rohrheim 

2. Teilstück Strecke „Wormser Hex“ bei Lampertheim  

 

Die Technische Aufsicht für Straßenbahnen weist analog ihrer ersten Stellungnahme 

darauf hin, dass die Rhein-Neckar-Verkehr-GmbH (rnv GmbH) auch in Richtung 

Lampertheim eine potenzielle Streckennetzerweiterung der Stadtbahn prüft, nähere 

Details bisher jedoch nicht bekannt sind. Betroffen sein könnte hierdurch u.a. die Fläche 

„KB-VRG 04 – G Lampertheim“. 

Es wird daher angeregt, die rnv GmbH im Verfahren ebenfalls zu beteiligen, sofern dies 

nicht bereits erfolgt ist. 

 

 

Obere Wasserbehörde 

Wasserversorgung/Grundwasserschutz 

Zu dem Vorhaben wird aus Sicht des Grundwasserschutzes und der Wasserversorgung zu 

den Planungen innerhalb des Kreises Bergstraße erstmals Stellung genommen. 

 

In der folgenden Tabelle sind die Kommunen im Kreis Bergstraße mit Änderungen 

aufgeführt (siehe Gebietssteckbriefe, Anhang 1 zum Umweltbericht, S. 121 – 147). 
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Gebiet Kommune 

Erweiterungsfläche 
ha 

WSG Hinweis 
Wohnen Gewerbe 

KB-01 Groß-Rohrheim 2,8  -  

KB-02 Biblis 5,4  -  

KB-03 Biblis  2,2 -  

KB-06 Bensheim  1,7 -  

KB-07 Bensheim  4,9 -  

KB-09 Bensheim  1,6 -  

KB-10 Bensheim 11,3  
Zone 

III 

WSG WW 
Feuersteinberg, 

Riedgruppe Ost (431-
056) 

KB-11 Bensheim  2,2 -  

KB-12 Heppenheim 3,9  -  

KB-13 Heppenheim  8,4 -  

KB-14 Fürth 0,2   

evtl. Lage im WSG 
Brunnen 1-6, Fürth 
(431-030) konnte 

aufgrund des Maßstabs 
nicht geprüft werden 

KB-15 Fürth 1,3  
Zone 

III 

WSG  Brunnen 8, Fürth 
(431-032) im 

Festsetzungsverfahren 
sowie WSG Brunnen 7, 

Fürth (431-031) 
festgesetzt 
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Gebiet Kommune 

Erweiterungsfläche 
ha 

WSG Hinweis 
Wohnen Gewerbe 

KB-16 Rimbach 1,7  
Zone 

III 

WSG Br. Weschnitzaue, 
Lörzenb., Qu. 

Mühlbächel, Rimbach 
(431-033) 

KB-18 Rimbach  8,1 
Zone 

III 

WSG Brunnen 1-3 
Groß-Breitenbach, 

Mörlenbach (431-021) 
im 

Festsetzungsverfahren 

KB-21 Birkenau 1,6  
Zone 

III 
WSG Brunnen 1 Reisen, 

Birkenau (431-102) 

KB-22 Birkenau 1,8 -   

KB-23 Gorxheimertal 3,1 -   

KB-24 Viernheim 6,1  IIIB 
WSG WW Mannheim-

Käfertal (431-148) 

KB-25 Viernheim 6,3  IIIB 
WSG WW Mannheim-

Käfertal (431-148) 

KB-26 Lorsch 4,9 -   

KB-VRG01-
6 

Groß-Rohrheim    
Umbenennung, keine 

Änderung 
Gebietsabgrenzung 

KB-VRG02-
B 

Bürstadt    
Umbenennung, keine 

Änderung 
Gebietsabgrenzung 

KB-VRG03-
G 

Bürstadt    
Umbenennung, keine 

Änderung 
Gebietsabgrenzung 

KB-VRG04-
G 

Lampertheim    
Umbenennung, keine 

Änderung 
Gebietsabgrenzung 

KB-VRG05-
G 

Lorsch    
Umbenennung, keine 

Änderung 
Gebietsabgrenzung 

KB-VRG06-
G 

Heppenheim    
Umbenennung, keine 

Änderung 
Gebietsabgrenzung 

 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei der geplanten Bebauung die jeweils gültigen 

Wasserschutzgebietsverordnungen zu beachten sind.  

 

Die Sicherstellung der Wasserversorgung für die Erweiterungsflächen ist im Rahmen der 

jeweiligen weiteren Planungsstufen entsprechend darzulegen. Der gesamte Wasserbedarf 
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(Trink-, Betriebswasser) ist zu ermitteln (Jahresmenge und Spitzenbedarf). Bei der 

Bedarfsermittlung ist bereits auf eine sparsame, rationelle Wasserverwendung zu achten. 

Der Nachweis, dass der gesamte Wasserbedarf durch den zuständigen Wasserversorger 

gedeckt werden kann, ist zu erbringen. 

 

 

Oberflächengewässer  

 

 

Fläche Gemarkung Gewässer Risikogebiet außerhalb 
festgesetzter 
Überschwemmungsgebiete 

KB-26  Lorsch -- -- 

KB-12 Heppenheim „Hambach“ 
GKZ 2394926 
 

 
-- 

KB-13  Heppenheim „Stadtbach“ 
GKZ 239474 
„Weschnitz“ 
GKZ 2394 
„Allmendgraben“ 
GKZ 23949112 

Risikogebiet „Weschnitz“ 

KB-16  Rimbach -- -- 

KB-VRG04  Lampertheim „Bahnlachgraben“ 
GKZ 2393418 

Risikogebiet „Rhein“ 

 

Hinsichtlich des „Risikogebietes außerhalb festgesetzter Überschwemmungsgebiete“ ist § 

78 b Wasserhaushaltsgesetz zu beachten. 

Bezüglich des Gewässerrandstreifen ist § 23 Abs. 1 Hessisches Wassergesetz (HWG), 

insbesondere die Verbote nach § 23 Abs. 2 HWG zu beachten. 

 

 

Abwasser  

 

 

In der folgenden Tabelle sind die Kommunen im Kreis Bergstraße mit Gebietsänderungen 

aufgeführt (siehe auch Umweltbericht S. 121 – 147), von Änderungen gegenüber der        

1. Offenlage sind nur folgende Flächen betroffen: KB – 26 Lorsch, KB – 12 und KB -13 

Heppenheim, KB - 16 Rimbach und KB-VRG 04 – G Lampertheim. 
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Kommune 

Erweiterungsfläche 
ha 

Einzugsgebiet 
der 
Kläranlage 

Betreiber der 
Kläranlage 

Zu-
stän-
dig-
keit 

Wohne
n 

Gewerbe 

Fürth, Lindenfels, 
Rimbach 

0,2 
1,3 
1,7 
1,6 

8,1 Mörlenbach 
AV Oberes 
Weschnitztal 

RP 

Heppenheim, 3,9 8,4 Heppenheim 
Stadtwerke 
Heppenheim 

RP 

Auerbach, 
Bensheim, 
Lautertal, 
Einhausen,  

1,7  
4,9 

1,6 
11,3 
2,2 

Bensheim 
Kommunalwirtsch
aft Mittlere 
Bergstraße 

RP 

Biblis, Groß-
Rohrheim 

2,8 
6,4 

2,2 Biblis 
Kommunalwirtsch
aft Mittlere 
Bergstraße 

RP 

Bürstadt 

Das Gebiet wird 
lediglich umbenannt 
und es erfolgt keine 

Änderung der 
Gebietsabgrenzung. 

Bürstadt Stadt Bürstadt RP 

Lampertheim 

Das Gebiet wird 
lediglich umbenannt 
und es erfolgt keine 

Änderung der 
Gebietsabgrenzung. 

Lampertheim 
Stadt 
Lampertheim 

RP 

Lorsch, Einhausen, 
Gorxheimertal, 
Abtsteinach, 
Neckarsteinach, 
Hirschhorn, 
Viernheim, Birkenau 

Verschiedene Kläranlagen und Betreiber UWB 

 

Mit dem Umweltbericht erfolgt je Gebietsfläche eine schutzgutbezogene Einzelfall-

betrachtung der Auswirkungen durch die Gebietsänderung.  Bei der Bewertung 

möglicher negativer Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser werden die Kriterien 

Grundwasser, Hochwasser und Starkregen betrachtet. Leider fehlt das Kriterium 

„Sicherstellung Abwasserentsorgung“. Hier wäre z. B. eine Bewertung sinnvoll, ob der 

zukünftige Schmutz- und Mischwasserzufluss durch die Nutzungsänderung der 

Erweiterungsflächen im Regionalplan von der jeweiligen Kläranlage ordnungsgemäß 

behandelt werden kann bzw. welche Kapazitäten (Einwohnerwerte) die jeweilige 

Kläranlage für diese zusätzlichen Erweiterungsflächen zur Verfügung hat. Die 

ordnungsgemäße Abwasserentsorgung hat eine direkte Wirkung auf das zentrale 

Umweltziel „Sicherung und Entwicklung von naturnahen Oberflächengewässern in ihrer 

Struktur und Wasserqualität (guter ökologischer und chemischer Zustand) gem. 27 WHG, 

Art. 4 WRRL“. Aus diesem Grund ist dies ein Kriterium, das bei der Abschätzung möglicher 

negativer Auswirkungen zu berücksichtigen und zu bewerten ist. 
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Bodenschutz  

 

1. Nachsorgender Bodenschutz 

 

Für die im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar dargestellten Flächen KB-26 Lorsch, 

KB-12 Heppenheim, KB-13 Heppenheim und KB-16 Rimbach liegen mir keine Hinweise auf 

das Vorhandensein von Altablagerungen, schädlichen Bodenveränderungen oder 

Grundwasserverunreinigungen vor. Bei der Fläche KB-VRG04 Lampertheim (Vorranggebiet 

für Industrie, Gewerbe, etc) findet lediglich eine Umbenennung statt. Negative 

Umweltauswirkungen sind daher nicht zu erwarten. 

 

 

2. Vorsorgender Bodenschutz 

 

Fläche Bodenfunktionserfüllungs-
grad 

Kompensation 
Schutzgut 
Boden 

Mögliche 
Flächeninanspruch-
nahme 

KB-26 Lorsch Sehr gering - mittel ja 4,9 ha 

KB-12 
Heppenheim 

Hoch – sehr hoch (0,1 ha) Ja 3,9 ha 
 

KB-13 
Heppenheim 

Hoch – sehr hoch (2,2 ha) Ja 8,4 ha 

KB-16 
Rimbach 

Mittel Ja 1,7 ha 

KB-VRG04 
Lampertheim 

Gebiet wird lediglich 
umbenannt 

- 83,7 ha 

 

In den Fällen, in denen die genannten Flächen von bodeneingreifenden Maßnahmen, 

einer geplanten Bebauung oder einer Nutzungsänderung betroffen sind, ist eine 

Beteiligung des Regierungspräsidiums Darmstadt, Abt. Umwelt, Dezernat IV/Da 41.5 

Bodenschutz am jeweiligen Verfahren erforderlich. 

 

Vorsorglich weise ich auf folgendes hin: 

Mit der geplanten Bebauung werden die genannten Flächen versiegelt bzw. in den Boden 

eingegriffen und somit gehen die natürlichen Funktionen des Bodens verloren. Die 

natürlichen Funktionen des Bodens werden erheblich beeinträchtigt. 

Böden mit einem bestehenden hohem bzw. sehr hohem Funktionserfüllungsgrad sind als 

Kompensationsstandorte ungeeignet. Ziel muss es dabei sein, eine bzw. mehrere 

Bodenfunktionen zu verbessern und aufzuwerten. 

Daher müssen zur Minimierung der Eingriffe in den Boden, Beeinträchtigungen von 

Böden mit einem hohen bzw. sehr hohem Erfüllungsgrad der Bodenfunktionen sowie 

schutzwürdiger Böden soweit wie möglich vermieden werden. 

 

Vor der Bebauung von Böden mit hohem bzw. sehr hohem Funktionserfüllungsgrad oder 

nicht ersetzbarer Böden, sind alle anderen Planungsmöglichkeiten in Erwägung zu ziehen. 
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Aus Sicht des vorsorgenden Bodenschutzes ist vorrangig eine Inanspruchnahme von 

Böden mit geringerem Funktionserfüllungsgrad als Planungsalternative in Betracht zu 

ziehen. 

 

 

 

Immissionsschutz   

Gegen die 1. Änderung des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar Kapitel 1.4 

„Wohnbauflächen“ und 1.5 „Gewerbliche Bauflächen“ werden hinsichtlich der Belange 

des Immissionsschutzes keine Einwendungen erhoben.  

Spezielle Sachfragen zum Immissionsschutz werden im Rahmen der nachfolgenden, mit 

zunehmender detailschärfe versehenen Planungsstufen, oder –spätestens- in den 

individuellen Genehmigungsverfahren ggf. mittels Gutachten zum Schallschutz, sowie der 

Betrachtung möglicher weiterer Immissionen durch Licht, Strahlung, Geruch, Staub, 

Erschütterungen, Wärme, Klima oder sonstiger möglicher schädlicher 

Umwelteinwirkungen geklärt.  

Die so noch zu klärenden Fragen sind jedoch nicht grundsätzlicher Natur, sodass sie die 

Planung als solche nicht in Frage stellen. 

Weitere Hinweise und/oder Anregungen werden nicht geltend gemacht. 

 

 

Landwirtschaft/Feldflur 

 

KB -13 Heppenheim: 

Die Änderung betrifft eine Fläche von ca. 4,6 ha, die für Gewerbe vorgesehen ist. Betroffen 

sind hochwertige landwirtschaftliche Flächen, die im Landwirtschaftlichen Fachplan 

Südhessen in der höchsten Wertigkeitsstufe 1a eingestuft sind. Daher bestehen Bedenken 

gegen diese Planung. 

KB – 26 Lorsch: 

Auf einer Fläche von ca. 4,9 ha soll ein Wohngebiet entwickelt werden. Im 

Landwirtschaftlichen Fachplan Südhessen sind die betroffenen Flächen überwiegend der 

höchsten Wertigkeitsstufe 1a zugeordnet, weshalb grundsätzliche Bedenken gegen die 

Planung bestehen. 

Bei grenznahen und grenzüberschreitenden Vorhaben oder Maßnahmen des 

Regionalplans der Region Rhein-Neckar sollte grundsätzlich eine gesonderte Abstimmung 

auf der Genehmigungsebene stattfinden.   
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Obere Naturschutzbehörde 

Da sich aktuell der Vorentwurf zum Regionalplan Südhessen/RegFNP (Stand 03.04.2023) 

in der internen Hausbeteiligung befindet und zwischenzeitlich der erste Teil der Natura 

2000-Prognose des Büros Bosch&Partner 2022 vorliegt, wird ergänzend zu den 

Änderungsbereichen zu allen relevanten Planungen Stellung genommen. Die 

Ausführungen entsprechend somit den aktuell vorliegenden Erkenntnissen. 

 

Zu KB-01 (Groß Rohrheim) 

Das Gebiet befindet sich innerhalb der Planung mit der Flächen–ID Nr. 1210 des 

Vorentwurfs zum Regionalplan Südhessen. Gemäß Natura-2000 Prognose des Büros 

Bosch & Partner 2022 können erheblich Beeinträchtigungen nicht sicher ausgeschlossen 

werden:  

Wirkfaktor W5-2: Das Plangebiet liegt innerhalb von 1.000 m zu einem Vogelschutzgebiet, 

bei dem erhebliche Beeinträchtigungen durch Freizeitaktivitäten aufgrund der 

spezifischen Empfindlichkeit des Schutzzwecks nicht ausgeschlossen werden können.  

Die Planfläche sollte daher entfallen. 

KB-02 (Biblis)  

Die Fläche befindet sich innerhalb der Planungs-Nr. 1209. Gemäß Natura-2000 Prognose 

des Büros Bosch & Partner 2022 können erheblich Beeinträchtigungen aufgrund des 

Wirkfaktoren W5-2 (s.o.) nicht ausgeschlossen werden.  

Die Planfläche sollte daher entfallen. 

 KB 18 (Mörlenbach) 

In Bezug auf der Vorentwurf zum Regionalplan Südhessen handelt es sich um die 

Planungen mit der Flächen-ID Nr. G246 (Rimbach) und Nr. 507 (Mörlenbach).  

Es bestehen erhebliche Bedenken.  

Durch die Fläche wird der Freiraumkorridor zwischen Zotzenbach und Mörlenbach 

überplant. Der Freiraumkorridor als Vernetzungselement ist für mobile und wandernde 

Arten, die biologische Vielfalt und den Biotopverbund von hoher Bedeutung. In der Folge 

der Planrealisierung käme es nahezu zum Zusammenschluss beider Ortsteile. Damit ginge 

eine fortschreitende Zersiedlung der Landschaft und eine starke Lebensraumzerschnei-

dung einher. Aufgrund der exponierten Lage der Gewerbefläche wären, insbesondere 

von dem westlich der Fläche gelegenen Wanderweg M2 und dem Wäschberg, die 

Gewerbebauten gut einsehbar. In diesem Bereich ist das Landschaftsbild geprägt durch 

den für den Naturraum typische Kulturlandschaftselemente siedlungsnaher 

Offenlandflächen, die mit landschaftsgliedernden Gehölzen durchsetzt sind. Insofern 
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käme es mit der Planrealisierung zu einer erheblichen Beeinträchtigung des 

Landschaftsbilds, die auch durch Eingrünungsmaßnahmen nur marginal vermindert 

werden kann. Damit würden die Gewerbebauten als erheblicher Störfaktor in der 

schutzwürdigen Landschaft wahrgenommen. 

Aufgrund der standörtlichen Lebensraumausstattung ist ein Vorkommen besonders        

geschützter Offenlandarten möglich. Umfangreiche artenschutzrechtliche 

Ausgleichsmaßnahmen können daher nicht ausgeschlossen werden. Ferner wird bei 

Planrealisierung das Landschaftsbild beeinträchtigt. Es wird angeregt, die Fläche zu 

verschieben, beispielsweise im Bereich südwestlich der Planung mit Flächen-ID Nr. G482. 

Gemäß Natura-2000 Prognose des Büros Bosch & Partner 2022 können erhebliche 

Beeinträchtigungen nicht sicher ausgeschlossen werden: 

Wirkfaktor W1 – Erhebliche Beeinträchtigungen der folgenden wasserabhängigen LRT / 

Arten: Bachneunauge, Steinkrebs, Groppe, 91E0, 3260 durch Veränderungen des 

Wasserhaushalts können nicht sicher ausgeschlossen werden. 

Wirkfaktor W8 – Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzzwecks des Natura-2000-

Gebiets durch diffuse Schadstoffeinträge können nicht sicher ausgeschlossen werden, da 

innerhalb von 770 m zum Plangebiet ein Natura-2000-Gebiet gelegen ist und darin N-

empfindliche LRT (3260) vorkommen. 

Wirkfaktor W9 – Erhebliche Beeinträchtigungen auf die folgenden Arten / LRT: Bachneun-

auge, Steinkrebs, Groppe, 3260 des Natura-2000-Gebiets durch Staubimmissionen 

können nicht sicher ausgeschlossen werden. 

Die Fläche sollte dringend gestrichen und an einem anderen Standort realisiert werden. 

KB-VRG02-G (Bürstadt– Bobstadt) 

Gleichwohl es sich um Bestandsflächen aus dem Regionalplan 2010 handelt, bestehen    

erhebliche Bedenken.  

Durch die Flächen wird der Freiraumkorridor zwischen Bürstadt und Bobstadt gänzlich 

überplant und würde bei einer Planrealisierung vollständig beseitigt. In diesem Bereich 

befindet sich ein aus ökologischer Sicht wertvolles Fließgewässer („Mühlgraben“) mit 

Ufergehölzsaum. Der Freiraumkorridor als Vernetzungselement ist für mobile und 

wandernde Arten, die biologische Vielfalt und den Biotopverbund von hoher Bedeutung. 

Bei einer Inanspruchnahme des Freiraumkorridors käme es zu einem Zusammenschluss 

beider Ortsteile und zu dem Verlust der landschaftsgliedernden Zäsur. Damit gingen eine 

Lebensraumzerschneidung sowie Beeinträchtigungen des Gewässerbereichs einher. 

Ferner befindet sich eine Kompensationsmaßnahme auf der Fläche. Es handelt sich um 

Grünland-Extensivierung (NATUREG-Verfahren-ID: 29785, NATUREG-Maßnahmen-ID: 

52596) des Bebauungsplans „Ausbaubereich Bahnhof“. Infolge einer Planrealisierung 

würde es auch hier zu einer Beanspruchung ökologisch wertvoller Flächen kommen. Die 

Fläche befindet sich zudem innerhalb eines Schwerpunktraumes (Biotopverbund) für 

Arten in einem ungünstigen Erhaltungszustand - konkret Feldhamster und Vogelarten der 
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Feldflur (Rebhuhn, Feldlerche etc.). Aufgrund des hohen Konfliktpotenzials und den o.g. 

Punkten wird der Standpunkt vertreten, die Fläche dringend zu streichen.  

Zu KB – 26 Lorsch   

Gegen einen Teilbereich der Planung bestehen erhebliche Bedenken.  

Im Rahmen einer landesplanerischen Anfrage zu dem Bebauungsplan Nr. 68 „Lagerfeld 

West“ wurde am 1. März 2023 gegenüber der Stadt Lorsch Stellung genommen.  

Die Überbauung von Offenlandflächen kann zum Lebensraumverlust für besonders        

geschützte Arten wie Bodenbrüter führen. Weiterhin ist nicht auszuschließen, dass 

Fledermäuse oder Gehölzbrüter im Bereich der Gehölzbestände (Flur 17, Flurstücke 

262/0 und 263/0) beeinträchtigt werden. Daher können artenschutzrechtliche 

Vermeidungs- und Ausgleichsmaß-nahmen erforderlich werden. Im Südteil der Planfläche 

(Flur 17, Flurstücke 262/0 und 263/0) befinden sich zudem ökologisch wertvolle 

Sandtrockenrasen, die dem gesetzlichen Biotopschutz unterliegen. 

Daher sollte dieser Teilbereich der Planfläche entfallen.  

 

Zu KB - 12 Heppenheim 

Gegen die Planung bestehen erhebliche Bedenken. 

Die Planung stellt einen neuen Siedlungsansatz dar. Die Überbauung von 

Offenlandflächen kann zum Lebensraumverlust für besonders geschützte Arten wie 

Bodenbrüter führen. Weiterhin ist nicht auszuschließen, dass Fledermäuse oder 

Gehölzbrüter im Bereich der Gehölz-bestände (Flur 12, Flurstücke 70/2, 32/0 etc.) 

beeinträchtigt werden. Daher können artenschutzrechtliche Vermeidungs- und 

Ausgleichsmaßnahmen erforderlich werden.  

Die Planfläche sollte daher entfallen. 

Zu KB - 13 Heppenheim 

In Bezug auf den Vorentwurf zum Regionalplan Südhessen handelt es sich um die Planung 

mit der Flächen-ID Nr. G248. Die im Osten der Fläche befindlichen Gehölze bilden die 

Siedlungsgrenze. Je nach Ausstattung weist dieser Gehölzbestand eine entsprechende 

ökologische und klimatische Wertigkeit auf. Bei Rodung können Lebensräume von 

besonders geschützten Arten zerstört werden. Daher sollte dieser Teil ausgespart werden. 

Die Natura 2000-Prognose wird aktuell erarbeitet.  

Daher sollte dieser Teilbereich der Planfläche entfallen. 
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Zu KB - 16 Rimbach:  

Gegen die Planung bestehen erhebliche Bedenken.  

Durch die Fläche KB-16 wird der Freiraumkorridor zwischen Zotzenbach und Mörlenbach 

überplant. Der Freiraumkorridor als Vernetzungselement ist für mobile und wandernde 

Arten, die biologische Vielfalt und den Biotopverbund von hoher Bedeutung. In der Folge 

der Planrealisierung käme es nahezu zum Zusammenschluss beider Ortsteile. Damit ginge 

eine fortschreitende Zersiedlung der Landschaft und eine starke Lebensraumzerschnei-

dung einher. Die Überbauung von Offenlandflächen kann zum Lebensraumverlust für 

besonders geschützte Arten wie Bodenbrüter führen. Daher können artenschutzrechtliche 

Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen erforderlich werden. 

Aufgrund der exponierten Lage wären die Gewerbebauten, insbesondere von dem 

westlich der Fläche gelegenen Wanderweg M2 und dem Wäschberg, gut einsehbar. In 

diesem Bereich ist das Landschaftsbild geprägt durch den für den Naturraum typische 

Kulturlandschaftselemente siedlungsnaher Offenlandflächen, die mit 

landschaftsgliedernden Gehölzen durchsetzt sind. Eine Bebauung würde als Störfaktor in 

der schutzwürdigen Landschaft wahrgenommen werden. Insofern ist bei Planrealisierung 

mit Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds zu rechnen, die durch 

Eingrünungsmaßnahmen nur marginal vermindert werden könnten.  

Die Planfläche sollte daher entfallen 

Zu KB-VRG 04 – G Lampertheim 

Es besteht eine Überlagerung mit dem Biotopverbund Feldhamster/Feldflurarten.  

Es wird von hier aus empfohlen, die Flächengröße und –Abgrenzung an die Darstellung 

Bestand und Planung (Flächen –ID 2030042) des Vorentwurfs zum Regionalplan 

Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan anzupassen. 
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6. Juli 2023 - Ausschuss für Umwelt, Energie und Klima 

6. Juli 2023 - Ausschuss für Natur, Landwirtschaft und Forsten 

7. Juli 2023 - Haupt- und Planungsausschuss 

14. Juli 2023 - Regionalversammlung Südhessen 
  

 
 
Antrag der Stadt Steinau an der Straße auf Zulassung einer Abweichung von den 
Zielen des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 
gemäß § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG für den Planbereich des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplans "Solarpark Ulmbach" im Stadtteil Ulmbach 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

gemäß § 8 Abs. 1 Hessisches Landesplanungsgesetz (HLPG) entscheidet die Regionalversammlung 
über Zielabweichungen nach § 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz. Für Ihre Entscheidung gemäß § 8 
Abs. 1 HLPG lege ich Ihnen nach Durchführung des Abweichungsverfahrens als obere 
Landesplanungsbehörde folgenden Beschlussvorschlag aus fachlicher Sicht vor und bitte um Ihre 
Entscheidung. 
 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

gez. Lindscheid 

Regierungspräsidentin 
 



Antrag der Stadt Steinau an der Straße auf Zulassung einer Abweichung 

von Zielen des 

Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 

zur Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

„Solarpark Ulmbach“ 

 

 

Abbildung 1: Luftbildübersicht Abgrenzung Plangebiet (ohne Maßstab); Quelle: Darstellung 

auf Grundlage von Bildmaterial von Google Earth 





Antrag der Stadt Steinau an der Straße auf Zulassung einer Abweichung von 

Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 

nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Raumordnungsgesetz (ROG) in Verbindung mit § 8 

Abs. 2 Hessisches Landesplanungsgesetz (HLPG) für den Planbereich des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Ulmbach“ 

Entscheidung 

I. Auf Antrag der Stadt Steinau an der Straße vom 20. Juli 2022, ergänzt am 

24. Oktober 2022 sowie am 18. April 2023, wird die Abweichung von den Zielen 

Z3.4.1-3 und Z10.1-10 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennut-

zungsplans 2010 auf der Grundlage der Antragsunterlagen sowie nach Maßga-

be der unter Ziffer II. aufgeführten Nebenbestimmungen und der Plankarte in 

Kapitel F zugelassen. 

II. Eventuell notwendige Ausgleichsmaßnahmen dürfen nicht weitere Flächen der 

landwirtschaftlichen Bewirtschaftung entziehen. Der Ausgleich soll nach Mög-

lichkeit ohne Beanspruchung weiterer landwirtschaftlicher Flächen umgesetzt 

werden. Maßnahmen in/an Gewässern oder im Wald sowie der Ankauf von Bio-

topwertpunkten von bereits umgesetzten Maßnahmen werden begrüßt. 
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A. Überblick über die Begründung der Beschlussvorlage 

Die Stadt Steinau an der Straße plant die Ausweisung einer Sonderbaufläche bzw. 

eines Sondergebiets für Freiflächen- Photovoltaik mit einer Fläche von 10ha. Nach 

den Antragsunterlagen beabsichtigt der Vorhabenträger, die Anumar Solar GmbH, 

eine Freiflächenphotovoltaik-Anlage mit einer jährlichen Leistung von ca. 11,5 MW zu 

realisieren womit rechnerisch 3.000 Haushalte versorgt werden könnten. Der gesam-

te, durch die Photovoltaikanlage produzierte Strom soll in das öffentliche Netz einge-

speist werden. Die Fläche liegt vollständig innerhalb eines im Regionalplan Südhes-

sen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 festgelegten Vorranggebiets für Land-

wirtschaft. Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Steinau an der Straße aus 

dem Jahr 2007 stellt den Bereich größtenteils als Fläche für die Landwirtschaft dar. 

Im Rahmen des Zugrunde liegenden Abweichungsverfahrens wurden die Antragsun-

terlagen zwei Mal ergänzt. Bei der ersten Ergänzung wurde, aufgrund der Stellung-

nahmen der für die Landwirtschaft zuständigen Behörden, von der Antragstellerin 

vertiefte Angaben zur Standortsuche nachgeliefert. Bei der zweiten Ergänzung wurde 

einer der Alternativstandorte, welcher im Gegensatz zur Antragsfläche im Regional-

plan Südhessen/Regionaler Flächennutzungsplan 2010 lediglich als Vorbehaltsge-

biet für Landwirtschaft festgelegt ist und somit als besser geeignet erschien, im Detail 

dargestellt.   

Auf der Grundlage der zweifach ergänzten Antragsunterlagen konnten die Bedenken 

diesbezüglich jedoch zugunsten des Erfordernisses einer Umsetzung der Energie-

wende zurückgestellt werden, da die Alternativfläche eine Reihe naturschutz-, land-

schaftsschutz- und wasserschutzrechtlicher Restriktionen aufweist und somit keine 

geeignete Alternative darstellt. Aus Sicht oberen Landwirtschaftsbehörde geschieht 

dies allerdings nur unter dem Vorbehalt, dass alle notwendig werdenden Kompensa-

tionsmaßnahmen ohne eine Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen erbracht 

werden. 
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B. Sachverhalt und Antragsbegründung 

I. Beabsichtigte Planung 

Die Stadt Steinau an der Straße möchte nach eigenen Angaben einen Beitrag zur 

Gestaltung des Klimawandels und der Energiewende sowie zur Sicherung der natio-

nalen Energieversorgung leisten. Daher soll im rund 10ha großen Plangebiet eine 

Freiflächen-Photovoltaikanlage mit einer Leistung von ca. 11,5 MW realisiert werden. 

Mit dieser Leistung können nach Angabe der Stadt ca. 12.075 MWh Strom produziert 

und damit rechnerisch 3.000 Haushalte versorgt werden, wodurch rund 9.000 t CO2- 

Emissionen vermieden werden können. Vorhabenträgerin ist die Anumar Solar 

GmbH mit Sitz in Ingolstadt. 

Um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Realisierung der Anlage zu 

schaffen soll der entsprechende Bereich im Flächennutzungsplan der Stadt als Son-

derbaufläche mit der Zweckbestimmung Photovoltaik dargestellt werden sowie ein 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit der auf 30 Jahre befristeten Festsetzung 

eines Sondergebietes der gleichen Zweckbestimmung aufgestellt werden. Da das 

geplante Vorhaben mit seiner Größenordnung von rund 10ha in einem im Regional-

plan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 festgelegtem Vorranggebiet 

für Landwirtschaft liegt, ist zur Umsetzung der Bauleitplanung ein Zielabweichungs-

verfahren notwendig. 

Eine besser geeignete Alternativfläche in der benötigten Größenordnung gibt es 

nach Darstellung Antragstellerin im gesamten Stadtgebiet nicht. Die Freiflächen-

Photovoltaik- Anlage in Ulmbach soll laut Antragstellerin einen wichtigen Beitrag zur 

Erzeugung CO2- neutraler, erneuerbarer Energien und zur Sicherung der regionalen 

Energieversorgung leisten. 

II. Lage und Umgebung des Vorhabens 

Die Stadt Steinau an der Straße ist ein Unterzentrum im nordöstlichen Main- Kinzig- 

Kreis. Sie liegt nach dem Landesentwicklungsplan Hessen in der Fassung der Fünf-

ten Verordnung zur Änderung der Verordnung über den Landesentwicklungsplan 

Hessen 2000 vom 16. Juli 2021 (GVBl., Seite 394 – im Folgenden Landesentwick-

lungsplan Hessen 2020) im verdichteten Raum (VR) sowie an einer überregionalen 

Entwicklungsachse. 
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Die Antragsfläche mit einer Gesamtflächengröße von rund 10ha liegt ca. 1,4 km 

nordwestlich des Ortsmittelpunktes des Stadtteils Ulmbach und wird nördlich von der 

Landesstraße L 3195, westlich, südlich und östlich von landwirtschaftlich genutzten 

Flächen begrenzt. Das Vorhaben befindet sich auf einer Höhenlage von etwa 400m 

über Normalnull auf landwirtschaftlich genutzten Freiflächen in größtenteils westlicher 

Expositionen. 

Nach Darstellung der Antragstellerin liegt es im Naturraum „D47 Osthessisches Berg-

land, Vogelsberg und Rhön“ und innerhalb dieses Großraums in der naturräumlichen 

Untereinheit „Südlicher Unterer Vogelsberg“. 

Abbildung 2: Lage der Stadt Steinau an der Straße im Raum (Quelle: Bildmaterial von Open 

Street Map) 
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Beim Bestand der Flächen handelt es sich nach den Antragsunterlagen um intensiv 

bis mäßig intensiv genutzte Mähwiesen. Im südwestlichen Bereich des Planungs-

raums befinden sich Gehölzbestände, die vom Vorhaben betroffen sind. Umgebende 

Wegeverbindungen dienen der Naherholung. In einer Entfernung von rund 200m öst-

lich der geplanten Freiflächenphotovoltaik- Anlage befindet sich eine Hofstelle, rund 

500m östlich beginnt der Siedlungsbereich von Ulmbach. Der Siedlungsbereich wird 

von der geplanten Freiflächenphotovoltaik- Anlage durch einige Gehölzreihen, die 

sich am Ortsrand oder in der freien Flur entlang von Parzellengrenzen befinden, ab-

geschirmt. 

Abbildung 3: Lage des Plangebiets im Stadtgebiet. Quelle: Bildmaterial von Open Street Map. 
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III. Betroffenheit des Belangs der Landwirtschaft 

Die Antragstellerin führt aus, dass das Plangebiet laut Landwirtschaftlichem Fachplan 

Südhessen (Fortschreibung 2011) der Gesamtwertstufe 1a (höchste Bedeutung) der 

fünf Feldflurfunktionen zuzuordnen ist. Damit haben diese Flächen eine hohe Bedeu-

tung als Ernährungs- und Versorgungs-, Einkommens-, Arbeitsplatz-, Erholungs- und 

Schutzfunktion. 

Nach Darstellung in den Antragsunterlagen wird die Fläche derzeit vom Eigentümer 

selbst als Grünland bewirtschaftet. Der Eigentümer ist Nebenerwerbslandwirt. Aus 

Altergründen und als Alterssicherung strebt dieser eine Photovoltaiknutzung durch 

die Firma Anumar an. 

IV. Betroffenheit der Belange Natur und Landschaft 

1. Artenschutz 

Die Biotoptypen sowie die Faunistische Erfassung im Plangebiet werden gemäß der 

Antragstellerin in der Vegetationsperiode 2022 detailliert flächendeckend kartiert 

bzw. durchgeführt. Die Biotoptypenkartierung liefere einen vollständigen Überblick 

über die aktuelle Flächennutzung des Untersuchungsraums und sei ein wichtiges 

und zentrales Element für die Analyse und ökologische Bewertung der Landschaft.  

Abbildung 4: Das Plangebiet mit Umfeld. Quelle: Darstellung auf Grundlage von Kartenmate-

rial von Google Earth. 
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Die Ergebnisse der faunistischen Erfassungen und die gegebenenfalls zur Vermei-

dung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände notwendigen Maßnahmen würden 

im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag dargestellt, der im Zuge des weiteren Verfah-

rens erstellt werde. Nach Aussage der Antragsunterlagen sei nicht auszuschließen, 

dass im Plangebiet planungsrelevante Arten, wie beispielsweise die Feldlerche, vor-

kommen. Es sei aber davon auszugehen, dass Maßnahmen festgesetzt und durch-

geführt werden könnten, die den Eintritt möglicher artenschutzrechtlicher Verbotstat-

bestände verhindern. 

2. Keine Betroffenheit von Schutzgebieten 

Die Antragstellerin führt aus, dass nach dem Hessischen Naturschutzinformations-

system NATUREG auf der Planungsfläche keine geschützten Biotope kartiert seien. 

In nördlicher und östlicher Richtung befinden sich mehrere gesetzlich geschützte Bio-

tope, wie Gehölze trockener bis frischer Standorte. Diese Biotope seien nicht vom 

Vorhaben tangiert. Die Betroffenheit von gesetzlich geschützten Biotopen gemäß 

§ 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bzw. § 13 Hessisches Ausführungsge-

setz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) wird im Rahmen der ausste-

henden Biotopkartierung überprüft. 

Aus den Antragsunterlagen geht hervor, dass sich das Plangebiet außerhalb von 

Heilquellen- und Wasserschutzgebieten, Naturparks, Nationalen Naturmonumenten, 

Biosphärenreservaten, Naturdenkmalen, gut erhaltenen Bodendenkmälern mit ar-

chäologischer Relevanz oder Kulturdenkmälern befindet bzw. solche im Eingriffsbe-

reich nicht vorliegen. 

3. Bauleitplanverfahren 

Freiflächenphotovoltaik- Anlagen gehören – abgesehen von solchen in einer Entfer-

nung von 200m zu Autobahnen oder bestimmten Schienenstrecken (§ 35 Abs. 1 

Nr. 8 lit. b) BauGB) nicht zu den nach § 35 Abs. 1 BauGB im Außenbereich privile-

gierten Vorhaben. Daher müssen die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für 

die Zulässigkeit einer Freiflächenphotovoltaik- Anlage im Außenbereich im Rahmen 

der Bauleitplanung geschaffen werden. Die Stadt Steinau an der Straße beabsichtigt 

daher, einen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufzustellen, und parallel den 

Flächennutzungsplan zu ändern. 
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So sollens die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer auf ma-

ximal 30 Jahre zeitlich begrenzt nutzbaren Freiflächenphotovoltaik- Anlage geschaf-

fen werden. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Steinau an der Straße hat 

hierzu die entsprechenden Aufstellungsbeschlüsse gefasst. Das Bauleitplanverfah-

ren soll parallel zur Beantragung bzw. Durchführung des Zielabweichungsverfahrens 

erfolgen. Nach den Antragsunterlagen sollen für die Belange des Umweltschutzes 

nach den § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung und für die Themen-

bereiche Artenschutz und naturschutzrechtliche Eingriffskompensation vertiefende 

Untersuchungen durchgeführt werden. 

V. Übergeordnete Planungen 

Im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 ist der Pla-

nungsbereich vollständig als Vorranggebiet für Landwirtschaft festgelegt.  

 

 

Abbildung 5: Ausschnitt mit Planungsgebiet aus Regionalplan Südhessen / Regionaler Flä-

chennutzungsplan 2010. 
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Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Steinau an der Straße aus dem 

Jahr 2007 stellt den Bereich als Fläche für die Landwirtschaft sowie Entwicklungsflä-

che entlang der Landesstraße L 3195 (Entwicklungsziel: Anpflanzung von Bäumen) 

und südlich im Bereich Knebelsgrund (Entwicklungsziel: Anpflanzung von Ufergehöl-

zen) dar. 

 

VI. Gegenstand des beabsichtigten Vorhabens 

1. Bauliche Einrichtungen 

Nach den Antragsunterlagen beabsichtigt der Vorhabenträger, die Anumar Solar 

GmbH, eine Freiflächenphotovoltaik- Anlage mit einer jährlichen Leistung von 

ca. 11,5 MW zu errichten. Der gesamte, durch die Photovoltaikanlage produzierte 

Strom soll in das öffentliche Netz eingespeist werden. Die Antragstellerin legt dar, 

dass für den wirtschaftlichen Betrieb einer wettbewerbsfähigen und den Vergabe- 

und Ausschreibungskriterien der Bundesnetzagentur entsprechenden Anlage von 

Betreiberseite in aller Regel Anlagen mit einer zusammenhängenden Flächengröße 

ab 5 ha zu projektieren seien. Je größer die Photovoltaik- Anlagen, desto niedriger 

würden die Gestehungskosten. Im Umkehrschluss weist der Betreiber darauf hin, 

dass mit der Zunahme der Wirtschaftlichkeit mehr Möglichkeiten bestehen, Eigentü-

mer und Gemeinde mitprofitieren zu lassen. 

Abbildung 6: Ausschnitt des Vorentwurfs der Flächennutzungsplanänderung. Quelle: PG Seifert 
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Die geplante Freiflächenphotovoltaik- Anlage soll aus Solarmodulen, der jeweiligen 

Modulunterkonstruktion (Modultische), welche mit Ramm- und Schraubfundamenten 

in den unbefestigten Boden mit einer maximalen Gesamthöhe von 3,50m über Ge-

ländeoberfläche befestigt werden, sowie neun Trafostationen mit hauptsächlich un-

terirdisch verlegten Kabeln bestehen. 

Die Aufständerung der Modultische erfolgt in einem fest definierten Winkel zur Sonne 

südwärts gewandt. Die Einzäunung des Geländes erfordert aus sicherheits- und ver-

sicherungstechnischen Gründen eine Höhe von maximal 2,50m mit Übersteige-

schutz. 

Insgesamt komme es nach den Ausführungen der Stadt Steinau an der Straße im 

gesamten Plangebiet zu einer Flächenversiegelung von maximal 150m². Diese ent-

stünde durch Trafostationen, sonstige betriebstechnische Anlagen und die Pfosten 

der Solargestelle. Durch die Aufständerung der Photovoltaikmodule könne der Ver-

siegelungsgrad auf ein Minimum reduziert werden. Die Photovoltaikmodule bildeten 

in senkrechter Projektion eine überdeckte Fläche von rund 5,3 ha ab, die übrigen 

Flächen seien Abstandsflächen zur Vermeidung von gegenseitiger Beschattung der 

Module respektive Flächen zur Zuwegung und Bewirtschaftung der Anlage und ihrer 

technischen Einrichtungen. 

Die äußere Erschließung der gesamten Anlage erfolgt über die nördlich verlaufende 

Landesstraße L 3195. Während der Bauphase werden Zufahrten angelegt, welche 

während der Betriebsphase durch Service- und Wartungspersonal in geringer Fre-

quenz genutzt werden. Für den Betrieb werden nördlich und südlich zwei Zufahrten 

zum Gebiet angelegt. 

2. Energiefachrechtliche und technische Rahmenbedingungen 

Der gesamt erzeugte Strom soll – wie dargestellt – in das öffentliche Stromnetz ein-

gespeist und durch Vergütung durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ge-

fördert werden. Die Freiflächensolaranlagenverordnung ermögliche in Hessen seit 

dem 30. November 2018 den Bau von Freiflächenphotovoltaik- Anlagen in landwirt-

schaftlich benachteiligten Gebieten. Gemäß dem Verzeichnis der benachteiligten 

Gebiete in Hessen gehöre die Gemarkung Ulmbach in diese Gebietskategorie. 
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Die Bedeutung der benachteiligten Gebiete für die Energieversorgung werde auch im 

Eckpunktepapier der Bundesregierung vom 28. Februar 2022 deutlich, wonach eine 

Steigerung dieser Flächenkulisse um 9% angestrebt werde. Bezüglich der Netzein-

speisung habe OsthessenNetz eine Netzanschlusszusage erteilt. 

VII. Planungsalternativen 

Die Antragstellerin beschreibt, dass bestimmte Standortvoraussetzungen gegeben 

sein müssen wie z.B.:  

 Eine möglichst hohe Globalstrahlung 

 Bestimmte topografische Faktoren und räumliche Anforderungen 

 Eine günstige Verkehrsanbindung sowie die Lage zum nächsten Einspeise-

punkt 

 Die Flächenverfügbarkeit 

 Kein Ausschluss der Planung durch Ziele des Natur- und Landschaftsschutzes 

 Vergütungsfähigkeit nach dem Erneuerbaren-Energie-Gesetz – EEG 2021 

 Mindestflächengröße von zusammenhängenden 5 ha  

Bei der der Abweichung zugrundeliegenden Planungsfläche seien die aufgeführten 

Faktoren laut Antragstellerin gegeben. Zudem könnten sich in diesem Bereich Sy-

nergieeffekte ergeben, da in Ulmbach bereits an anderer Stelle (in ca. 250 m Entfer-

nung) die bauleitplanerischen Voraussetzungen für eine Freiflächenphotovoltaik- An-

lage geschaffen wurden und somit der Netzeinspeisepunkt gemeinsam genutzt wer-

den könne.  

Eine besser geeignete Fläche bzw. eine andere geeignete und verfügbare Fläche 

konnte nach den Antragsunterlagen nicht identifiziert werden. Bei der Betrachtung 

von Alternativflächen wurden folgende Standorte einbezogen: 

 Solaranlagen auf Dachflächen von Bestandsgebäuden: Laut Antragsunterlagen 

ist eine Zunahme von zur Energiegewinnung genutzten Dachflächen feststell-

bar. Jedoch werde hierin lediglich ein begrenztes Potenzial gesehen, zudem 

bestünden nur begrenzte Möglichkeiten zur Einflussnahme seitens der Stadt. 
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 Im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 festgelegte 

Vorranggebiete Industrie und Gewerbe bzw. Vorranggebiete Siedlung: Laut An-

tragsunterlagen gebe es in der Gesamtgemarkung Steinau an der Straße keine 

geeigneten Flächen in der entsprechenden Größenordnung. 

 Darstellung „Gewerbeflächen – Bestand“ im wirksamen Flächennutzungsplan 

der Stadt Steinau an der Straße: nördlich der DB-Bahnstrecke Frankfurt – Fulda 

sei laut Antragsunterlagen keine Freifläche in der Größenordnung ab 5 ha vor-

handen. 

 Darstellung „Gewerbeflächen – Planung“ im wirksamen Flächennutzungsplan 

der Stadt Steinau an der Straße: Die Flächen seien laut Antragsunterlagen be-

reits vermarktet. Geeignete Flächen in der vorgesehenen Größenordnung stün-

den im gesamten Stadtgebiet nicht zur Verfügung.   

 Geeignete Flächen in Deponien, militärischen Konversionsflächen oder Abbau-

flächen im Rahmen der Rekultivierungen stehen laut Antragstellerin nicht zur 

Verfügung. 

 Pufferzonen entlang großer Verkehrstrassen und Lärmschutzeinrichtungen: 

Entlang der Bundesautobahn BAB 66 seien lediglich im Bereich des Stadtteils 

Marborn Pufferzonen vorhanden. Eine entsprechende Nutzung sei jedoch durch 

den Eigentümer nicht vorgesehen. Im Bereich der geplanten neuen Trassenfüh-

rung der Deutschen Bahn seien ebenfalls keine Pufferzonen in der erforderli-

chen Größenordnung vorhanden.  

 Standorte mit Vorbelastungen z.B. durch großflächige technische Einrichtungen 

oder baulich brachliegende Flächen sind nach Darstellung der Stadt in der er-

forderlichen Größenordnung nicht vorhanden. 

VIII. Antragsergänzung vom 24. Oktober 2022 

Aufgrund der Stellungnahmen der für die Landwirtschaft zuständigen Behörden wur-

de der Antragstellerin die Möglichkeit gegeben die Angaben zur Standortsuche zu 

ergänzen. Nach Darstellung der Antragstellerin stehen in den Vorranggebieten Sied-

lung sowie Vorranggebieten Industrie und Gewerbe keine geeigneten Flächen in der 

geplanten Größenordnung zur Verfügung. So sollen die beiden Vorranggebiete Sied-

lung, Planung, die es in Steinau an der Straße gibt, nach den städtebaulichen Ent-

wicklungsvorstellungen der Stadt vorrangig für wohnbauliche und gemischte Nutzun-

gen vorgehalten werden bzw. sind bereits bebaut.  
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Die Nutzung der Dachflächen der vorhandenen Bebauung in den Vorranggebieten 

für Industrie und Gewerbe werden nach Angaben der Stadt teilweise bereits für Pho-

tovoltaik- Anlagen genutzt. 

Abbildung 7: Darstellung auf Grundlage des Regionalplan Südhessen / Regionaler Flächen-

nutzungsplan 2010 mit Lagehinweisen zu den "Vorranggebieten Siedlung, Pla-

nung". Quelle: Stadt Steinau an der Straße: Ergänzungen zum Abweichungsan-

trag. 
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Durch die Betriebsanlagen im chemischen Bereich (Abluft- und andere Anlagen auf 

den Dächern) sei allerdings die dortige Nutzungsmöglichkeit für Photovoltaik- Anla-

gen begrenzt. Eine mit der geplanten Anlage vergleichbare Leistung könne hier nicht 

erreicht werden. 

Sämtliche öffentlichen Gebäude seien bereits mit Anlagen zur Nutzung der Solar-

energie mit einer Gesamtleistung von 650 kW/p bestückt. Einzige Ausnahme sei das 

denkmalgeschützte Rathaus. Zusätzliche Anlagen auf bestehenden öffentlichen Ge-

bäuden seien daher nicht möglich. 

Das Gemarkungsgebiet südlich der Bundesautobahn BAB66 ist nach Darstellung der 

Antragstellerin durch bestehende Siedlungs- und Industriegebiete, Waldbestände, 

Vorranggebiete für Natur und Landschaft, Vorranggebiete Regionaler Grünzug sowie 

Vorbehaltsgebiete oberflächennaher Lagerstätten geprägt. Der Schwerpunkt land-

wirtschaftlich nutzbarer Flächen liege im nördlichen Teil des Stadtgebietes. Das be-

absichtigte Plangebiet beanspruche rund 10 ha Vorranggebiet für Landwirtschaft. Die 

Antragstellerin führt aus, dass im gesamten Stadtgebiet die Vorranggebiete für 

Landwirtschaft in Bezug auf die gesamten landwirtschaftlichen Flächen deutlich 

überwiegen. Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft nähmen einen deutlich geringeren 

Flächenanteil ein, seien kleinflächig verstreut und – abgesehen von einer Ausnahme 

– jeweils deutlich kleiner als 10 ha. Zudem seien Vorbehaltsgebiete für Landwirt-

schaft, insbesondere im nördlichen Gemarkungsgebiet, zum großen Teil mit Vor-

ranggebieten für Natur- und Landschaft überlagert. 

Das einzige größere Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft liege mit einer Größe von 

20ha südwestlich von Ulmbach. Es umschließe ein Vorranggebiet für Forstwirtschaft. 

Aus der Luftbildübersicht sei erkennbar, dass es sich um kleinere bis mittlere Teilflä-

chen zwischen 2,5 bis 7ha handele, welche durch linienförmige Heckenstrukturen 

begrenzt sein. Laut Antragstellerin weisen diese Flächen ein erhöhtes Konfliktpoten-

zial auf, da die Waldabstände zur Forstfläche (30m Abstand), die nicht überbaubaren 

Flächen zum Ulmbach (10m Freihaltezone) sowie die linienhaften Heckenstrukturen 

zu berücksichtigen seien. Daher verringere sich die Bruttofläche auf den betreffen-

den Grundstücken deutlich. Auch befänden sich im südlichen Teil der Vorbehaltsflä-

che ein Schützenhaus und eine Grillanlage Im Ergebnis sei die Fläche zur Verwirkli-

chung des Planvorhabens nicht geeignet. 
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Abbildung 9: Luftbildübersicht Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft. Quelle: Stadt Stein an 

der Straße: Ergänzungen zum Abweichungsantrag. 

Abbildung 8: Darstellung "Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft". Quelle: Stadt Steinau an 

der Straße: Ergänzungen zum Abweichungsantrag. 
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Bezüglich der Möglichkeit einer sog. Agriphotovoltaik- Anlage weist der Betreiber da-

rauf hin, dass nach dem Erneuerbare- Energien- Gesetz keine gesonderte Aus-

schreibung für solche Anlagen möglich ist. Die Gestehungskosten seien jedoch durch 

die Bauweise wesentlich höher zu bewerten. Zudem sei durch die hochaufgeständer-

te Bauweise die Fernwirkung sowie die Auswirkungen auf das Landschaftsbild der 

Anlage wesentlich höher zu bewerten. Aufgrund der örtlichen Topografie (Hanglage) 

sei eine entsprechende Anlage hier nur sehr schwierig und kostenintensiv umzuset-

zen. 

Bisherige Erfahrungen hätten gezeigt, dass sich Agriphotovoltaik- Anlagen in Verbin-

dung mit Sonderkulturen bewährt hätten (Beispiel Himbeeranbau in den Niederlan-

den), allerdings liege in Ulmbach und Umgebung der Schwerpunkt auf reinem Acker-

bau. 

In der Gesamtbewertung kommt die Stadt Steinau an der Straße zu dem Ergebnis, 

dass keine Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft für eine Photovoltaiknutzung in der 

Größenordnung von rund 10ha zur Verfügung stehen. Zudem sei die Begrenzung 

der Inanspruchnahme auf 30 Jahre hervorzuheben. Die agrarstrukturelle Betroffen-

heit am gewählten Standort sei untergeordnet, da die Pachtverträge für die Flächen 

bereits vor gut zwei Jahren gekündigt worden seien, der Eigentümer diese im Rah-

men einer Nebenerwerbslandwirtschaft selbst bewirtschafte und aus Altersgründen 

eine Photovoltaik- Nutzung durch die Firma Anumar anstrebe. Eine Existenzgefähr-

dung des Bewirtschafters sei vorliegen ausgeschlossen. Aufgrund der Bauweise der 

Anlage sei eine extensive Nutzung, z.B. zur Grünfuttergewinnung, möglich. Zur Si-

cherstellung der regionalen und überregionalen Energieversorgung, aufgrund der 

beschriebenen Eigentumssituation, des geringen Konfliktpotenzials und möglicher 

Synergie-Effekte sei die geplante Inanspruchnahme des Vorranggebietes für Land-

wirtschaft nach Auffassung der Stadt Steinau an der Straße vertretbar.  
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IX. Antragsergänzung vom 18. April 2023 

1. Weitere Substantiierung der Alternativenprüfung 

Im Zusammenhang mit der geplanten Sondergebietsausweisung mit der Zweckbe-

stimmung „Freiflächenphotovoltaik“ sei zu prüfen, ob und inwiefern Alternativflächen 

und -möglichkeiten gegeben sind, die geringere regionalplanerische Restriktionen 

aufweisen, um die beabsichtigte Erzeugung von Solarstrom in der vorgesehenen 

Größenordnung zu ermöglichen.  

Dabei seien aus Gründen der erforderlichen Netzanschlüsse und Trassenführungen 

zusammenhängende Flächen gegenüber einer Aufteilung auf (mehrere kleinere) Teil-

flächen zu priorisieren. Generell sei im Fall einer Flächenaufteilung von höheren Her-

stellungskosten gegenüber der Antragsfläche auszugehen. Unter der Voraussetzung, 

die energiepolitischen Ziele zum Einsatz erneuerbarer Energien möglichst kurzfristig 

umsetzen zu können, wäre ein zeitnaher und kurzfristiger Flächenzugriff unabding-

bar. Potentialflächen, die einer großen Zahl an unterschiedlichen Eigentumsverhält-

nissen unterliegen, erforderten, falls überhaupt ein Zugriff möglich sei, entsprechend 

aufwändige und zeitintensive Verhandlungsverfahren, die einer möglichst schnellen 

Bereitstellung erneuerbarer Energien entgegenstünden. 

Südwestlich der Ortslage von Ulmbach weise der Regionalplan Südhes-

sen/Regionale Flächennutzungsplan 2010  als Alterativfläche ein größeres Vorbe-

haltsgebiet für Landwirtschaft mit einer Größenordnung von ca. 20 ha aus (siehe 

oben, Abbildung 9, Seite 20). 

Bei dem Gebiet handele es sich um Parzellen kleinerer bis mittlerer Größe, die im 

westlichen und südwestlichen Teil durch linienförmige Heckenstrukturen begrenzt 

und unterteilt würden. Die Flächen seien überwiegend von Grünlandnutzung geprägt, 

im Süden sei eine größere Parzelle von relativ starkem Gehölzbewuchs gekenn-

zeichnet, hier befände sich auch eine Grillhütte. Im Norden rage ein Waldbestand in 

die Alternativfläche hinein. 

Der westlich und südwestliche Teilbereich sei west- bis südwestlich in Richtung der 

Ortschaft Ulmbach exponiert und gehe am Westrand in den Auenbereich des Ulm-

bachs über. 
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Der nordöstliche Teilbereich sei gering geneigt bis eben. Auf der Alternativfläche lä-

gen eine Reihe naturschutz-, landschaftsschutz- und wasserschutzrechtlicher Rest-

riktionen, die in der Abbildung 10 dargestellt sind. 

Es handele sich hierbei um eine im NATUREG registrierte Ausgleichsfläche (Maß-

nahmen-Nr. D_MK_019315 und D_MK_019549), das Landschaftsschutzgebiet „Au-

enverbund Kinzig“ sowie das Trinkwasserschutzgebiet „Steinau a.d.Str. TB Ulmbach“ 

mit den Schutzzonen I, II und III.  

Weitere Restriktionen, die die Flächenverfügbarkeit der Alternativfläche hinsichtlich 

einer Nutzung als Fläche zur Nutzung der Solarenergie reduziere, sei der einzuhal-

tende Waldabstand von mindestens 30m zu den nördlich angrenzenden Waldflä-

chen, sowie die Gehölz- und Heckenstrukturen auf der Fläche. Durch diesen Be-

wuchs sei eine einheitliche Nutzung der Flächen erschwert, aufgrund der Verschat-

tung müssten zu diesen teils linienhaften Strukturen entsprechende Abstände einge-

halten werden. Ein Entfernen der Bewuchsstrukturen würde zudem einen erhebli-

chen naturschutzrechtlichen Eingriff darstellen und in einem hohen Kompensations-

bedarf resultieren. 

 

Abbildung 10: Lage und Abgrenzung der Alternativfläche in Schwarz sowie der Ausschlussflä-

chen. Quelle: Planungsbüro Dr. Huck, 2. Ergänzung Zielabweichungsantrag 

Steinau an der Straße 
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Sowohl die Alternativfläche als auch die Planfläche würden im Landwirtschaftlichen 

Fachplan Südhessen (LFS) aus dem Jahr 2004 mit Fortschreibung 2021 hinsichtlich 

ihrer Feldflurfunktionen der Gesamtwertstufe 1a der fünf Feldflurfunktionen zugeord-

net. Der landwirtschaftliche Fachplan diene als fachliche Basis für die Ableitung von 

Planungsaussagen wie Vorrang- und Vorbehaltsflächen für die Landwirtschaft bei 

der Regionalplanaufstellung sowie bei der Wahrung landwirtschaftlicher Belange bei 

Einzelvorhaben. Die Planungsaussagen würden maßgeblich auf den Gemeinwohl-

funktionen der Feldflur (also der ökonomischen, ökologischen und sozialen Nutz-, 

Schutz- und Sicherungsfunktionen der Feldflur) basieren. Die Errichtung einer Frei-

flächen-Photovoltaikanlage würde zu unterschiedlichen Betroffenheiten von Alterna-

tivfläche und Plangebiet der im Landwirtschaftlichen Fachplan definierten fünf Feld-

flurfunktionen führen: 

a) Ernährungs- und Versorgungsfunktion 

Plangebiet und Alternativfläche leisteten hinsichtlich der Ernährungs- und Versor-

gungsfunktion aufgrund ihrer Zuordnung zur Gesamtwertstufe 1a der fünf Feldflur-

funktionen demnach grundsätzlich einen hohen Beitrag zur Funktionserfüllung. Durch 

die Errichtung einer Freiflächen- Photovoltaikanlage würde den Flächen über den 

Betriebszeitraum diese Funktionsfähigkeit entzogen. Mit der vorgesehenen Befris-

tung der Anlage auf maximal 30 Jahre und über eine im Bebauungsplan festzuset-

zende landwirtschaftliche Folgenutzung würde das Flächenpotential jedoch nicht 

verändert, lediglich die Ausschöpfung des Potentials würde zeitlich verschoben. 

Plangebiet und Alternativfläche seien hinsichtlich der Ernährungs- und Versorgungs-

funktion vergleichbar zu bewerten. 

b) Einkommensfunktion 

Plangebiet und Alternativfläche leisteten hinsichtlich der Einkommensfunktion auf-

grund ihrer Zuordnung in Gesamtwertstufe 1a der fünf Feldflurfunktionen demnach 

grundsätzlich einen hohen Beitrag zur Funktionserfüllung. Die Einkommensfunktion 

würde nach dem LFS an dem Einkommenspotential aus der landwirtschaftlichen 

Nahrungsmittelproduktion, der wirtschaftlichen Stabilität unter Berücksichtigung öko-

nomisch-struktureller Rahmenbedingungen und betrieblicher Stabilität sowie an Ein-

kommen landwirtschaftlicher Betriebe aus Einkommensalternativen außerhalb der 

primären Nahrungsmittelproduktion gemessen. 
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Mit der vorgesehenen Befristung der Anlage auf max. 30 Jahre und über eine im Be-

bauungsplan festzusetzende landwirtschaftliche Folgenutzung würde das Flächenpo-

tential jedoch nicht verändert, lediglich die Ausschöpfung des Potentials würde zeit-

lich verschoben. Plangebiet und Alternativfläche seien hinsichtlich der Einkommens-

funktion vergleichbar zu bewerten. 

c) Arbeitsplatzfunktion 

Hinsichtlich der Arbeitsplatzsituation unter Berücksichtigung der Kriterien von Ar-

beitsplätzen in der Landwirtschaft und der Arbeitsplatzsicherheit bzw. der Stabilität 

von betrieblichen Strukturen leisteten Plangebiet und Alternativfläche aufgrund ihrer 

Zuordnung in Gesamtwertstufe 1a der fünf Feldflurfunktionen demnach grundsätzlich 

einen hohen Beitrag zur Funktionserfüllung. Mit der vorgesehenen Befristung der 

Anlage auf max. 30 Jahre und über eine im Bebauungsplan festzusetzende landwirt-

schaftliche Folgenutzung würde das Flächenpotential jedoch nicht verändert, ledig-

lich die Ausschöpfung des Potentials würde zeitlich verschoben. Plangebiet und Al-

ternativfläche seien hinsichtlich der Arbeitsplatzfunktion vergleichbar zu bewerten. 

d) Erholungsfunktion 

Plangebiet und Alternativfläche leisteten hinsichtlich der Einkommensfunktion auf-

grund ihrer Zuordnung in Gesamtwertstufe 1a der fünf Feldflurfunktionen demnach 

grundsätzlich einen hohen Beitrag zur Funktionserfüllung. Dabei würden gemäß LFS 

als Kriterien zur Beschreibung der Erholungsfunktion der Beitrag landwirtschaftlicher 

Flächen zur Erholungsqualität sowie landwirtschaftliche Flächen in besonderen Erho-

lungsbereichen herangezogen. Weitere Kriterien von Bedeutung seien erholungsori-

entierte Angebote landwirtschaftlicher Betriebe sowie die Bereitstellung landwirt-

schaftlicher Wege für die Naherholung. 

Im Gegensatz zum Plangebiet, das uneinsehbar von der Ortschaft Ulmbach läge, 

komme es im Falle einer Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage auf der Al-

ternativfläche zu einer Beeinträchtigung dieses Erholungsraumes. Dabei würden als 

Erholungsraum regelmäßig besonders strukturreiche und grünlandgeprägte Gebiete 

mit abwechslungsreichem Relief definiert. Beide Merkmale seien auf der betroffenen 

Alternativfläche prägend. Die visuelle Beeinträchtigung durch die Solarmodule sei 

besonders in Richtung der Ortschaft Ulmbach und ihrer zur Erholung genutzten 

Randbereich, wie bspw. der Ulmbachaue, gegeben. 



Seite 26 von 47 Dezernat III 31.2 – Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, Bauwesen 

 

Diese Beeinträchtigung der Erholungsnutzung könne auch durch Nachpflanzungen 

von Vegetationsstrukturen im Sinne des Blendschutzes aufgrund der Exposition, wie 

es bspw. bei der Planfläche aufgrund ihrer insgesamt geringen Neigung möglich wä-

re, nicht adäquat minimiert werden, so dass von einer verträglichen Einbindung der 

Anlage in das Landschaftsbild im Bereich der Alternativfläche nicht ausgegangen 

werden kann. Weiterhin komme es durch die Kleinparzellierung der Alternativfläche 

zu einer Beeinträchtigung oder Veränderung des flächeninternen landwirtschaftlichen 

Wegenetzes, so dass die Funktionsfähigkeit der Landwirtschaftswege für die Naher-

holung eingeschränkt sei. Diese Einschränkung wäre bei dem Plangebiet aufgrund 

der Großflächigkeit der betroffenen Parzelle nicht gegeben. Insofern sei im Gegen-

satz zum Plangebiet bei der Alternativfläche von einer Betroffenheit der Erholungs-

funktion auszugehen. 

e) Schutzfunktion 

Bezüglich ihrer Schutzfunktion leisteten Plangebiet und Alternativfläche aufgrund ih-

rer Zuordnung in Gesamtwertstufe 1a der fünf Feldflurfunktionen demnach grund-

sätzlich einen hohen Beitrag zur Funktionserfüllung. Dabei umfasse die Schutzfunkti-

on die Belange des Landschafts-, Biotop- und Artenschutzes sowie des Boden-, Kli-

ma- und Wasserschutzes.  

Bei dem Plangebiet handele es sich um eine teilweise extensive Grünlandfläche. Die 

dort mit der Errichtung einer Photovoltaikanalage einhergehenden Eingriffe seien 

durch entsprechende Kompensationsmaßnahmen ausgleichbar. Die auf der Alterna-

tivfläche durch eine Anlagenerrichtung eintretenden Eingriffe seien ebenfalls kom-

pensierbar, aufgrund des Ausgangsbestandes mit teilweise Gehölzen, Heckenstruk-

turen aber auch der Ausgleichsmaßnahme sei der entstehende Kompensationsbe-

darf allerdings weitaus umfangreicher, der Eingriff somit wesentlich erhöht. Die Alter-

nativfläche läge zudem vollständig im Trinkwasserschutzgebiet, betroffen seien die 

Schutzzonen I, II und III. Insofern wäre im Gegensatz zum Plangebiet bei der Alter-

nativfläche von einer höheren Betroffenheit der Schutzfunktion auszugehen. 
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2. Fazit  

Um auf dem Alternativstandort östlich Ulmbach eine Freiflächen-Photovoltaikanlage 

in vergleichbarer Größe zum beantragten Vorhaben westlich Ulmbach zu realisieren, 

müssten Gehölzstrukturen entfernt und adäquat ausgeglichen werden. Zudem müss-

te eine bestehende Ausgleichsfläche verlagert werden, was durch den auf der Fläche 

bereits realisierten Ausgleich eine Verdoppelung der dort ehedem ausgeglichenen 

Eingriffe bedeuten würde. Eine Nutzung der westexponierten, von der Siedlung Ulm-

bach einsehbaren Bereiche komme aufgrund der damit verbundenen Beeinträchti-

gung ebenfalls nicht in Frage. Eine Nutzung weiterer Teilflächen der Alternativfläche 

komme aus Gründen des Landschaftsschutzes (Landschaftsschutzgebiet LSG), der 

Erholungsnutzung (Grillhütte) und der benachbarten forstlichen Nutzung mit einer 

entsprechenden Abstandsfläche nicht in Betracht. Die Alternativfläche liege zudem 

bis auf kleine Flächenanteile im Norden und Süden, die in der Trinkwasserschutzge-

bietszone III liegen, in der Trinkwasserschutzgebietszone I oder II. 

Unter Berücksichtigung der Restriktionsbereiche betrage die nutzbare Alternativflä-

che exklusive der Trinkwasserschutzgebietszonen I und II lediglich 53.160 m², inklu-

sive der Trinkwasserschutzgebietszonen I und II letztlich nur noch 1.629 m². Die Al-

ternativfläche weise somit eine für das Vorhaben unzureichende Größe auf. Insofern 

sei die Fläche als Alternative für die Errichtung einer Photovoltaikanlage auf dem 

Plangebiet nicht geeignet. 
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C. Beteiligung der Gebietskörperschaften sowie der Fachbehörden 

Die Beteiligung der Gebietskörperschaften und der Fachbehörden wurde mit folgen-

dem Ergebnis durchgeführt: 

I. Regierungspräsidium Darmstadt 

1. Dezernat III 31.1 – Regionalplanung, Geschäftsstelle der Regionalver-

sammlung 

Im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 sei die Antrags-

fläche vollständig als Vorranggebiet für Landwirtschaft festgelegt. Gemäß dem zuge-

hörigen Ziel Z10.1-10 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-

plans 2010 habe die landwirtschaftliche Bodennutzung im Vorranggebiet für Land-

wirtschaft Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen. Das Vorhaben widerspreche 

diesem Ziel. Eine vorrangig landwirtschaftliche Nutzung sei bei Verwirklichung der 

Planung nicht mehr gegeben. 

Gemäß Grundsatz G3.4.1-1 des seit dem 30. März 2020 wirksamen Sachlichen Teil-

plans Erneuerbare Energien (TPEE) 2019 solle zur Umwandlung solarer Strahlungs-

energie in Strom vorrangig Photovoltaikanlagen auf und an Gebäuden genutzt wer-

den. 

Seit dem 1. Februar 2023 seien gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) Baugesetzbuch 

(BauGB) Vorhaben privilegiert im Außenbereich zulässig, die der Nutzung solarer 

Strahlungsenergie dienen, wenn sie in einer Entfernung von bis zu 200m zu Auto-

bahnen oder zu Schienenwegen des übergeordneten Netzes liegen. Das Vorhaben 

liege nicht in diesem Bereich, somit werde die planungsrechtliche Zulässigkeit wei-

terhin über die Bauleitplanung geregelt. Entsprechend sei ein –in diesem Fall bereits 

vorliegender - Bebauungsplanentwurf sowie eine Flächennutzungsplanänderung 

vorzunehmen. Wie in den Unterlagen (Langfassung Seite 10) dargelegt werde, habe 

die bauleitplanerische Ausweisung von Wohn-, gemischten Bauflächen und Sonder-

bauflächen sowie dazugehörenden kleineren gewerblichen Bauflächen gemäß 

Ziel Z3.4.1-3 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 

innerhalb der in der Karte ausgewiesenen Vorranggebiete Siedlung, Bestand und 

Planung, stattzufinden. 
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Eine Darstellung, in welchem Umfang die etwa 10ha rechnerisch auf den maximalen 

Bedarf an Siedlungsflächen der Stadt Steinau an der Straße angerechnet werden, 

fehle hier. 

Der Gewinn an erneuerbarer Energie zur Erreichung des Ziels Hessens, seinen Ver-

brauch an Strom und Wärme vollständig aus erneuerbaren Energien zu decken, 

werde begrüßt. Die Fläche werde derzeit von dem Eigentümer selbst als Grünland im 

Rahmen einer Nebenerwerbslandwirtschaft bewirtschaftet und eine Existenzgefähr-

dung durch die vorgesehene Photovoltaiknutzung liege nicht vor. Gleichwohl sei der 

Verlust an hochwertiger landwirtschaftlicher Fläche – auch ohne eine direkte land-

wirtschaftliche Nachnutzung – festzustellen. 

Die Nutzung des Vorranggebietes für Landwirtschaft werde im Rahmen der verbindli-

chen Bauleitplanung für den Zeitraum von 30 Jahren festgelegt, so dass nach Ablauf 

dieser Frist eine vollumfängliche landwirtschaftliche Nutzung (hier: Grünlandnutzung) 

im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung festgesetzt werde. 

Seitens der Stadt Steinau an der Straße stünden für den temporären Verlust dieser 

privaten Grünlandfläche keine öffentlichen Tauschflächen zur Verfügung. Im Rahmen 

der verbindlichen Bauleitplanung seien jedoch entsprechende eingriffsminimierenden 

Festsetzungen und Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt. 

Zur Antragsergänzung vom 18. April 2023 teilt das Dezernat III 31.1 mit, die Alterna-

tivenprüfung lege aus regionalplanerischer Sicht sachgerecht und schlüssig dar, 

dass die Alternativfläche südwestlich von Ulmbach trotz ihrer Festlegung lediglich als 

Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft keine geeignete Alternative darstelle. Damit gelte 

die ursprüngliche Stellungnahme weiterhin. 

2. Dezernat V 51.1 – Landwirtschaft, Fischerei und internationaler Arten-

schutz 

Das Plangebiet von rund 10 ha sei im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächen-

nutzungsplan 2010 als Vorranggebiet für Landwirtschaft festgelegt. Entsprechend 

dem Ziel Z10.1-10 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-

plans 2010 habe im Vorranggebiet für Landwirtschaft die landwirtschaftliche Boden-

nutzung Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen.  
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Zudem seien die landwirtschaftlichen Flächen des Plangebiets im Landwirtschaftli-

chen Fachplan Südhessen in der höchsten Wertigkeitsstufe 1a der fünf Feldflurfunk-

tionen eingestuft. Dies bedeute, dass bei Umsetzung der Planung allerbeste Flächen 

auf lange Sicht nicht effizient bewirtschaftet werden könnten. 

Es werde ausdrücklich darauf hingewiesen, das im Sachlichen Teilplan Erneuerbarer 

Energien (TPEE) 2019 des Regionalplans Südhessen/ Regionalen Flächennut-

zungsplans 2010 ausgeführt werde, dass Photovoltaik-Freiflächenanlagen nur nach-

rangig in Vorrang-/ Vorbehaltsgebieten für Landwirtschaft errichtet werden sollen, 

soweit in der Region die Bereiche Deponien, Hallen, sonstige geeignete Brachen u. 

ä. ausgeschöpft seien. 

Die aus landwirtschaftlicher Sicht für die Errichtung einer Photovoltaik- Freiflächenan-

lage zu favorisierende Fläche im südwestlichen Stadtteil Ulmbachs, die im Regional-

plan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 als Vorbehaltsgebiet für 

Landwirtschaft festgelegt sei, müsse auf Grund der nachgereichten Antragsunterla-

gen für eine Umsetzung der Planung nunmehr jedoch als ungeeignet anerkannt wer-

den. Auf der Alternativfläche lägen eine Reihe naturschutz-, landschaftsschutz- und 

wasserschutzrechtlicher Restriktionen. Die Antragstellerin habe zutreffend darauf 

hingewiesen, dass auf der zunächst favorisierten Fläche eine im NATUREG re-

gistrierte Ausgleichsfläche, das Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund Kinzig“ sowie 

das Trinkwasserschutzgebiet „Steinau a.d.Str. TB Ulmbach“ mit den Schutzzonen I, II 

und III liege. Desweitern sei zu den nördlich angrenzenden Waldflächen ein Abstand 

von mindestens 30 m einzuhalten. Zudem würden die vorhandenen Gehölz- und He-

ckenstrukturen eine einheitliche Nutzung der Fläche erschweren; ein Entfernen der 

Bewuchsstrukturen würde wiederum einen erheblichen naturschutzrechtlichen Ein-

griff darstellen und zu einem hohen Kompensationsbedarf führen, der vermutlich er-

neut zu Lasten landwirtschaftlicher Flächen zu erbringen wäre. Die wasserrechtlichen 

Restriktionen seien in der. Stellungnahme der Abteilung IV/F – Umwelt Frankfurt – 

näher dargestellt und ebenfalls nicht bzw. kaum überwindbar. 

Unter Verweis auf die aktuelle politische Lage in Europa und insbesondere den ho-

hen Flächenverbrauch in Hessen (ca. 3 ha pro Tag) sei der fortschreitende Verlust 

der knappen Ressource Boden für den Anbau von regionalen Lebens- und Futtermit-

teln zur Ernährungssicherung der Bevölkerung äußerst bedenklich. 
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Auch wenn in den Antragsunterlagen ausgeführt wird, dass eine Grünlandnutzung 

weiterhin möglich sei, so sei doch für einen Zeitraum von 30 Jahren der Hauptnut-

zungszweck der Fläche ein anderer als der landwirtschaftliche. Hierbei sei auch fest-

zuhalten, dass die Freihaltung der Fläche in erster Linie der Photovoltaik- Anlage, 

nicht z.B. der Grünfuttererzeugung diene, also keine landwirtschaftliche, sondern ei-

ne gewerbliche Nutzung erfolge. Aus landwirtschaftlicher Sicht bestünden daher 

grundsätzliche Bedenken gegen die Planung. 

Eventuell notwendige Ausgleichsmaßnahmen (sofern die Planung weiterverfolgt 

wird) dürfen nicht weitere landwirtschaftliche Flächen der Landwirtschaft entziehen, 

der Ausgleich sollte nach Möglichkeit ohne Beanspruchung weiterer landwirtschaftli-

cher Flächen umgesetzt werden. Maßnahmen in/an Gewässern oder im Wald sowie 

der Ankauf von Biotopwertpunkten von bereits umgesetzten Maßnahmen werden 

begrüßt. 

Nach Rückbau der Photovoltaikanlage (sofern diese realisiert werde) sei die gesamte 

Fläche wieder in ihren ursprünglichen Zustand zu versetzen und einer vollständigen 

landwirtschaftlichen Nutzung zuzuführen. 

Die aus Sicht des öffentlichen Belanges Landwirtschaft/Feldflur bestehenden grund-

legenden Bedenken könnten zugunsten des Erfordernisses einer Umsetzung der 

Energiewende nur dann zurückgestellt werden, wenn sämtliche notwendig werden-

den Kompensationsmaßnahmen ohne eine Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 

Flächen erbracht werden. 

3. Dezernat V 53.1 – Naturschutz (Planungen und Verfahren) 

Das Plangebiet überlagere kein Vorrang- oder Vorbehaltsgebiet für Natur und Land-

schaft. Von der Planung seinen keine Natur- oder Landschaftsschutzgebiete sowie 

kein Natura 2000-Gebiet direkt betroffen. Das FFH- Gebiet „5722-303 – Talauen bei 

Freiensteinau und Gewässerabschnitt der Salz“ läge in ca. 430m Entfernung. Es sei-

en keine relevanten Wirkfaktoren wie Flächeninanspruchnahme, Veränderungen im 

Wasserhaushalt oder Boden, Schadstoff- und Lärmemissionen etc. mit dem Vorha-

ben verbunden. Insofern könnten erhebliche Beeinträchtigungen des Natura 2000-

Gebietes in seinen für die Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteilen offensichtlich 

ausgeschlossen werden. Eine weiterführende Verträglichkeitsstudie im Sinne des 

§ 34 Abs. 1 BNatSchG sei daher nicht erforderlich. 
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Die geplante Freiflächenphotovoltaik- Anlage überlagere landwirtschaftlich genutztes 

Grünland mit eingestreuten Einzelgehölzen, die insbesondere durch die Nähe zum 

Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Auenverbund Kinzig“ und die freie Feldflur in der 

Umgebung einen wertvollen potenziellen Lebensraum für gefährdete Offenlandarten 

wie insbesondere der Feldlerche darstelle. Gerade Feldvogelarten der offenen Agrar-

fläche hatten in den letzten Jahrzehnten einen erheblichen Bestandsverlust zu ver-

zeichnen. Vorhandene Fortpflanzungs- und Ruhestätten seien daher gemäß § 44 

BNatSchG vorrangig zu erhalten und – sofern dies in begründeten Fällen nicht mög-

lich ist – ökologisch-funktional auszugleichen. 

Um sicherzustellen, dass dem Vorhaben keine unüberwindbaren Hindernisse durch 

den besonderen Artenschutz im Sinne des § 44 BNatSchG entgegenstehen, seien 

im weiteren Bauleitplanverfahren faunistische Erfassungen für das Jahr 2022 im Gel-

tungsbereich samt angrenzender Flächen sowie eine artenschutzrechtliche Prüfung 

erforderlich und bereits angekündigt. 

Hier seien die artenschutzrechtlichen Folgen für besonders und streng geschützte 

Arten zu ermitteln und ggf. notwendige Maßnahmen zur Vermeidung und zum Aus-

gleich verbindlich festzusetzen. Es sei davon auszugehen, dass Maßnahmen festge-

setzt und durchgeführt werden können, die den Eintritt möglicher artenschutz-

rechtlicher Verbotstatbestände voraussichtlich verhindern. Im Ergebnis bestünden 

keine grundsätzlichen Bedenken.  

Auf der Grundlage der am 18. April 2023 von der Antragstellerin nachgereichten Un-

terlagen äußert sich die obere Naturschutzbehörde wie folgt: Eine vollumfängliche 

Betrachtung des gesamten Gemeindegebietes zur Ableitung der geeigneten Stand-

orte für Freiflächen- Photovoltaikanlagen sei nach wie vor nicht erfolgt. Das Plange-

biet der als Alternative untersuchten Fläche überlagere kein Vorrang- oder Vorbe-

haltsgebiet für Natur und Landschaft. Von der Planung seinen keine Naturschutzge-

biete betroffen. Im Bereich der Talaue (Gemarkung Ulmbach, Flur 10, Flurstück 1 

und 2) werde jedoch das Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund Kinzig“ überplant. 

Die Errichtung einer Freiflächen- Photovoltaikanlage in diesem Bereich der Alterna-

tivfläche sei mit dem Schutzzweck der Landschaftsschutzgebietsverordnung nicht 

vereinbar. Eine Teillöschung des Landschaftsschutzgebietes könne nicht in Aussicht 

gestellt werden. 
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Ein Natura 2000-Gebiet sei nicht direkt betroffen. Das FFH- Gebiet „5622-304 Wei-

herskopf Hohestein“ liege in ca. 470m Entfernung. 

Es seien voraussichtlich keine relevanten Wirkfaktoren wie Flächeninanspruchnah-

me, Veränderungen im Wasserhaushalt oder Boden, Schadstoff- und Lärmemissio-

nen etc. mit dem Vorhaben verbunden. Insofern könnten erhebliche Beeinträchtigun-

gen des Natura 2000-Gebietes in seinen für die Erhaltungsziele maßgeblichen Be-

standteilen voraussichtlich ausgeschlossen werden. Es würde nach derzeitigem 

Kenntnistand davon ausgegangen, dass die Vorschriften des § 34 BNatSchG der 

Zulassung des Vorhabens nicht entgegenstehen. 

Der Alternativstandort überlagere landwirtschaftlich genutzte Flächen, Acker und 

Grünland mit eingestreuten Einzelgehölzen sowie größtenteils in der Hessischen Bio-

topkartierung erfasste Hecken- und Gehölzstrukturen, die insbesondere durch die 

Nähe zum in der Mitte des Bereiches gelegenen Wäldchen als auch durch die Lage 

in Nachbarschaft zum Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund Kinzig“ und der freien 

Feldflur im Übergangsbereich zum FFH- Gebiet 5622- 304 „Weiherskopf/ Hohestein“ 

einen wertvollen potenziellen Lebensraum für insbesondere Vögel und Fledermäuse 

darstelle. Des Weiteren seien in diesem Bereich Kompensationsflächen (Grün-

landanlage) vorhanden. 

Insgesamt handele es sich um eine vielfältigere und reicher strukturierte Landschaft 

als auf der ursprünglich geplanten Fläche westlich von Ulmbach. Aufgrund der höhe-

ren Strukturvielfalt sei voraussichtlich davon auszugehen, dass mehr Konflikte im 

Hinblick auf den Artenschutz im Sinne des § 44 BNatSchG auftreten würden. Dar-

über hinaus würde der naturschutzrechtliche Eingriff voraussichtlich höher zu bewer-

ten sein, da ggf. die Gehölzbestände beeinträchtigt würden, um die beabsichtigte 

Größenordnung an Modulen zu platzieren. Dies beziehe sich vor allem auf den Be-

reich westlich des Wäldchens. 

Im Ergebnis sei die vorgelegte Alternativfläche aus Sicht der von der oberen Natur-

schutzbehörde zu vertretenden Belange als schlechter geeignet zu bewerten, als die 

ursprünglich vorgesehene Fläche westlich von Ulmbach. 

4. Dezernat V 52 – Forsten 

Die erstmals nach Ergänzung der Antragsunterlagen vom 18. April 2023 angehörte 

obere Forstbehörde gibt an, auf der Alternativfläche seien keine Waldflächen im Sin-
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ne des § 2 Hessisches Waldgesetz (HWaldG) betroffen. Die Fläche grenze jedoch im 

nördlichen Bereich an Wald an. 

Grundsätzlich werde empfohlen, eine Baumlänge Abstand zwischen den Anlagen 

und dem Wald einzuhalten, um künftige Konflikte und mögliche Schäden durch her-

abfallende Äste und umstürzende Bäume zu vermeiden.  

Eine Schädigung oder Inanspruchnahme der angrenzenden Bestände, beispielswei-

se im Rahmen der Bauphase, sei auszuschließen. Negative Auswirkungen auf den 

Waldbestand (beispielsweise eine Wuchshöhenbegrenzung zur Vermeidung von 

Schattenwurf) durch den Betrieb der Anlage seien auszuschließen. Der Zugang über 

die Wege in die Waldflächen dürfe grundsätzlich nicht beeinträchtigt werden.  

Aus forstfachlicher Sicht sei die Alternativfläche daher mit in die Betrachtung zu zie-

hen. Forstfachliche Belange stünden der Nutzung grundsätzlich nicht entgegen. Dies 

setze jedoch voraus, dass die o. a. Einschränkungen zum Abstand zum Wald, zur 

Beeinträchtigung der angrenzenden Bestände und zur Erschließung der Waldfläche 

eingehalten würden.   

5. Abteilung IV/F Umwelt Frankfurt – Grundwasser / Oberflächengewässer 

Auch die Belange Grundwasser und Oberflächengewässer werden erstmals auf-

grund der Ergänzung der Antragsunterlagen vom 18. April 2023 bei einer möglichen 

Inanspruchnahme der als Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft festgelegten Alternativ-

fläche betroffen. 

Der alternative Standort befände sich östlich von Ulmbach und liegen in einem Was-

serschutzgebiet. In dessen Zone II sei das Errichten und die wesentliche Änderung 

von Gebäuden und sonstigen Anlagen, Baustellen, Baustelleneinrichtung sowie jegli-

che über die land- und forstwirtschaftliche Bearbeitung hinausgehenden Bodenein-

griffe, durch die die belebte Bodenzone verletzt oder die Grundwasserüberdeckung 

vermindert wird verboten.  

Die in der Schutzgebietsverordnung enthaltenen Ge- und Verbote seien zu beachten. 

Die sich daraus ergebenden erforderlichen wasserrechtlichen Zulassungen bzw. 

Ausnahmegenehmigung (Befreiung) wären vor Inkrafttreten der Bauleitplanung zu 

prüfen. Eine Ausnahmegenehmigung zum Eingriff in der Zone I des WSG könne für 

dieses Vorhaben mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht erteilt werden. 
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Aus Sicht des Grundwasserschutzes sei wie vom Gutachter angegeben das ur-

sprüngliche Plangebiet als Vorzugsvariante zu nennen. Sollte eine Bebauung in der 

Wasserschutzzone II dennoch geplant werden, wäre nachzuweisen, dass kein alter-

nativer Standort zur Bebauung möglich sei. Durch die geltende Wasserschutzge-

bietsverordnung könnten zudem Einschränkungen für die Planung und den Baube-

trieb entstehen. 

Der westliche Rand der überplanten Alternativfläche liege im Überschwemmungsge-

biet des Ulmbach und im Bereich des Gewässerrandstreifens. § 78 Abs. 1 WHG un-

tersage die Ausweisung neuer Baugebiete in Überschwemmungsgebieten. Gemäß 

§ 78 Abs. 2 WHG könne die zuständige Behörde jedoch Ausnahmen zulassen, wenn 

das Vorhaben die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt 

und der Verlust von verlorengehendem Rückhalteraum umfangs-, funktions- und 

zeitgleich ausgeglichen wird, wenn das Vorhaben den Wasserstand und den Abfluss 

bei Hochwasser nicht nachteilig verändere, das Vorhaben den bestehenden Hoch-

wasserschutz nicht beeinträchtigt und wenn das Vorhaben hochwasserangepasst 

ausgeführt werde. 

Für die Errichtung der Photovoltaikanlage müsse eine Befreiung nach § 22/23 HWG 

bei der zuständigen Wasserbehörde beantragt werden. Des Weiteren sei im Außen-

bereich ein Gewässerrandstreifen von 10 m ab Böschungsoberkante von baulichen 

Anlagen freizuhalten. Einfriedung bzw. Zäune gehörten auch zu baulichen Anlagen 

und seien entsprechend erst nach o. g. Abstand zu errichten. Baunebenanlagen zum 

Betrieb des Solarparks seien außerhalb der festgesetzten Grenze des Über-

schwemmungsgebietes zu errichten und hochwasserangepasst auszuführen. Somit 

sei aus Sicht des Dezernates 41.2 -  Oberflächengewässer - das ursprüngliche Plan-

gebiet zu bevorzugen. 

6. Weitere beteiligte Dezernate des RP Darmstadt 

Aus der Sicht der jeweils zuständigen Dezernate bezüglich Bodenschutz, Abfallwirt-

schaft und Immissionsschutz (Lärm, Erschütterung, EMF), Bergaufsicht, Kampfmittel-

räumdienst wurden keine Bedenken vorgebracht. 
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II. Kreisausschuss des Main-Kinzig-Kreis 

1. Wasser- und Bodenschutz 

Das Plangebiet liege nicht in einem wasserrechtlichen Schutzgebiet, Überschwem-

mungsgebiet, Gebiet mit naturbedingtem Hochwasserrisiko. 

Aus Sicht des Wasser- und Bodenschutzes werden Einwände gegen eine Überpla-

nung des Gewässerrandstreifens und bauliche Anlagen im Bereich des südlich an 

das Plangebiet angrenzenden Gewässers Gemarkung Ulmbach, Flur 5, Flurstück 65 

(Verbote § 38 Wasserhaushaltsgesetz und § 23 Abs. 1 Nr. 4 Hessisches Wasserge-

setz) geltend gemacht. Flurstück 65 würde in der Nutzung als Fließgewässer (Gra-

ben) mit einer Fläche von 1.037 m² geführt. Entlang des Plangebiets habe der Gra-

ben eine Länge von knapp 270m. Bis zur Mündung in den nächsten Graben (Ge-

wässerzahl 2478262) habe das Gewässer eine Gesamtlänge von rund 450m; Zur 

Klärung der Bedeutung des Gewässers seien Informationen zu den folgenden Fra-

gestellungen notwendig: 

 Inwiefern fand in den letzten Jahren eine Gewässerunterhaltung statt? 

 Welches Grabenprofil ist bis zum nächsten Gewässer vorhanden? 

 Wo liegt die ausgeprägte Böschungsoberkante?  

 Welches oberirdische Einzugsgebiet (ha) oder auch landwirtschaftliche Drai-

nagesysteme sind vorhanden (Erhebung nach alten Drainageplänen sind auf 

eine funktionierende Entwässerungsfunktion der Grabenparzelle angewiesen)? 

 Wie ist die Wasserführung im Jahresverlauf in abflussschwachen und nieder-

schlagsreichen Perioden? 

 Welche Nachteile drohen, wenn keine Gewässerunterhaltung stattfindet? Hier 

biete es sich auch an, die anliegenden Landnutzer zu befragen. 

Falls sich dabei herausstelle, dass tatsächlich ein Gewässer von wasserwirtschaftli-

cher, nicht nur untergeordneter Bedeutung gegeben ist, müssten die gegenwärtigen 

rechtlichen Vorgaben zum Gewässerrandstreifen berücksichtigt werden. 

Der Gewässerrandstreifen sei dann als nicht überbaubarer Bereich zu kennzeichnen. 

Schlussendlich müsse die Gewässerkarte im Hessischen Geoportal angepasst wer-

den 
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2. Landwirtschaft 

Es wird explizit darauf hingewiesen, dass das Vorranggebiet für Landwirtschaft einen 

fest definierten Geltungsbereich des Regionalplans darstelle und eine besondere 

Schutzfunktion aufweise. Das Plangebiet sei mit der Wertigkeitsstufe 1a (höchste 

Wertigkeit) gekennzeichnet. Das heiße, dass andere raumbedeutsame Nutzungen in 

diesen Gebieten ausgeschlossen seien, soweit diese mit der vorrangigen Funktion, 

Nutzung oder den Zielen der Raumordnung nicht vereinbar sind. 

Boden- und Freiflächenstandorte für Solarenergienutzung im Vorranggebieten für 

Landwirtschaft sollen nur dann zulässig sein, wenn die Ertragsmesszahl (EMZ) an 

dem jeweiligen Standort unter dem Schwellenwert 45 und die EMZ des Standortes je 

Hektar unter dem Durchschnitt der zugehörigen Gemarkung lägen. Das Plangebiet 

weise eine Ertragsmesszahl zwischen 43 und 55 auf. Somit sei der Standort alleine 

unter diesen Gesichtspunkten auszuschließen. Die agrarstrukturelle Betroffenheit bei 

Inanspruchnahme dieser Flächen sei aus landwirtschaftlicher Sicht als übergeordnet 

zu bewerten. 

Die der Behörde zu Grunde liegenden Eigentums- Bewirtschafter-Verhältnisse wi-

chen von denen des Antrags ab. Der Sachverhalt solle überprüft werden. So werde 

laut des Kenntnisstandes der unteren Landwirtschaftsbehörde die beplante Fläche 

derzeit von einem landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieb bewirtschaftet und nicht, 

wie beschrieben, durch den Eigentümer der Fläche. Der Vollerwerbsbetrieb mit 

Milchviehhaltung verliere durch das Vorhaben ca. 10% seiner Nutzfläche. Die Fläche 

sei bereits vorsorglich fristgerecht vom Eigentümer gekündigt worden. 

Auch sei in der Konzeption keine Ersatzfläche für den Betrieb vorgesehen. Dies sei 

aus Sicht der Behörde jedoch zu prüfen und zur Stabilisierung der betrieblichen Exis-

tenz vorzuweisen. 

Des Weiteren werde in der textlichen Fassung die extensive Grünlandnutzung für 

den Zeitraum des Anlagenbetriebes angeführt. Dazu sei jedoch kein konkretes Nut-

zungskonzept vorgelegt worden. Eine Beweidung der Fläche mit „fünf Schafen“, kön-

ne nicht als landwirtschaftliche Nutzung bezeichnet werden. Seitens der unteren 

Landwirtschaftsbehörde werde ein umsetzbares Nutzungskonzept gefordert, das die 

Betriebslaufzeit umfasse. 
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Es wird erneut darauf hingewiesen, dass die Entwicklung von Nutzungskonzepten 

auf bereits bestehenden und geeigneten Gebäude- und Dachflächen im Innenbe-

reich anzustreben und vorrangig umzusetzen seien, um somit den Außenbereich zu 

schonen und zu entlasten. Eine schlüssige Prüfung zu sinnvollen Nutzungskonzep-

ten liege nicht vor.  

In Anbetracht dessen und in Hinblick auf die durch den Klimawandel jährlich steigen-

den Ernteschäden seien ertragreiche landwirtschaftlich genutzte Böden, die keine 

Erosionsgefährdung aufweisen, besonders zu schützen. Boden sei nicht alleine als 

Fläche, sondern als ein hochrangiger Bestandteil des Ökosystems zu sehen und 

müsse aus diesem Grund erhalten bleiben und geschützt werden. Aus landwirt-

schaftlicher Sicht bestünden daher erhebliche Bedenken gegen die Planung einer 

Freiflächenphotovoltaik- Anlage an diesem Standort. 

Die Prüfung von zielführenden Alternativlösungen sei anzustreben und abzuwägen. 

Sollten keine geeigneten Alternativen gefunden werden, sei aus landwirtschaftlicher 

Sicht von der Planung abzusehen. 

3. Naturschutz und Landschaftspflege 

Gemäß dem Boden Viewer Hessen (Zugriff am 10. August 2022) werde das Plange-

biet zum großen Teil durch eine Acker-/Grünlandzahl von > 45 bis ≤ 50 mit dem Er-

tragspotenzial (4) – hoch – charakterisiert. Der restlichen Fläche werde eine Acker-/ 

Grünlandzahl von > 35 bis ≤ 40 und ein Ertragspotenzial (3) – mittel – zugeordnet. 

Die Untere Naturschutzbehörde spricht sich grundsätzlich dafür aus, dass ökologisch 

weniger wertvolle Flächen (z. B. Industriegebiete, Dachflächen) prioritär als Solar-

parks ausgewiesen werden sollen. 

Es gäbe keine grundsätzlichen Bedenken bzgl. der Zielabweichung, wenn die land-

wirtschaftlichen Belange ausreichend berücksichtigt würden. 

Des Weiteren würde der Erhalt der vorhandenen Gehölzstrukturen innerhalb und am 

Rand des Plangebiets begrüßt werden. 
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4. Klimaschutz 

Der Klimaschutz und die Klimaanpassung hätten durch die „Klimaschutzklausel“ in 

§ 1 Abs. 5 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 1a BauGB in der Bauleitplanung be-

sonderes Gewicht erhalten und verfügten gemäß den §§ 1a Abs. 5, 2 Abs. 3 BauGB 

zudem über ausdrückliche Abwägungsrelevanz. In den vorliegenden Unterlagen 

werde der Klimaschutz nicht als eigener Punkt thematisiert. Die Auswirkungen auf 

das Klima werde unter Nr. 7.1 geführt und ausschließlich bezüglich der möglichen 

CO2- Reduktion bei Projektdurchführung angesprochen. Es werde darüber hinaus 

aus umweltplanerischer Sicht nicht gesondert auf Klimaschutzbelange eingegangen. 

Da es sich vorliegend um die Ausweisung eines Solarparks handele, werde gewissen 

Bereichen des Klimaschutzes faktisch dennoch Rechnung getragen, da Photovoltaik 

als Erneuerbare Energie gelte. Der Einsatz Erneuerbarer Energien in Form von So-

larnutzung (Photovoltaik) könne als eine Maßnahme betrachtet werden, die geeignet 

sei, dem Klimawandel entgegenzuwirken, da Photovoltaik zur Reduktion des CO2- 

Ausstoßes beitrage. 

Grundsätzlich werde jedoch empfohlen, eine Mehrfachnutzung der Fläche anzustre-

ben, da dies der Klimaanpassung diene und natürliche Ressourcen schone. Die 

Doppelnutzung der Fläche könne beispielsweise durch die Nutzung von AGRI- Pho-

tovoltaik bei Ackerbau oder in Kombination von Grünlandnutzung und Tierhaltung 

erreicht werden. Die Errichtung einer Freiflächenphotovoltaik- Anlage sei als Klima-

schutzmaßnahme mit positiven Auswirkungen auf das Klima zu bewerten 

III. Weitere Beteiligte 

Die beteiligten Kommunen haben keine Stellungnahme abgegeben bzw. keine Be-

denken erhoben. Die Kreisverwaltungen der angrenzenden Landkreise Vogelsberg-

kreis und des Landkreis Fulda haben keine Stellungnahmen abgegeben. Die Regie-

rungspräsidien der angrenzenden Regierungsbezirke Nordhessen und Mittelhessen 

haben ebenfalls keine Stellungnahme abgegeben bzw. keine Bedenken erhoben.   
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IV. Aufklärung widersprüchlicher Aussagen bezüglich landwirtschaftlicher 

Betroffenheit 

Die für die Belange der Landwirtschaft zuständige Behörde des Main-Kinzig-Kreises 

hatte ursprünglich im Rahmen der Stellungnahme gemeldet, dass die der Behörde 

vorliegenden Informationen bezüglich der Eigentümer- / Bewirtschafterverhältnisse 

von der Darstellung in den Antragsunterlagen abweichen. So wurde in den Antrags-

unterlagen beschrieben: 

„Die Fläche wird derzeit von dem Eigentümer selbst als Grünland im 

Rahmen einer Nebenerwerbslandwirtschaft bewirtschaftet und eine Exis-

tenzgefährdung durch die vorgesehene Photovoltaiknutzung ist nicht ge-

geben, da hier keine Pachtnutzung vorliegt.“   

Dementgegen wurde seitens der Abteilung Landwirtschaft des Main-Kinzig-Kreises 

beschrieben: 

„Laut unseres Kenntnisstandes wird die beplante Fläche derzeit von ei-

nem landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieb bewirtschaftet und nicht wie 

beschrieben durch den Eigentümer der Fläche. Der Vollerwerbsbetrieb mit 

Milchviehhaltung verliert durch das Vorhaben ca. 10% seiner Nutzfläche. 

Die Fläche wurde bereits vorsorglich fristgerecht vom Eigentümer gekün-

digt.“   

Um diesen Widerspruch aufzuklären, wurde seitens der Geschäftsstelle der Regio-

nalversammlung bei der Antragstellerin sowie bei der unteren Landwirtschaftsbehör-

de des Kreisausschusses des Main-Kinzig-Kreises nochmals nachgefragt. Es wurde 

seitens der Antragstellerin bestätigt, dass die betreffende Fläche durch den Eigentü-

mer (Nebenerwerbslandwirt) seit 2020 nicht mehr verpachtet worden sei. Von der 

unteren Landwirtschaftsbehörde wurde bestätigt, dass zwar für die aktuelle Periode 

Fördermittel durch einen Vollerwerbslandwirt für die Bewirtschaftung der Fläche be-

antragt worden seien, dies jedoch keinen Widerspruch zu den Angaben der Antrag-

stellerin darstelle. Die ursprünglichen Aussagen der Antragstellerin konnten somit 

bestätigt werden. 
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D. Rechtliche Würdigung 

I. Erforderlichkeit der Abweichung 

1. Ziel Z10.1.-10 – Vorranggebiet für Landwirtschaft 

Die Steinau an der Straße plant auf insgesamt etwa 10ha Vorranggebiet für Land-

wirtschaft Sonderbauflächen bzw. -gebiete für Freiflächenphotovoltaik darzustellen 

bzw. festzusetzen. Entsprechend Ziel Z10.1-10 des Regionalplans Südhes-

sen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 hat 

„im „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ […] die landwirtschaftliche Boden-

nutzung Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen.“ 

2. Ziel Z3.4.1-3 – Vorranggebiet Siedlung 

Die Stadt Steinau an der Straße beabsichtigt, Sonderbauflächen bzw. –gebiete für 

Freiflächenphotovoltaik außerhalb eines im Regionalplan Südhessen/Regionalen 

Flächennutzungsplan 2010 festgelegten Vorranggebiets Siedlung darzustellen bzw. 

festzusetzen. Jedenfalls formal betrachtet verstößt dies gegen Ziel Z3.4.1-3 des Re-

gionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010. Dieses Ziel lautet: 

„Die bauleitplanerische Ausweisung von Wohnbau-, gemischten Bauflä-

chen und Sonderbauflächen sowie dazugehörenden kleineren gewerbli-

chen Bauflächen hat innerhalb der in der Karte ausgewiesenen „Vorrang-

gebiete Siedlung, Bestand und Planung“ stattzufinden. 

II. Vorliegen der Voraussetzungen für die Zulassung einer Abweichung 

Gemäß § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG kann eine Abweichung von Zielen des Regionalplans 

Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 zugelassen werden, wenn die 

Grundzüge der Planung nicht berührt werden (dazu 1.) und die Zulassung der Ab-

weichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist (dazu 2.). Dies ist 

vorliegend der Fall. Die Ausübung pflichtgemäßen Ermessens durch die Regional-

versammlung Südhessen ergab, dass die Zulassung der Abweichung von den in Re-

de stehenden Zielen zweckmäßig ist (dazu 3.). 
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1. Grundzüge der Planung nicht berührt 

Die Zulassung der beantragten Abweichung berührt nicht die Grundzüge der Pla-

nung im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG. Ob eine Abweichung die Grundzüge be-

rührt oder von geringem Gewicht ist, beurteilt sich – wie im Fall des § 31 Abs. 2 

BauGB – nach dem im Plan ausgedrückten planerischen Wollen. In Bezug auf dieses 

Wollen darf der Abweichung vom Planinhalt keine derartige Bedeutung zukommen, 

dass das „Grundgerüst“, also das dem Plan zugrundeliegende Planungskonzept in 

beachtlicher Weise beeinträchtigt wird. Die Abweichung muss also – soll sie mit den 

Grundzügen der Planung vereinbar sein – durch das planerische Wollen gedeckt 

sein. Mit anderen Worten müsste die Abweichung in dem Rahmen dessen liegen, 

was der Plangeber bei Kenntnis des Grundes der Abweichung gewollt hat oder ge-

wollt hätte. 

Grundlage der Festlegung von Vorranggebieten für Landwirtschaft ist der Landwirt-

schaftliche Fachplan Südhessen 2004. Der Fachplan ist ein landwirtschaftliches 

Fachgutachten der GfL Planungs- und Ingenieurgesellschaft mbH, das in Abstim-

mung mit der hessischen Agrarverwaltung und in der Trägerschaft des Hessischen 

Bauernverbandes e.V. erstellt wurde. Den Vorranggebieten für Landwirtschaft wur-

den die Stufen 1a und 1b der Gesamtbewertung der Feldflurfunktionen des Gutach-

tens zu Grunde gelegt. Die Gesamtbewertung setzt sich dabei aus der Ernährungs-

funktion, der Einkommensfunktion, der Arbeitsplatzfunktion, der Erholungsfunktion 

sowie der Schutzfunktion zusammen. 

Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Festlegung der Stufen 1a und 1b des Landwirt-

schaftlichen Fachplans 2004 als Vorranggebiet für Landwirtschaft zwingend und 

ausnahmslos erfolgt bzw. erfolgt ist, d.h. nicht sämtliche einer der beiden Stufen zu-

geordnete Räume wurden oder werden als Vorranggebiet Landwirtschaft festgelegt. 

Mit Wirksamwerden der Ziele und Grundsätze des Sachlichen Teilplans Erneuerbare 

Energien (TPEE) 2019 ist Ziel Z8.2.2-1 des Regionalplans Südhessen/Regionalen 

Flächennutzungsplans 2010, das vorsah, dass raumbedeutsame Großanlagen zur 

Nutzung der solaren Strahlungsenergie unter anderem außerhalb von Vorranggebie-

ten für Landwirtschaft zu errichten seien, durch einen Inhaltsgleichen Grundsatz er-

setzt worden.  
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Damit liegt kein Grundzug der Planung, der die Nutzung der solaren Strahlungsener-

gie innerhalb von Vorranggebieten für Landwirtschaft zielförmig untersagte, sondern 

eine Abwägungsdirektive vor. 

Daraus folgt, dass der Träger der Regionalplanung die Ausweisung von Sonderbau-

flächen und –gebieten für Freiflächenphotovoltaik zwar nach wie grundsätzlich, nicht 

aber generell – im Sinne eines Grundzugs der Planung – ablehnt. Somit gilt, was im 

Zusammenhang mit Vorranggebieten für Landwirtschaft generell gilt: 

Die Festlegung von Vorranggebieten für Landwirtschaft erfolgt stets in Abwägung mit 

den jeweils in Rede stehenden entgegenstehenden Nutzungsabsichten. Besonderes 

Gewicht kommt dabei den Vorstellungen der Kommunen über deren städtebauliche 

Entwicklung und Ordnung zu. Es ist daher vorstellbar, dass im Bereich der Antrags-

fläche auch die Festlegung eines Vorranggebietes Siedlung möglich (gewesen) wä-

re. 

2. Vertretbarkeit unter raumordnerischen Gesichtspunkten 

Das Ziel des Antrags auf Zulassung einer Abweichung wäre vorliegend planbar, wür-

de statt eines Abweichungsverfahrens ein Planänderungsverfahren durchgeführt. Die 

Zulassung der Abweichung ist mithin unter raumordnerischen Gesichtspunkten ver-

tretbar, da bei Aufstellung oder Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen 

Flächennutzungsplans (2010) im Bereich der Antragsfläche statt eines Vorrangge-

biets für Landwirtschaft ein Vorranggebiet Siedlung geplant werden könnte. 

Dies gilt bereits deshalb, weil dem Tatbestandsmerkmal der Vertretbarkeit unter 

raumordnerischen Gesichtspunkten insbesondere dann, wenn – wie hier – die 

Grundzüge der Planung nicht berührt sind, eine eher untergeordnete Rolle zukommt 

(Goppel in: Spannowsky/Runkel/Goppel, Raumordnungsgesetz, 2. Auflage 2018, § 6 

RdNr. 27). 
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3. Ausübung planerischen Ermessens 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 2023 gibt bis 2030 ein Ausbauziel von 215 

Gigawatt (GW) für die Photovoltaik vor und damit im Vergleich zum Ausbaustand 

Ende 2022 ungefähr eine Verdreifachung der installierten Leistung in den kommen-

den acht Jahren. Die für ein Megawatt Freiflächen- Photovoltaik benötigte Fläche 

geht stetig zurück. Wurden im Jahr 2006 noch 4,1 ha/MW (Hektar pro Megawatt) be-

nötigt, waren es 2021 nur noch ca. 1 ha/MW. Dies hängt vor allem mit der kontinuier-

lichen Leistungssteigerung der Module zusammen. 

Überwiegend wird davon ausgegangen, dass lediglich rund die Hälfte des Flächen-

bedarfs auf den letztgenannten Flächen genutzt werden kann. Auf der Grundlage 

dieser Annahmen geht eine vom Umweltbundesamt in Auftrag gegebene Studie zur 

umweltverträglichen Standortsteuerung von Solar- Freiflächenanlagen1 davon aus, 

dass zwischen 2021 und 2030 bundesweit ein Zubau an Freiflächen- Photovoltaikan-

lagen auf einer Fläche von rund 7.000 ha/a erfolgen muss. Die Studie geht weiter 

davon aus, dass bis 2030 insgesamt ein Zubau von rund 58.000 ha erfolgen muss, 

wobei beide Annahmen auf dem im Koalitionsvertrag vereinbarten Zielwert von 

200 GW im Jahr 2030 beruhen. Wie dargestellt, legt das Erneuerbare- Energien- Ge-

setz einen um 15GW höheren Zielwert fest. 

§ 1 Abs. 1 Satz 2 Hessisches Energiegesetz (HEG) legt das Ziel fest, die Fläche des 

Landes Hessen in einer Größenordnung von 1% für Photovoltaikanlagen zu nutzen. 

Dieser Wert umfasst sowohl Freiflächen- Photovoltaikanlagen als auch die Nutzung 

der Solarenergie auf Dach- und anderen versiegelten Flächen (z.B. Parkplätze). Bei 

einer Fläche der Planungsregion Südhessen von 744.192 ha bedeutet dies eine Flä-

cheninanspruchnahme für Freifläche- Photovoltaikanlagen von rund 3.721 ha im Jahr 

2030. 

Die Stadt Steinau an der Straße umfasst insgesamt eine Fläche von rund 10.500 ha, 

davon sind rund 3.750 ha Vorranggebiete und rund 2.900 ha Vorbehaltsgebiete für 

Landwirtschaft. Allerdings werden nur rund 520 ha der Vorbehaltsgebiete für Land-

wirtschaft weder von einem Vorranggebiet Regionaler Grünzug noch von einem Vor-

ranggebiet für Natur und Landschaft überlagert. 

                                            
1 https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/texte_141-

2022_umweltvertraegliche_standortsteuerung_von_solar-freiflaechenanlagen.pdf  

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/texte_141-2022_umweltvertraegliche_standortsteuerung_von_solar-freiflaechenanlagen.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/texte_141-2022_umweltvertraegliche_standortsteuerung_von_solar-freiflaechenanlagen.pdf
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Zudem handelt es sich – abgesehen von dem von der Antragstellerin in der An-

tragsergänzung vom 18. April 2023 näher untersuchten Vorbehaltsgebiet für Land-

wirtschaft – ausschließlich um Flächen, die der Größenanforderung von mindestens 

5 ha nicht genügen. 

Auch wenn die Zulassung der Abweichung auf der Grundlage des noch bis zum 

27. September 2023 geltenden § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG ins Ermessen der Regional-

versammlung gestellt ist, kann nicht unberücksichtigt bleiben, dass – würde nur drei 

Monate später, also bereits in der nächsten Sitzung der Regionalversammlung, über 

den Antrag der Stadt Steinau an der Straße entschieden – die Zulassung einer Ab-

weichung nur noch in atypischen Ausnahmefällen abgelehnt werden könnte. 

Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass jede Kommune grundsätzlich auch in ih-

rem Gemeindegebiet Flächen für Freiflächen- Photovoltaik in einer Größenordnung 

von 0,5 % zur Verfügung stellen muss, im Fall der Stadt Steinau an der Straße mithin 

rund 18,5 ha. Mit der vorliegenden Planfläche kommt die Stadt bislang auf 15 ha. 

Aufgrund des sich aus den Energiezielen des Bundes und des Landes Hessen erge-

benden Flächenbedarf folgt zwingend, dass die Inanspruchnahme von Flächen, die 

im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 als Vorrangge-

biet für Landwirtschaft festgelegt sind, kein atypischer Fall im Sinne des § 6 Abs. 2 

Satz 1 ROG n.F. angenommen werden kann. Dies bedeutet freilich nicht, dass Ab-

weichungen von Ziel Z10.1-10 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächen-

nutzungsplans voraussetzungslos zugelassen werden müssen. Ein atypischer Fall 

dürfte jedenfalls dann vorliegen, wenn es eine Kommune oder ein Vorhabenträger 

nicht plausibel und nachvollziehbar darlegt, dass sie oder er Möglichkeiten geprüft 

hat, die Inanspruchnahme von Vorranggebieten für Landwirtschaft zu vermeiden. 

Dies hat die Stadt Steinau an der Straße vorliegend getan. Die Inanspruchnahme 

des verbleibenden Vorbehaltsgebiets mit einer ausreichenden Flächengröße kommt 

bereits deshalb nicht in Betracht, weil die obere Naturschutzbehörde eine Entlassung 

aus dem Landschaftsschutzgebiet, das die Fläche teilweise überlagert, nicht in Aus-

sicht gestellt hat.  
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E. Hinweis 

Gem. § 8 Abs. 4 Satz 1 HLPG kann die Entscheidung der Regionalversammlung, 

eine Zielabweichung zuzulassen oder zu versagen, innerhalb von drei Monaten nach 

der Entscheidung der Regionalversammlung durch die obere Landesplanungsbehör-

de mit Zustimmung der obersten Landesplanungsbehörde ersetzt werden, wenn dies 

rechts- oder fachaufsichtlich geboten erscheint. 

RPDA - Dez. III 31.2-93 d 52.09/3-2022/5 Darmstadt, Juli 2023 

Jonas Breitwieser 

Markus Langsdorf 

Telefon: 12 8933 

Telefon 12- 5693 
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F. Fläche, für die die Abweichung zugelassen wird 

 

 

 

 

Abbildung 11: Darstellung des Raums, für welche die Abweichung zugelassen wird -  Quelle: 

Eigene Darstellung auf Grundlage des Regionalplan Südhessen / Regionaler 

Flächennutzungsplan 2010 
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Drucksache für die Regionalversammlung Südhessen Nr.: X / 90.1 
 20. Juni 2023 
 
 

Az.: III 31.1 - 93 b 10/01 Anlagen:  - 1 - 

Sitzungstag(e): 
6. Juli 2023 - Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr 

7. Juli 2023 - Haupt- und Planungsausschuss 

14. Juli 2023 - Regionalversammlung Südhessen 
  

 
 
Antrag der Gemeinde Altenstadt auf Zulassung einer Abweichung von den Zielen des 
Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 und vom 
Landesentwicklungsplan Hessen 2020 gem. § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG für die 
geplante Entwicklung einer Siedlungserweiterung aus Einzelhandel, Dienstleistungen und 
Wohnen 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
gemäß § 8 Abs. 1 Hessisches Landesplanungsgesetz (HLPG) entscheidet die Regionalversammlung 
über Zielabweichungen nach § 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz. Für Ihre Entscheidung gemäß § 8 
Abs. 1 HLPG lege ich Ihnen nach Durchführung des Abweichungsverfahrens als obere 
Landesplanungsbehörde folgenden Beschlussvorschlag aus fachlicher Sicht vor und bitte um Ihre 
Entscheidung. 
 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

gez. Lindscheid 

Regierungspräsidentin 
 



Antrag der Gemeinde Altenstadt auf Zulassung einer Abweichung von den Zie-

len des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 und 

vom Landesentwicklungsplan Hessen 2020 gemäß § 6 Abs. 2 Raumordnungs-

gesetz (ROG) in Verbindung mit § 8 Abs. 2 Hessisches Landesplanungsgesetz 

(HLPG) für die geplante Entwicklung einer Siedlungserweiterung aus Einzel-

handel, Dienstleistungen und Wohnen 

 

Abbildung 1: Städtebauliche Entwicklung Gemeinde Altenstadt (Quelle: Zielabweichungsan-

trag Gemeinde Altenstadt) 
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Antrag der Gemeinde Altenstadt auf Zulassung einer Abweichung von den Zie-

len des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 und 

vom Landesentwicklungsplan Hessen 2020 gemäß § 6 Abs. 2 Raumordnungs-

gesetz (ROG) in Verbindung mit § 8 Abs. 2 Hessisches Landesplanungsgesetz 

(HLPG) für die geplante Entwicklung einer Siedlungserweiterung aus Einzel-

handel, Dienstleistungen und Wohnen 

Entscheidung 

I. Die Abweichung von den Zielen Z3.4.1-3 Sonderbauflächen und –gebiete aus-

schließlich im Vorranggebiet Siedlung), Z3.4.3-2 Abs. 1 Satz 1 (Zentralitätsge-

bot), Z3.4.3-2 Abs. 4 (Integrationsgebot) sowie Ziel Z10.1-10 (Vorranggebiet für 

Landwirtschaft) des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-

plans 2010 wird auf der Grundlage des Antrags der Gemeinde Altenstadt vom 

20. April 2023 sowie nach Maßgabe der unter Ziffer II aufgeführten Nebenbe-

stimmungen sowie der in Kapitel F beigefügten Plankarte, die Bestandteil dieser 

Entscheidung ist, zugelassen. 

II. Die Zulassung der Abweichung wird mit folgenden Nebenbestimmungen ver-

bunden: 

1. Die Zulassung der Abweichung wird erst und ausschließlich dann wirk-

sam, wenn eine erforderliche Abweichung von Zielen des Landesentwick-

lungsplans Hessen 2020 bestandskräftig zugelassen bzw. bestätigt wurde, 

dass ein Verstoß gegen dessen Ziele nicht vorliegt. 

2. Eventuell notwendige Ausgleichsmaßnahmen dürfen nicht weitere Flächen 

der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung entziehen. Der Ausgleich soll 

nach Möglichkeit ohne Beanspruchung weiterer landwirtschaftlicher Flä-

chen umgesetzt werden. Maßnahmen in/an Gewässern oder im Wald so-

wie der Ankauf von Biotopwertpunkten von bereits umgesetzten Maßnah-

men werden begrüßt. 
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A. Zusammenfassung 

Die beabsichtige Planung sieht die Verlagerung und Erweiterung von großflächigen 

Einzelhandel sowie die Errichtung von Seniorenwohnen, Tagespflege, weiterer Ge-

sundheitsversorgung, Dienstleistungen und Wohnen auf einem regionalplanerisch 

festgelegten Vorranggebiet für Landwirtschaft am westlichen Siedlungsrand des 

zentralen Ortsteils Altenstadt vor. Bei dem derzeit bestehenden großflächigen Ein-

zelhandel handelt es sich um einen Lebensmittelvollversorger des Unternehmens 

Rewe. Aufgrund fehlender Erweiterungsmöglichkeiten im Siedlungsinnenbereich und 

in Vorbereitung auf eine langfristige Siedlungserweiterung im Westen von Altenstadt 

soll der Lebensmittelvollversorger aus dem städtebaulich integrierten Standort im 

Osten des Ortsteil Altenstadts auf eine derzeit unbebaute Fläche am westlichen 

Siedlungsrand des Ortsteils Altenstadt verlagert werden. Die beabsichtigte Planung 

sieht vor, den Lebensmittelvollversorger innerhalb des Plangebiets in eine Gesamt-

quartiersentwicklung aus Seniorenwohnen, Tagespflege, weiterer Gesundheitsver-

sorgung, Dienstleistungen und Wohnen einzubetten. Von dem Vorhaben gehen kei-

ne raumbedeutsamen Auswirkungen aus. 

Die Nachfolgenutzung am Altstandort des Lebensmittelvollversorgers Rewe ist der-

zeit noch ungeklärt. Es bestehe die Möglichkeit, dass der ortsansässige Penny auf 

den Altstandort verlagert wird, um dessen Verkaufsfläche von 600m² auf die markt-

üblichen 850m² zu steigern. 

Die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Fläche wird von den die entsprechenden 

Belange vertretenden Fachbehörden äußerst kritisch gesehen. Davon abgesehen 

beschränken sich die Stellungnahmen auf Hinweise, die die Gemeinde Altenstadt im 

Rahmen des weiteren Bauleitplanverfahrens zu berücksichtigen haben wird. 

Es wird vorgeschlagen, die Abweichung zuzulassen. Die von der Gemeinde Alten-

stadt vorgesehene Planung besticht insbesondere durch die flächensparende Kom-

bination mehrerer Nutzungen sowie – was für ein Unterzentrum bislang einmalig ist – 

durch die, in Form eines Parkhauses angestrebte, flächenschonende und anteilig 

hohe Deckung des Stellplatzbedarfs. 
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B. Sachverhalt und Antragsbegründung 

I. Beabsichtigte Planung 

1. Ziel des Abweichungsantrags 

Die Gemeinde Altenstadt beabsichtigt im Rahmen einer Siedlungserweiterung aus 

Einzelhandel, Pflege, Gesundheitsversorgung, Dienstleistungen und Wohnen die 

Verlagerung und Erweiterung eines großflächigen Einzelhandels. Bei dem Einzel-

handelsvorhaben handelt es sich um einen großflächigen Lebensmittelvollversorger 

des Unternehmens Rewe. Der bisherige Standort des Lebensmittelvollversorgers 

befindet sich im Osten des Ortsteils Altenstadt, in städtebaulich gut integrierter Lage. 

Dieser soll aufgrund fehlender Erweiterungsmöglichkeiten im Siedlungsinnenbereich 

sowie in Vorbereitung auf eine langfristige Siedlungserweiterung westlich von Alten-

stadt auf eine unbebaute Fläche am westlichen Siedlungsrand des Ortsteils Alten-

stadt verlagert werden. Die Verkaufsfläche soll von derzeit 850m² auf 1.600m² Ver-

kaufsfläche erhöht werden. Hieraus ergibt sich eine zusätzliche Verkaufsfläche von 

750m² (+ rd. 88 %) am Planstandort. Die Gemeinde Altenstadt beabsichtigt den Le-

bensmittelvollversorger in eine Gesamtquartiersentwicklung aus Wohnen, Senioren-

wohnen, Ärztehaus einzubetten. So soll im Obergeschoss des geplanten Rewe-

Marktes eine Tagespflege und ein medizinisches Versorgungszentrum entstehen. Im 

übrigen Plangebiet sollen ein Parkhaus, ein Ärztehaus und Wohnbebauung realisiert 

werden. Die dafür benötigte Fläche von rund 2,3 ha ist im Regionalplan Südhes-

sen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 als Vorranggebiet für Landwirtschaft und 

zu marginalen Teilen als Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft festgelegt. Darüber hin-

aus wird die Fläche von einem im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennut-

zungsplan 2010 festgelegten Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen sowie 

von einem Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz überlagert.  

Die Nachfolgenutzung am Altstandort des Lebensmittelvollversorgers Rewe ist der-

zeit noch ungeklärt. Es bestehe die Möglichkeit, dass der ortsansässige Penny auf 

den Altstandort verlagert wird, um dessen derzeitige Verkaufsfläche von 600m² auf 

die marktüblichen 850m² zu erhöhen. 
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2. Makrostandort des Vorhabengebiets 

Die Gemeinde Altenstadt befindet sich im Osten des Wetteraukreises. Strukturell und 

aufgrund der räumlichen Lage ist die Gemeinde Altenstadt der Metropolregion Frank-

furt/Rhein-Main zuzuordnen. Die Gemeinde Altenstadt befindet sich gemäß der Plan-

karte II – Zentrale Orte und Strukturräume – des Landesentwicklungsplans 2020 im 

verdichtetem Raum. Darüber hinaus liegt die Gemeinde Altenstadt an einer überregi-

onalen Entwicklungsachse. Bei der Gemeinde Altenstadt handelt es sich um ein im 

Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 festgelegtes 

Grundzentrum (Unterzentrum). Zu den angrenzenden Städten und Gemeinden gehö-

ren im Norden die Stadt Florstadt, im Nordosten die Gemeinde Glauburg, im Osten 

die Stadt Büdingen, im Südosten die Gemeinde Limeshain, im Südwesten die Stadt 

Nidderau sowie im Westen die Stadt Niddatal. Das nächstgelegene Mittelzentrum ist 

Büdingen; das nächstgelegene Oberzentrum Hanau befindet sich ca. 15 bis 20 km 

südlich von Altenstadt. 

Siedlungsstrukturell gliedert sich die Gemeinde Altenstadt in den zentralen Ortsteil 

Altenstadt sowie die sieben weiteren Ortsteile Heegheim, Höchst an der Nidder, 

Lindheim, Enzheim, Oberau, Rodenbach und Waldsiedlung. Der zentrale Ortsteil Al-

tenstadt wird im Osten von der Bundesautobahn BAB 45, im Süden von einer Bahn-

strecke des regionalen Schienenverkehrs (Niddertalbahn) und im Westen von der 

Landesstraße L 3189 begrenzt. Von Westen nach Osten verläuft die Bundesstraße 

B 521 durch den Siedlungskörper. Altenstadt ist der größte Ortsteil (ca. 3.500 Ein-

wohnerinnen und Einwohner). Es folgen die Ortsteile Waldsiedlung (ca. 2.500 Ein-

wohnerinnen und Einwohner) sowie Lindheim (ca. 2.000 Einwohnerinnen und Ein-

wohner). Die übrigen Ortsteile Höchst, Oberau, Enzheim, Rodenbach und Heegheim 

weisen Einwohnerzahlen von rund 200 bis1.500 Einwohnerinnen und Einwohnern 

auf. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Arbeitsort betrug im 

Jahr 2020 (Stand: 30.06.) 3.350 Personen, wobei gegenüber dem Jahr 2000 ein 

Wachstum von rund + 48 % zu verzeichnen war. Mit rund. 2.540 Einpendlerinnen 

und Einpendlern und rund 4.050 Auspendlerinnen und Auspendlern zeichnet sich die 

Gemeinde Altenstadt durch einen negativen Pendlersaldo von rund - 1.500 Beschäf-

tigten aus. 
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Abbildung 2: Räumliche Lage der Gemeinde Altenstadt (Quelle: Regionalplan Südhes-

sen/Regionaler Flächennutzungsplan 2010 + eigene Bearbeitung) 

3. Mikrostandort des Vorhabengebiets 

Das Plangebiet befindet sich am westlichen Siedlungsrand von Altenstadt und um-

fasst eine rund 2,3 ha große landwirtschaftlich genutzte Fläche, die im Norden durch 

den derzeitigen Verlauf der Bundesstraße B 521, im Süden durch die Ortsstraße 

„Frankfurter Straße“ und eine Bahnstrecke für den regionalen Schienenverkehr (Nid-

dertalbahn), im Osten durch die von Wohnbebauung geprägte Siedlungslage und im 

Westen durch einen Entwässerungsgraben mit beidseitig verlaufenden Wirtschafts-

wegen begrenzt wird. Die landwirtschaftliche Fläche ist im Eigentum der Gemeinde 

Altenstadt. Bereits seit geraumer Zeit erfolgen dort archäologische Grabungen. 
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Abbildung 3: Plangebiet auf Luftbildbasis 

(Quelle: Zielabweichungsantrag Gemeinde 

Altenstadt) 

 

Abbildung 4: Plangebiet auf ALKIS-Basis 

(Quelle: Zielabweichungsantrag Gemeinde 

Altenstadt) 

4. Konkrete Planung 

Die Gemeinde Altenstadt hat mit einem regionalen Entwicklungsträger einen städte-

baulichen Vertrag über die bauliche Entwicklung des Plangebietes abgeschlossen. 

Ein zentraler Baustein der Konzeption ist die von der Fa. REWE beabsichtigte Verla-

gerung ihres bisher in der Fritz-Kreß-Straße mit rund 850m² Verkaufsfläche beste-

henden Marktes. Gleichzeitig mit der Verlagerung in das Plangebiet wird eine Ver-

größerung der Verkaufsfläche auf künftig rund 1.600m² angestrebt. Damit ist der Le-

bensmittelmarkt als großflächiger Einzelhandelsbetrieb zu bewerten. 

Die Zufahrt in das Plangebiet ist für den motorisierten Individualverkehr über den ge-

planten Kreisverkehrsplatz im Nordosten des Plangebietes vorgesehen. Die Kraft-

fahrzeuge sollen nach der Einfahrt in das Gebiet sofort in ein zentral angeordnetes 

Parkhaus bzw. auf die nördlich angrenzend vorgesehenen Außenstellplätze geleitet 

werden. Der Lebensmittelvollversorger ist westlich des Parkhauses auf Ebene des 

Erdgeschosses vorgesehen. In den Obergeschossen sind ein Seniorenwohnheim 

sowie ergänzende Pflegeeinrichtungen geplant. Östlich des Parkhauses, im unmittel-

baren Zufahrtsbereich ist ein Ärztehaus vorgesehen. Durch die Anordnung der Han-

dels-/ Dienstleistungsnutzungen inklusive Parkhaus im Norden wird die bereits ent-

lang der gesamten Ortsdurchfahrt von Altenstadt bestehende Struktur ergänzt. 
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Die publikumswirksamen und damit auch verkehrsintensiven Nutzungen werden un-

mittelbar an der Gebietszufahrt orientiert, da der südliche Teil des Plangebietes für 

die Errichtung von 8 Wohngebäuden vorgesehen ist. Die Bebauung des Plangebie-

tes ist mit drei Vollgeschossen sowie einem zusätzlichen Obergeschoss als Staffel-

geschoss (kein Vollgeschoss im Sinne. der Hessischen Bauordnung) vorgesehen. 

Die Dachflächen aller Gebäude werden für die Sonnenenergiegewinnung genutzt. 

Anfallende Niederschlagswässer sollen gesammelt und als Brauchwasser verwertet 

werden. Überschüssiges Wasser soll in ein naturnah gestaltetes Rückhaltebecken im 

Südwesten des Plangebietes geleitet werden. Aufgrund der räumlichen Nähe der 

geplanten Wohnbebauung zur Strecke der Niddertalbahn und der Exposition zur 

künftigen Ortsumfahrung wird die Vereinbarkeit dieser Gebietsgliederung mit den 

Belangen des Immissionsschutzes auf Ebene der Bauleitplanung durch ein Immissi-

onsgutachten geprüft. 

 

Abbildung 5: Städtebauliches Konzept (Quelle: Zielabweichungsantrag Gemeinde Altenstadt) 
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5. Weitere Entwicklung / Städtebauliches Konzept 

Im Kontext der vorgestellten Planungsabsicht stehen die konkreten Planungen zur 

Ortsumfahrung inklusive der neu geplanten Ortszufahrt westlich des Plangebietes 

sowie die Überlegungen der Gemeinde Altenstadt zur künftigen Wohn- und Sied-

lungsentwicklung, die aus räumlich-struktureller Sicht vorrangig in westlicher Rich-

tung, also unmittelbar in nördlicher Gegenlage zum Plangebiet erfolgen soll. 

Daher soll bereits im Zuge dieser Planung auch der Knotenpunkt der Landesstraße 

L 3189 mit der Bundesstraße B 521 zu einem Kreisverkehrsplatz als erster Baustein 

der Gesamtentwicklung am westlichen Siedlungsrand umgestaltet werden. Bereits im 

Jahr 2018 wurden die Planungen der Gemeinde Altenstadt zur künftigen Siedlungs-

entwicklung am westlichen Siedlungsrand von Altenstadt mit Vertretern des Regie-

rungspräsidiums Darmstadt und des Wetteraukreises diskutiert. Von Seiten der Ge-

meinde Altenstadt wurde dabei dargelegt, dass im Vorfeld dieser Planungsüberle-

gungen eine Prüfung von Möglichkeiten der Innenentwicklung sowie alternativer Flä-

chenpotenzialen erfolgt sei. Demnach sind im Innenbereich keine Gebäudeleerstän-

de und keine innerörtlichen Flächen mit relevanten Nachverdichtungspotenzialen 

vorhanden. Aufgrund der Vielzahl an Restriktionen im Regionalplan Südhes-

sen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 (Vorranggebiete für Landwirtschaft sowie 

für Natur und Landschaft) und der vorhandenen Aussiedlerhöfe (Geruchsimmissio-

nen), Bodendenkmäler (z.B. Limes) etc. sind nach Angabe der Gemeinde Altenstadt 

im räumlichen Umfeld des zentralen Ortsteils Altenstadt keine Alternativflächen vor-

handen. 

Zu der geplanten Entwicklung am westlichen Ortsrandbereich wurden bereits mehre-

re Erschließungsvarianten geprüft. Im Ergebnis ist eine Verlegung der Ortsdurch-

fahrtsgrenze an der Landesstraße L 3189 in Richtung Florstadt bis an die derzeitige 

Siedlungsgrenze im Bereich der Obergasse geplant, was sich positiv auf das Ge-

schwindigkeitsniveau in diesem Streckenabschnitt auswirken wird. Diese Erschlie-

ßungsvariante wurde bereits in den Grundzügen mit Hessen Mobil abgestimmt. 
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Abbildung 6: Geplante Verkehrs- und Siedlungsentwicklung im zentralen Ortsteil Altenstadts 

(Quelle: Zielabweichungsantrag Gemeinde Altenstadt) 

II. Antragsbegründung 

1. Erforderlichkeit des Vorhabens 

Die Gemeinde Altenstadt verfolgt – wie dargestellt – mittel- bis langfristig das Ziel, 

eine weitere Wohn- und Siedlungsentwicklung im Westen ihres zentralen Ortsteils 

Altenstadt umzusetzen. Darüber hinaus beabsichtigt die Gemeinde Altenstadt die 

Aufenthalts- und Lebensqualität in ihrem Ortsteil Altenstadt durch Reduzierung des 

innerörtlichen Verkehrs aufzuwerten. Dazu plant die Gemeinde Altenstadt zusammen 

mit Hessen Mobil eine Ortsumfahrung im Süden des Ortsteils Altenstadt. In Vorberei-

tung auf die weitere Siedlungs- und Verkehrsplanung beabsichtigt die Gemeinde die 

Entwicklung einer gemischt genutzten Siedlungserweiterung am westlichen Sied-

lungsrand bestehend aus großflächigem Einzelhandel der Grund-/Nahversorgung, 

Pflege, weiterer Gesundheitsversorgung, Dienstleistungen und Wohnen. Mit der Ver-

lagerung des Einzelhandels und der Schaffung sozialer Infrastruktur soll die wohnor-

tnahe Versorgung für die bestehenden und zukünftigen Wohnquartiere gesichert 

werden. Die Umgestaltung des Knotenpunktens Landesstraße L 3189 und Bundes-

straße B 521 hin zu einem Kreisverkehrsplatz sei als erster Baustein für die Gesamt-

entwicklung am westlichen Siedlungsrand erforderlich. 
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2. Erschließung des Vorhabens  

Die vorliegende städtebauliche Konzeption sieht die verkehrliche Erschließung des 

Plangebiets über den Kreuzungspunkt der Bundesstraße B 521 und der Landesstra-

ße L 3189 in Richtung Florstadt vor. Die Gemeinde Altenstadt beabsichtigt auch im 

Hinblick auf die angestrebte Ortsumfahrung sowie die mittel- bis langfristig anvisierte 

Siedlungsentwicklung Richtung Westen, die Umgestaltung des Kreuzungspunktes 

Bundesstraße B 521 und Landesstraße L 3189 hin zu einem Kreisverkehr. Das Plan-

gebiet erhalte dabei einen Anschlussast im Süden des Kreisverkehrs. Damit wäre 

eine verkehrliche Anbindung an das örtliche und überörtliche Straßennetz auf kürzes-

tem Weg gewährleistet. 

Im Zuge der beabsichtigten Ortsumfahrung strebt die Gemeinde Altenstadt eine Ver-

schiebung der Ortsdurchfahrtsgrenze und eine Herabstufung der Bundesstraße 

B 521 an. Nach Angaben der Gemeinde Altenstadt sei eine Kontaktaufnahme mit 

Hessen Mobil erfolgt. 

Die fuß- und radläufige Erreichbarkeit des Plangebietes von der Ortslage Altenstadt 

ist nach Aussage der Gemeinde Altenstadt über die im Süden das Plangebiet tangie-

rende Verlängerung der Frankfurter Straße in verkehrssicherer Form gewährleistet. 

Über die Frankfurter Straße ist darüber hinaus auf kürzestem Weg eine Anbindung 

an den „Vulkanradweg“ und damit an das regionale Radwegenetz gegeben. 

In einer Entfernung von rund 200m nordöstlich des Plangebietes befindet sich eine 

Haltestelle des Rhein-Main- Verkehrsverbundes („Am Römerbrunnen“). Darüber hin-

aus liegt der Bahnhof Altenstadt über die im Süden das Plangebiet tangierende, Ver-

längerung der Frankfurter Straße in einer Entfernung von rund 500m noch in fußläu-

figer Erreichbarkeit. 
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Abbildung 7: Übersicht RMV Haltestellenkarte (Quelle: Zielabweichungsantrag Gemeinde 

Altenstadt) 
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3. Weitere Ausweisungen 

a) Flächennutzungsplan der Gemeinde Altenstadt 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Altenstadt stellt das Plangebiet überwie-

gend als „Fläche für die Landwirtschaft – Ackerland und Grünland“ dar. Zur Schaf-

fung der planungsrechtlichen Voraussetzungen gemäß § 8 Abs. 2 BauGB („Entwick-

lungsgebot“) ist für die geplante Umsetzung der Bebauungskonzeption neben der 

Aufstellung eines Bebauungsplans auch die Änderung des Flächennutzungsplans 

erforderlich. Der Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB wurde hierfür be-

reits gefasst. 

 

Abbildung 8: Ausschnitt Flächennutzungsplan Gemeinde Altenstadt Ortsteil Altenstadt (Quel-

le: Zielabweichungsantrag Gemeinde Altenstadt) 

b) Denkmalschutz 

Bereits im Jahr 2018 seien die Planungen der Gemeinde Altenstadt zur künftigen 

Siedlungsentwicklung am westlichen Siedlungsrand von Altenstadt mit Vertreterinnen 

und Vertretern des Regierungspräsidiums Darmstadt und des Wetteraukreises disku-

tiert worden. Von Seiten der archäologischen Denkmalpflege sei klargestellt worden, 

dass hinsichtlich der geplanten Gebietsentwicklung keine grundsätzlichen Bedenken 

bestünden. Da das Plangebiet im 300m Radius zur Fundstelle Kastell Altenstadt lie-

ge, sei jedoch im weiteren Verfahren eine geomagnetische Prospektion durchzufüh-

ren, sofern dies die anstehenden Bodenverhältnisse erlaubten. Anderenfalls wären 

Grabungen erforderlich. Diese werden bereits durchgeführt. 
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4. Planungsalternativen 

Die allgemeinen Grundsätze und gesetzlichen Vorgaben zum sparsamen und scho-

nenden Umgang mit der Ressource Boden erfordern eine entsprechende Prüfung in 

Frage kommender Standortalternativen. Dabei ist im Vorfeld zu prüfen, ob in den 

Siedlungslagen, ggf. durch Konversion und/oder Nachverdichtung Möglichkeiten zur 

Umsetzung des Vorhabens bestehen. Aus siedlungsstruktureller Sicht und aufgrund 

entsprechender regionalplanerischer Vorgaben komme für eine Umsetzung des Vor-

habens nur der zentrale Ortsteil des Unterzentrums Altenstadt in Betracht. Die im 

Vorfeld hierfür erfolgte Prüfung von Möglichkeiten der Innenentwicklung durch die 

Gemeinde Altenstadt komme zu dem Ergebnis, dass im Innenbereich keine Gebäu-

deleerstände und keine innerörtlichen Flächen mit relevanten Nachverdichtungspo-

tenzialen vorhanden seien. Die antragsgegenständliche Fläche (Fläche: „A“ in Abbil-

dung 9) sei aus siedlungsstruktureller Sicht für die Umsetzung des geplanten Vorha-

bens besonders geeignet. 

 

Abbildung 9: Darstellung der Planungsalternativen auf Grundlage des Regionalplans Süd-

hessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 (Quelle: Zielabweichungsantrag 

Gemeinde Altenstadt) 

Die mit den Ziffern 1 bis 6 der vorstehenden Abbildung markierten Standorte in der 

Ortsrandlage seien hinsichtlich ihrer grundsätzlichen Eignung für die Umsetzung des 

Vorhabens geprüft worden. Allen Flächen gemein sei die Lage an einer klassifizier-

ten oder örtlichen Erschließungsstraße. 
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Aus regionalplanerischer Sicht sei festzuhalten, dass die Siedlungsrandlagen von 

Altenstadt nahezu flächendeckend mit Zielausweisungen belegt seien, die einer 

Siedlungsentwicklung entgegenstehen. Einzige Ausnahme bilde die mit Ziffer 5 auf-

geführte Fläche am östlichen Siedlungsrand von Altenstadt. Dieser Bereich sei im 

Regionalplan Südhessen 2010 – genau wie die verfahrensgegenständliche Fläche – 

als Vorranggebiet für Landwirtschaft ausgewiesen, jedoch durch den rechtswirksa-

men Flächennutzungsplan der Gemeinde Altenstadt für eine gewerbliche Entwick-

lung vorgesehen. Sowohl die Vorrangausweisung als auch die Darstellung im Flä-

chennutzungsplan stehe dem geplante Vorhaben grundsätzlich entgegen, da die An-

siedlung großflächiger Einzelhandelsvorhaben in Gewerbe- und Industriegebieten 

raumordnerischen Zielen widerspreche. Darüber hinaus stehe die unmittelbare 

Nachbarschaft zu einem großflächigen landwirtschaftlichen Betrieb mit der hier ge-

planten Nutzungsmischung im Konflikt. 

Aus Sicht der landwirtschaftlichen Nutzungseignung weisen nahezu alle Flächen, wie 

vielfach in diesem Bereich der Wetterau, hohe bis sehr hohe Acker- / Grünlandzahlen 

auf. Lediglich Fläche 1 weise mittlere Kennwerte auf (siehe die nachfolgende Abbil-

dung 10). Demgegenüber scheide dieser Bereich aufgrund eines großflächigen ge-

setzlich geschützten Biotopkomplexes („Streuobstgebiet nordwestlich Altenstadt“) 

und dem damit in Verbindung stehenden Zielkonflikt durch die regionalplanerische 

Ausweisung als Vorranggebiet für Natur und Landschaft für eine Inanspruchnahme 

zu Siedlungszwecken aus. 

 

Abbildung 10: Bodenflächenkataster des HLNUG Ausschnitt Altenstadt (Quelle: Zielabwei-

chungsantrag Gemeinde Altenstadt) 
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Die Flächen 2 und 3 lägen deutlich abgesetzt vom Geschäftszentrum der Gemeinde 

Altenstadt, das sich im Wesentlichen bandartig entlang der Ortsdurchfahrt der jetzi-

gen Bundesstraße B 521 erstrecke. Beiden o.g. Standorten gemein sei darüber hin-

aus die räumliche Nähe zu landwirtschaftlichen Aussiedlerbetrieben, die ein Konflikt-

potenzial zur geplanten Nutzungsmischung mit einem hohen Wohnanteil darstelle. 

Einer Inanspruchnahme zu Siedlungszwecken stehe bei beiden Flächen – wie bei 

der vorliegenden Planungsfläche – die bestehende Ausweisung als Vorranggebiet für 

Landwirtschaft im Regionalplan Südhessen 2010 entgegen. 

Fläche 4 scheide aus siedlungsstruktureller Sicht aus, da sie durch ein westlich vor-

gelagertes Band von Gemeinbedarfsnutzungen (Feuerwehr, Rettungsdienst, Limes-

schule mit großflächigen Sportanlagen) von der Siedlungslage abgetrennt liege und 

insbesondere durch die nach Osten exponierten Sportanlagen von einem hohem 

Immissionskonfliktpotenzial auszugehen sei. Einer baulichen Inanspruchnahme der 

noch unbebauten Flächen in Siedlungsrandlage stehe auch hier die regionalplaneri-

sche Ausweisung als Vorranggebiet für Landwirtschaft grundsätzlich entgegen. Die 

darüber hinaus im Nordosten unmittelbar angrenzenden Streuobst- Biotopkomplexe 

(siehe Abbildung 11), die im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-

plan 2010 als Vorranggebiet für Natur und Landschaft ausgewiesen seien, schlössen 

Erweiterungsmöglichkeiten aus. 

 

Abbildung 11: NATUREG-Viewer des HLNUG (Quelle: Zielabweichungsantrag Gemeinde Alten-

stadt) 
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Ergänzend sei zu den Flächen 2 bis 4 deren Lage in der Schutzzone III des Trink-

wasserschutzgebietes Altenstadt zu erwähnen. Die Anforderungen bzw. Auflagen 

der dazu geltenden Schutzgebietsverordnung wären im Falle der baulichen Entwick-

lung zu berücksichtigen; sie stellen jedoch kein Ausschlusskriterium dar. Dies gelte in 

vergleichbarem Maße für die Lage Altenstadts (und damit aller betrachteten Flächen) 

im Heilquellenschutzgebiet.  

 

Abbildung 12: Grundwasser- und Trinkwasserschutz Viewer des HLNUG Ausschnitt Altenstadt 

(Quelle: Zielabweichungsantrag Gemeinde Altenstadt) 

Flächenvariante 6 liege vor dem südlichen Ortseingang von Altenstadt an der Lan-

desstraße L 3189 in Richtung Oberau. Siedlungsstrukturell sei die bauliche Inan-

spruchnahme dieses Bereichs abzulehnen, da dieser durch die Bahnstrecke der 

Niddertalbahn von der bebauten Siedlungslage von Altenstadt abgetrennt sei. Prä-

gend in diesem Abschnitt seien freizeitgärtnerische Nutzungen sowie der Auenbe-

reich der Nidder, der neben einer sehr hohen landwirtschaftlichen Nutzungseignung 

auch für die örtliche Naherholung eine hohe Bedeutung besitze. Im Süden grenze 

das Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund Wetterau“ an. Zudem werde der gesam-

te Auenraum durch zahlreiche Fließgewässerabschnitte mit den dazu gehörigen 

wasserrechtlichen Beschränkungen (z.B. geschützte Gewässerrandstreifen) in seiner 

Nutzung beschränkt. Raumordnerisch stehe die Ausweisung des bahnseitig angren-

zenden Areals als Vorranggebiet für Landwirtschaft sowie des südlich anschließen-

den Landschaftsschutzgebietes als Vorranggebiet für Natur und Landschaft im Kon-

flikt mit einer Inanspruchnahme zu Siedlungszwecken. 
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Darüber hinaus sei dieser Abschnitt durch das amtlich festgesetzte Überschwem-

mungsgebiet sowie, nach HWRM-Viewer des Hessischen Landesamtes für Natur-

schutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) gekennzeichnete „Risikogebiete außerhalb 

von Überschwemmungsgebieten“ für eine Baugebietsausweisung grundsätzlich we-

nig geeignet. 

 

Abbildung 13: Hochwasserrisikomanagement Viewer des HLNUG Ausschnitt Altenstadt  

(Quelle: Zielabweichungsantrag Gemeinde Altenstadt) 

5. Auswirkungsanalyse 

Die dem Antrag als Anlage beigefügte gutachterliche Untersuchung der Gesellschaft 

für Markt- und Absatzforschung mbH, Büro Köln, kommt zu dem Ergebnis, dass die 

Verlagerung und Erweiterung eines Rewe Supermarkts von 850m² auf 1.600m² unter 

Berücksichtigung des Baugesetzbuchs sowie der raumordnerischer Ziele und 

Grundsätze raumverträglich und zulässig sei. 

Bei dem Einzelhandelsvorhaben handle es sich um die Verlagerung und Erweiterung 

eines bereits jetzt großflächigen Marktes in einem Grundzentrum. Dies sei gemäß 

dem Zentralitätsgebot zur Sicherung der Grundversorgung und unter Einhaltung 

sonstiger landesplanerischen Ziele ausnahmsweise zulässig. Auch wenn die Grund-

versorgung in Altenstadt insgesamt gesichert sei, handle es sich bei dem Vorhaben 

um eine marktübliche Anpassung an heutige Verkaufsflächengegebenheiten eines 

bereits heute großflächigen Einzelhandels. 
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Auch der Landesentwicklungsplan Hessen 2020 lasse im Zentralitätsgebot eine Ver-

kaufsfläche von maximal 2.000 m² für einen Lebensmittelmarkt im zentralen Ortsteil 

eines Grundzentrums zur Sicherung der Nahversorgung zu. Da auch die übrigen 

landesplanerischen Vorgaben für großflächige Einzelhandelsbetriebe eingehalten 

würden, läge kein Verstoß gegen das Zentralitätsgebot vor. 

Bei dem Vorhaben handle es sich um großflächigen Einzelhandel, dessen Einzugs-

bereich sich in großen Teilen auf die Gemeinde Altenstadt beschränke und somit 

keine erhebliche überörtliche Wirkung induziere. Der überörtliche Einzugsbereich in 

Richtung Eichen und Erbstadt werde lediglich durch die sehr gute Erreichbarkeit des 

Planstandortes über die Bundesstraße B 521 und das Fehlen von vergleichbarem 

Lebensmitteleinzelhandel in den beiden Nidderauer Stadtteilen begründet. Das Kon-

gruenzgebot werde nicht verletzt. 

Der geplante Vorhabenstandort sei im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flä-

chennutzungsplan 2010 als Vorranggebiet für Landwirtschaft festgelegt und befände 

sich faktisch außerhalb des zentralen Versorgungbereich. Der Planstandort in Alten-

stadt sei durch die Standortlage an der Bundesstraße B 521 autokundenorientiert, 

weise jedoch eine räumliche und funktionale Verbindung zu dem bestehenden Sied-

lungsgebiet im Osten auf. Darüber hinaus sehe die Planung zudem die Einbindung 

des Rewe-Marktes an die geplante Wohnbebauung im Süden des Plangebiets vor. 

Des Weiteren sei die Errichtung eines medizinischen Versorgungszentrums, einer 

Pflegeeinrichtung und betreutem Wohnen beabsichtigt. Die ortsübliche Anbindung an 

den öffentlichen Personennahverkehr sei durch zwei Bushaltestellen gewährleistet. 

Zudem verfüge der Standort über einen anteiligen fußläufigen Einzugsbereich zum 

angrenzenden Wohngebiet. Aufgrund der zuvor aufgeführten Punkte könne man das 

Plangebiet als städtebaulich integrierte Lage bewerten und somit schlussfolgern, 

dass das Integrationsgebot gewahrt werde. 

Das aktuelle Kaufkraftpotential im Einzugsgebiet (Nahrungs- und Genussmittel) be-

laufe sich auf ca. 39 Mio. €. Für den Rewe- Supermarkt am bisherigen Standort seien 

durchschnittliche Umsatzleistungen von 4,2 bis 4,3 Mio. € anzusetzen. Nach Verlage-

rung und Erweiterung werde ein maximaler Umsatz von rund 6,8 bis 6,9 Mio. € prog-

nostiziert. Dies entspräche einer Umsatzzunahme von rund 2,6 Mio. €. Davon entfal-

len rund 1,8 Mio. € auf den Bereich Nahrungs- und Genussmittel. 
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Es könne lediglich für den Bereich Nahrungs- und Genussmittel rechnerisch eine 

Umsatzverteilungsquote ermittelt werden. Es sei ausschließlich der Mehrumsatz 

wettbewerbswirksam, sodass ausschließlich dieser bei der Umsatzverteilung be-

trachtet werde. Die Umverteilungsquote in Altenstadt liege bei rund 6 bis 7 %, in den 

Nidderauer Stadtteilen Eichen und Erbstadt lägen die Wettbewerbswirkungen zu Las-

ten der kleinteiligen Anbieter unterhalb einer gutachterlichen Nachweisgrenze. Im 

Umland liege die Umverteilungsquote bei maximal 4 bis 5 % an Einzelstandorten 

(v.a. Limeshain). Somit seien keine schädlichen Auswirkungen auf zentrale Versor-

gungsbereiche oder Nahversorgungsstrukturen in Altenstadt oder im Umland zu er-

warten. Es handle sich um übliche Wettbewerbswirkungen, weshalb keine versor-

gungsstrukturellen und städtebaulichen Auswirkungen zu erwarten seien und keine 

Verletzung des Beeinträchtigungsgebots vorliege. 

 

Abbildung 14: Wesentliche Wettbewerber in Altenstadt und Umfeld (Quelle: Auswirkungsana-

lyse zur Verlagerung / Erweiterung eines Rewe-Marktes in Altenstadt, Frankfur-

ter Straße, Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH Büro Köln) 
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III. Planerische Vorgaben 

Im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 ist die Antrags-

fläche zu rund 2,2 ha als Vorranggebiet für Landwirtschaft und zu rund 0,1 als Vor-

behaltsgebiet für Landwirtschaft festgelegt. Darüber hinaus wird die Antragsfläche 

von einem im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 fest-

gelegten Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen und einem Vorbehaltsge-

biet für den Grundwasserschutz überlagert. 

 

Abbildung 15: Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennutzungsplan 2010 – Ausschnitt 

Altenstadt 
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C. Beteiligung der Gebietskörperschaften sowie der Fachbehörden 

Die Beteiligung der Gebietskörperschaften und der Fachbehörden wurde mit folgen-

dem Ergebnis durchgeführt: 

I. Regierungspräsidium Darmstadt 

1. Dezernat III 31.1 – Regionalplanung, Geschäftsstelle der Regionalver-

sammlung 

Die Gesamtgröße des Vorhabens betrage rund 2,3 ha. Mit einer Beanspruchung von 

circa 2,2 ha des Vorranggebietes für Landwirtschaft seien die Auswirkungen auf das 

Ziel der Raumordnung Vorranggebiet für Landwirtschaft regionalplanerisch nicht 

raumbedeutsam. Für die betroffenen Vorbehaltsgebiete werden ebenfalls keine Be-

denken geäußert.  

2. Dezernat V 51.1 – Landwirtschaft, Fischerei und internationaler Arten-

schutz 

Der neue REWE- Markt solle 88 % mehr Verkaufsfläche bieten. Außerdem solle sich 

Siedlung in Form eines Gesamtquartiers entwickeln. Die Nachfolgenutzung am Alt-

standort sei noch ungeklärt. Die beplante Fläche sei etwa 2,5 ha groß. 

Als Vorranggebiete für Landwirtschaft seien Flächen mit einer sehr guten Ackereig-

nung ausgewiesen, die besonders schützenswert seien und dauerhaft für diese Nut-

zung erhalten bleiben sollen. Die Ackerzahl betrage im Plangebiet zwischen 72 und 

82. Die Fläche sei im Eigentum der Gemeinde Altenstadt. Es erfolgen seit geraumer 

Zeit dort archäologische Grabungen. Die alternativen Flächen seien ausreichend ge-

prüft worden. Wie in den Antragsunterlagen dargestellt, weisen nahezu alle Flächen 

am Ortstrand hohe bis sehr hohe Acker-/ Grünlandzahlen auf. 

Für die weitere Planung werde angeregt, den naturschutzfachlichen Ausgleich zu 

prüfen und möglichst ohne Beanspruchung weiterer landwirtschaftlicher Flächen um-

zusetzen. Maßnahmen an Gewässern, im Wald, der Ankauf von Biotopwertpunkte 

von bereits umgesetzten Maßnahmen oder eine Entsieglung von bisherigen Gewer-

be- oder Siedlungsflächen werden begrüßt. 
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Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen bezüglich der Zulassung der Zielabweichung 

Bedenken. Laut Antragsunterlagen befinde sich die wesentliche Einzelhandelslage in 

der Ortsmitte in der Umgebung des Bestandsstandort des Rewe. Aus landwirtschaft-

licher Sicht sollte der Altstandort des REWE erhalten werden und dessen Erweite-

rung nicht gegenüber der Beanspruchung von Vorranggebiet Landwirtschaft priori-

siert werden. 

3. Dezernat V 53.1 – Naturschutz (Planungen und Verfahren) 

Ein Vorrang- oder Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft werde durch die Pla-

nung nicht tangiert. Im Plangebiet lägen auch keine Natur- oder Landschaftsschutz-

gebiete. Ein Natura-2000-Gebiet sei ebenfalls nicht betroffen. Bei dem Plangebiet 

handle es sich um intensiv landwirtschaftlich genutztes Ackerland. Potenzielle arten-

schutzrechtliche Konflikte in Bezug auf Offenlandarten (z. B. Feldlerche) erschienen 

auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung grundsätzlich möglich, jedoch bewäl-

tig bar. Im Ergebnis bestehen gegen die Zulassung der Zielabweichung aus Sicht der 

von der oberen Naturschutzbehörde zu vertretenden Belange daher keine grundsätz-

lichen Bedenken. 

4. Abteilung IV/F – Umwelt Frankfurt 

Aus Sicht der Abteilung IV - Umwelt Frankfurt - und der Abteilung IV - Umwelt Wies-

baden - bestehen gegen die Planung keine Bedenken. Für das weitere Bauleitplan-

verfahren erfolgen zahlreiche Hinweise zu den Belangen Grundwasser, Boden-

schutz, und Abwasser, Gewässergüte. Diese werden der Antragstellerin mit dem Be-

scheid über die Zulassung der Abweichung zur Verfügung gestellt. Das Dezernat 

IV/F 43.1 – Immissionsschutz (Energie, Lärmschutz, EMF) äußerte unter dem Vor-

behalt, dass es sich bei dem Seniorenheim um keine Pflegeanstalt handle, keine 

grundsätzlichen Bedenken. 



Dezernat III 31.2 – Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, Bauwesen Seite 28 von 44 

 

II. Regionalverband FrankfurtRheinMain 

Das vorgelegte Gutachten der GMA vom 27. März 2023 komme zu dem Fazit, dass 

die Planung nicht zu Wettbewerbswirkungen, nicht zu Schädigungen von zentralen 

Versorgungsbereichen oder Nahversorgungsstrukturen in Altenstadt oder dem Um-

land (insbesondere den Verbandskommunen Nidderau und Limeshain) führen werde 

und sie daher regionalverträglich sei. 

Zu der vorgelegten Planung bestehen hinsichtlich der vom Regionalverband Frank-

furtRheinMain zu vertretenden Belangen keine Bedenken. 

III. Hessen Mobil 

1. Siedlungserweiterung, Einzelhandel, Dienstleistungen, Wohnen 

Die Planfläche grenze direkt an die Bundesstraße B 521 an. Die Verkehrserschlie-

ßung soll über eine Neustrukturierung des bestehenden plangleichen Knotenpunktes 

gesichert werden. Es sei geplant das Plangebiet mittels eines Kreisverkehrsplatzes 

mit einem direkten Anschlussast an die freie Strecke der Bundesstraße anzubinden. 

2. Geplante Ortsumgehung Altenstadt 

Das Projekt „B 521, Neubau der Ortsumgehung Altenstadt“, welches durch Hessen 

Mobil bearbeitet werde, werde von den gemeindlichen Planungen unmittelbar be-

rührt. Eine Lageplandarstellung des aktuellen Standes der Vorentwurfsplanung vom 

22. April 2021 ist der Stellungnahme als Anlage beigefügt.  

Das v.g. Projekt „B 521, Neubau der OU Altenstadt“ sei Bestandteil des vom Bundes-

tag im Dezember 2016 verabschiedeten Bundesverkehrswegeplanes (Bedarfsplan 

für Bundesfernstraßen gemäß 5. FStrAbÄndG). Die Linie sei seit 2012 durch das 

Bundesministerium für Verkehr, Digitales und Verkehr bestimmt. Gegenwärtig erfolge 

die Erarbeitung des sogenannten Vorentwurfes. Das Vorhaben sei im aktuellen Re-

gionalplan Südhessen (2010) als Planungshinweis enthalten. Durch die gesetzliche 

Bedarfsfeststellung lägen zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Inte-

resses vor. Das von der Stadt Altenstadt beabsichtigte Entwicklungskonzept sei in 

Abstimmung mit Hessen Mobil erarbeitet worden. 
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Es werde bei den weiteren planerischen Festsetzungen zum Entwicklungskonzept 

der Stadt um Berücksichtigung folgender Sachverhalte gebeten:  

 Es werde auf die von der geplanten Straße ausgehenden Immissionen hinge-

wiesen. Die durch die Planung der Gemeinde beabsichtigten Nutzungen seien 

durch entsprechende aktive Vorkehrungen gegenüber der Bundesstraße zu 

schützen. Diese Maßnahmen seien durch die Gemeinde im Rahmen der Bau-

leitplanung zu Lasten der Gemeinde zu berücksichtigen und zu realisieren.  

 Es werde auf das vorliegende Planungskonzept der Bundesstraße verwiesen, 

welches im Planungsbereich der Gemeinde aufgrund der Lage- und Höhen-

zwangspunkte (Überführung der Strecke der DB AG durch ein Brückenbauwerk 

und Führung in Dammlage) bestehende Sichtbeziehungen unterbrechen werde. 

IV. Wetteraukreis 

Der Wetteraukreis äußert zu den Belangen Infektionsschutz und Hygiene, Brand-

schutz, Archäologische Denkmalpflege, Wasser- und Bodenschutz, Agraraufgaben 

und Denkmalschutz keine grundsätzlichen Bedenken oder Einwendungen. Der Wet-

terauskreis äußert zu den Belangen Archäologische Denkmalpflege, Wasser- und 

Bodenschutz, Agraraufgaben weitere Hinweise. Im Übrigen enthält die Stellungnah-

me des Wetteraukreises folgende Bedenken: 

1. Straßenverkehrs- und Zulassungsangelegenheiten 

Gegen die eingereichten Planungsunterlagen bestünden aus straßenverkehrsrechtli-

cher Sicht grundsätzlich Bedenken. Die Verlagerung des REWE Marktes sollte erst 

erfolgen, wenn auch die abschließenden Planungen für den Anschluss des Gebietes 

an die derzeitige Bundesstraße B 521 / Landesstraße L 3189 erfolgt sei. Hier werde 

der Bau eines Kreisverkehrs befürwortet, da ansonsten nur eine Signalisierung der 

größer werdenden Kreuzung möglich wäre. 

Planungen für den Anschluss (Kreisverkehr, signalisierte Kreuzung, etc.) des neuen 

Gebietes sollten abgeschlossen sein. Ein Kreisverkehr werde als sinnvollste Lösung 

für den Anschluss des neu entstehenden Gebietes angesehen. Die Planungen zum 

Anschluss seien mit Hessen Mobil abzustimmen. 
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2. Naturschutz und Landschaftspflege 

Die Planung werde hinsichtlich der von der unteren Naturschutzbehörde zu vertre-

tenden Belange als kritisch eingestuft. Laut Seite 13 des Abweichungsantrags hätten 

die beteiligten Naturschutzbehörden die Inanspruchnahme von überwiegend land-

wirtschaftlichen Flächen als positiv bewertet. Die untere Naturschutzbehörde hätte 

bei einem Termin eine mündliche Aussage zur Beanspruchung landwirtschaftlicher 

Flächen gemacht. Deren Inhalt wäre nicht, dass die Inanspruchnahme dieser Flä-

chen als positiv gesehen werde. Sie könne höchstens als „relativ positiv“ gesehen 

werden: 

Es sei nicht gut, dass landwirtschaftliche Flächen in Anspruch genommen werden, 

aber immer noch weniger negativ als die Inanspruchnahme von Schutzgebieten und 

geschützten Biotopen. Das Gebiet sei über 0,5 ha groß und es sei nach dem Regio-

nalen Flächennutzungsplan als Vorrangfläche für Landwirtschaft und Vorbehaltsge-

biet für besondere Klimafunktionen vorgesehen. Damit falle es unter die „Richtlinie 

zum Flächenausgleich bei Verfahren zu Änderungen des Regionalen Flächennut-

zungsplans 2010“ des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain vom 5. März 2015. Es 

sei ein Flächenausgleich erforderlich. 

3. Wasser- und Bodenschutz 

Die untere Wasserbehörde teilt mit, dass die Flächen in Zone II des Oberhessischen 

Heilquellenschutzbezirkes lägen. Hierin bedürfen Eingriffe über 20 m Tiefe einer Be-

freiung gemäß § 52 Abs. 1 WHG. 

Nach der Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB und dem Bundes- Boden-

schutzgesetz sei es ein Hauptziel des Bodenschutzes, die Inanspruchnahme von 

Flächen auf das unerlässliche Maß zu beschränken und diese auf Böden und Flä-

chen zu lenken, die von vergleichsweise geringer Bedeutung für die Bodenfunktionen 

seien. Die Gesamtbewertung der Bodenfunktionsbewertung des HLNUG (BFD5L) 

ergäbe für die zu beanspruchenden Flächen A die Stufe „hoch bis sehr hoch“, was 

dem Hauptziel des Bodenschutzes widerspräche. Gleiches gelte für die perspekti-

visch geplante Wohngebietserweiterung (Flächen B), welche dem Funktionserfül-

lungsgrad Stufe „sehr hoch“ zugeordnet sei. Die Flächen seien nach dem Regionalen 

Flächennutzungsplan als Vorrangfläche/ Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft und be-

sondere Klimafunktionen vorgesehen. Um den nachhaltigen Umgang mit dem 
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Schutzgut Boden dauerhaft zu gewährleisten, müssen an anderer Stelle geplante 

Entwicklungsflächen freigehalten werden. Auf die im Abschnitt der Fachstelle Natur-

schutz und Landschaftspflege dargestellte Flächenausgleichsrichtlinie des Regional-

verbandes werde verwiesen. 
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4. Agrarfachaufgaben 

Aus landwirtschaftlicher Sicht lägen keine Bedenken zu der o. g. Abweichung von 

den Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 

für diese Fläche vor, da bereits seit 2021 mehr als die Hälfte des Ackers nicht mehr 

in Bewirtschaftung sei. Allerdings gehen insgesamt ca. 2,2 ha sehr gut geeigneter 

Ackerboden verloren, für den deshalb erforderlichen Flächenausgleich werde auf die 

im Abschnitt der Fachstelle Naturschutz und Landschaftspflege dargestellte Flächen-

ausgleichsrichtlinie des Regionalverbandes verwiesen. Außerdem sollten für einen 

ggf. geplanten Ausgleich keine weiteren Ackerflächen in Anspruch genommen wer-

den. 

5. Bauordnung 

Als positiver Standortfaktor werde für den neuen Standort des REWE die Einbindung 

in ein neues Wohngebiet genannt. Für dieses neue Wohngebiet sei der unteren 

Bauaufsichtsbehörde aber noch keine Planung bekannt. Auch sei noch keine not-

wendige Änderung des Flächennutzungsplans eingeleitet worden. Somit sei zu-

nächst davon auszugehen, dass mit dem neuen REWE - Standort gegen das Integ-

rationsgebot verstoßen werde und der REWE-Markt auf nicht kalkulierbare Zeit in 

einem nicht integrierten Standort liegen werde. Selbst wenn der REWE-Markt an sei-

nem derzeitigen Standort mit ca. 850 qm Verkaufsfläche schon großflächig sei, sei 

die Überschreitung zur Großflächigkeit mit ca. 50q m nur relativ geringfügig und bzgl. 

der Attraktivität nicht vergleichbar mit der Planung eines Marktes mit 1.500 bis 

1.600 qm Verkaufsfläche (Verdopplung der Verkaufsfläche), der noch durch eine Bä-

ckerei mit Cafe ergänzt werden solle. Vor diesem Hintergrund sei auch die Ergän-

zung des Standortes durch eine Bäckerei mit Cafe kritisch zu betrachten, da gerade 

kleine Nahversorger für die Attraktivität eines Zentrums eminent wichtig seien. Dieser 

Punkt sei in der Auswirkungsanalyse noch zu betrachten. 
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V. Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg 

Die Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg steht einer Ansiedlung außer-

halb der integrierten Ortslage grundsätzlich kritisch gegenüber. Im vorliegenden Fall 

sei die Notwendigkeit zur Verlagerung aufgrund der örtlichen Situation deutlich ge-

worden. Die geplante Siedlungserweiterung der Gemeinde Altenstadt trage nachhal-

tig dazu bei, den Standort in die Ortslage zu integrieren. Hinsichtlich der Verlagerung 

des Vollsortimenters bestünden daher keine Bedenken. Es werde allerdings darauf 

hingewiesen, dass eine Nachnutzung des aktuellen Standorts geregelt werden müs-

se. Sollte dieser durch den Pennymarkt nachgenutzt werden, sei sicherzustellen, 

dass der bisherige Penny-Standort keine Nachnutzung durch Lebensmitteleinzel-

handel erfahre. 

VI. Weitere Beteiligte 

Die am Verfahren beteiligten Nachbarkommunen Stadt Büdingen, die Stadt Florstadt, 

die Stadt Niddatal, die Gemeinde Glauburg, die Gemeinde Limeshain und die Ge-

meinde Nidderau haben keine Bedenken geäußert bzw. keine Stellungnahme abge-

geben. 
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D. Rechtliche Würdigung 

I. Erforderlichkeit der Abweichung 

1. Abweichung von Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-

chennutzungsplans 2010 

Mit der beabsichtigten Verlagerung und Erweiterung des Lebensmittelvollversorgers 

Rewe sowie der Ansiedelung von Pflege, Gesundheitsversorgung, Dienstleistungen 

und Wohnen wird von den Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-

chennutzungsplan 2010 abgewichen. 

a) Verstoß gegen Ziel Z3.4.1-3 – Sonderbauflächen und -gebiete außerhalb 

festgelegter Vorranggebiete Siedlung 

Die bauleitplanerische Ausweisung von Sonderbauflächen und -gebieten außerhalb 

der im Regionalplan Südhessen/Regionalem Flächennutzungsplan 2010 festgeleg-

ten Vorranggebiete Siedlung widerspricht dem Ziel Z3.4.1-3 des Regionalplans Süd-

hessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010. Dort heißt es: 

„Die bauleitplanerische Ausweisung von Wohn-, gemischten Bauflächen und 

Sonderbauflächen sowie dazugehörenden kleineren gewerblichen Bauflächen 

hat innerhalb der in der Karte ausgewiesenen Vorranggebiete Siedlung, Be-

stand und Planung stattzufinden. […]“ 

b) Verstoß gegen Ziel Z3.4.3-2 Abs. 1 Satz 1 – Zentralitätsgebot 

Bei der Gemeinde Altenstadt handelt es sich um ein im Regionalplan Südhes-

sen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 festgelegtes Unterzentrum. Als Unter-

zentrum ist eine Erweiterung von großflächigem Einzelhandel in der Gemeinde Al-

tenstadt grundsätzlich nicht zulässig. In Ziel Z3.4.3-2 Abs. 1 Satz 1 des Regional-

plans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 heißt es: 

„Die Ausweisung, Errichtung oder Erweiterung von großflächigen Einzel-

handelsvorhaben ist grundsätzlich nur in den Ober- und Mittelzentren zu-

lässig.“ 
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Der Ausnahmetatbestand des Ziels Z3.4.3-2 Abs. 2 Satz 1 des Regionalplans Süd-

hessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 liegt nicht vor. Dort heißt es: 

„In begründeten Ausnahmefällen, z.B. für die örtliche Grundversorgung, 

und unter Einhaltung der übrigen landes- und regionalplanerischen Ziel-

setzungen sowie unter besonderer Beachtung des interkommunalen Ab-

stimmungsgebotes ist eine Ausweisung auch in den zentralen Ortsteilen 

von Grundzentren (Unter- und Kleinzentren) zulässig.“ 

Es kann vorliegend dahinstehen, ob die Erweiterung des Rewe- Marktes zur Siche-

rung der Grundversorgung erforderlich ist. Jedenfalls ist das Vorhaben aufgrund der 

in den Kapiteln D.I.1.a) bis D.I.1.d) dargelegten Zielverstöße nicht an die übrigen lan-

des- und regionalplanerischen Vorgaben angepasst. 

c) Verstoß gegen Ziel Z3.4.3-2 Abs. 4 – Integrationsgebot 

Der Vorhabenstandort liegt innerhalb eines im Regionalplan Südhessen/Regionalen 

Flächennutzungsplan 2010 festgelegten Vorranggebiets für Landwirtschaft, er ver-

stößt damit gegen das sog. siedlungsstrukturelle Integrationsgebot. Zudem ist das 

Vorhaben – entgegen der Darstellung in der Auswirkungsanalyse der Gesellschaft für 

Markt- und Absatzforschung mbH – allenfalls nach Verwirklichung auch der weiteren 

Westerweiterung Altenstadts städtebaulich integriert. Sowohl das siedlungsstrukturel-

le als auch das städtebauliche Integrationsgebot sind in Ziel Z3.4.3-2 Abs. 4 des Re-

gionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans geregelt. Dort heißt es: 

„Großflächige Einzelhandelsvorhaben müssen eine enge räumliche und 

funktionale Verbindung zu bestehenden Siedlungsgebieten aufweisen. Sie 

sind unter besonderer Berücksichtigung ihrer Auswirkungen auf die städ-

tebauliche Entwicklung und Ordnung sowie der Umweltverträglichkeit auch 

im Hinblick auf die Ziele der Verkehrsvermeidung und -verlagerung in be-

stehende Siedlungsgebiete unter Erreichbarkeit mit einem für Größe und 

Einzugsbereich des Einzelhandelsvorhabens angemessenen ÖPNV zu in-

tegrieren.“ 
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d) Ziel Z10.1-10 – Vorranggebiet für Landwirtschaft 

Die bauleitplanerische Ausweisung von Sonderbauflächen und -gebieten innerhalb 

eines im Regionalplan Südhessen/Regionalem Flächennutzungsplan 2010 festgeleg-

ten Vorranggebiets für Landwirtschaft widerspricht zudem Ziel Z10.1-10 des Regio-

nalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010. Dort heißt es: 

„Im „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ hat die landwirtschaftliche Bodennutzung 

Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen.“ 

e) Kein Verstoß gegen Ziel Z3.4.3-2 Abs. 1 Satz 2 – Kongruenzgebot 

Die Auswirkungsanalyse der GMA legt nachvollziehbar dar, dass sich der Einzugsbe-

reich des Lebensmittelvollversorgers nach Verlagerung und Erweiterung im Wesent-

lichen auf das Gemeindegebiet Altenstadts beschränken werde. Das überörtliche 

Einzugsgebiet in Richtung Eichen und Erbstadt werde lediglich durch die sehr gute 

Erreichbarkeit des Planstandortes über die Bundesstraße B 521 und das Fehlen von 

vergleichbarem Lebensmitteleinzelhandel in den beiden Nidderauer Stadtteilen her-

vorgerufen. Demnach liege kein Verstoß gegen das in Ziel Z3.4.3-2 Abs. 1 Satz 2 

des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 geregelte 

Kongruenzgebot vor. Dieses Ziel lautet: 

„Dabei [bei der Ausweisung großflächigen Einzelhandels] ist die Verkaufsfläche 

von Einzelhandelsprojekten so zu bemessen, dass der angestrebte Einzugsbe-

reich des Vorhabens den zentralörtlichen Verflechtungsbereich der Standort-

gemeinde nicht wesentlich überschreitet.“ 

f) Kein Verstoß gegen Ziel Z 3.4.3-2 Abs. 5 – Beeinträchtigungsverbot 

Die Gemeinde Altenstadt konnte nachvollziehbar darlegen, dass das Vorhaben zu 

keinem Verstoß gegen das Beeinträchtigungsverbot führen wird, welches in Ziel 

Z3.4.3-2 Abs. 5 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 

2010 geregelt ist. Es lautet: 



Dezernat III 31.2 – Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, Bauwesen Seite 37 von 44 

 

„Von großflächigen Einzelhandelsvorhaben dürfen nach Art, Lage und 

Größe keine schädlichen Auswirkungen auf die Funktionsfähigkeit von in-

tegrierten Geschäftszentren (zentralen Versorgungsbereichen) in der Ge-

meinde und in anderen Gemeinden sowie auf die verbrauchernahe Ver-

sorgung in der Gemeinde zu erwarten sein. […]“ 

Dies ist vorliegend nicht der Fall. Insoweit wird auf die Zusammenfassung der Aus-

wirkungsanalyse der GMA (Kapitel B.II.5, Seite 22) verwiesen, die zu dem Schluss 

kommt, dass das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben keine bestandsgefähr-

denden Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche in der Gemeinde Al-

tenstadt und den umliegenden Kommunen nach sich ziehen werde. 

2. Ziele des Landesentwicklungsplans Hessen 2020 

a) Ziel 6-1 (Z) – Zentralitätsgebot 

Das Planvorhaben verstößt zunächst gegen das in Ziel 6-1 (Z) des Landesentwick-

lungsplans Hessen 2000 in der Fassung der 5. Verordnung zur Änderung der Ver-

ordnung über den Landesentwicklungsplan Hessen 2000 vom 16. Juni 2021 (GVBl 

Nr. 31, Seite 394 – Landesentwicklungsplan Hessen 2020). Das Ziel entspricht der 

Regelung im Regionalplan.  

Im Fall der beabsichtigen Planung kommt jedoch das Vorliegen des Ausnahmetatbe-

stands, wonach großflächiger Einzelhandel zur Grundversorgung bis zu einer Ver-

kaufsfläche von 2000m² auch in den zentralen Ortsteilen von Unterzentren zulässig 

ist, in Betracht. In Ziel 6-1 (Z) des Landesentwicklungsplans Hessen 2020 heißt es: 

„Großflächige Einzelhandelsvorhaben sind nur in Ober- und Mittelzentren zu-

lässig. Zur Grundversorgung sind großflächige Einzelhandelsvorhaben bis zu 

einer Verkaufsfläche von 2.000 m² auch in den zentralen Ortsteilen von 

Grundzentren zulässig. Die zentralen Ortsteile sind in den Regionalplänen 

festzulegen.“ 

Ob dies der Fall ist, obliegt der Entscheidung durch die oberste Landesplanungsbe-

hörde. 
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b) Ziel 6-3 (Z) – Integrationsgebot 

Die von der Gemeinde Altenstadt beabsichtigte Planung weicht möglicherweise – 

falls von der obersten Landesplanungsbehörde nicht das Vorliegen eines Ausnahme-

tatbestandes (z.B. Teilintegration) bejaht wird – von der Zielaussage des Landesent-

wicklungsplans Hessen 2020 zu großflächigen Einzelhandelsvorhaben ab. Hier heißt 

es in Ziel 6-3 (Z) des Landesentwicklungsplans Hessen 2020: 

„Sondergebiete für großflächigen Einzelhandel im Sinne des § 11 Abs. 3 

BauNVO dürfen nur in den im Regionalplan festgelegten Vorranggebieten 

Siedlung an städtebaulich integrierten Standorten dargestellt bzw. festge-

setzt werden. Ausnahmen sind möglich, soweit diese im unmittelbaren 

räumlichen Zusammenhang mit städtebaulich integrierten Standorten fest-

gelegt werden (teilintegrierte Standorte). […]“ 

Ob vorliegend die Zulassung einer Ausnahme nach § 6 Abs. 1 ROG genügt, weil das 

Vorhaben im Sinne des vorstehenden Ziels als teilintegriert anzusehen ist, oder ob 

es einer Abweichung bedarf, entscheidet ebenfalls die oberste Landesplanungsbe-

hörde. 

II. Vorliegen der Voraussetzungen für die Zulassung einer Abweichung 

Gemäß § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG kann eine Zielabweichung zugelassen werden, wenn 

die Grundzüge der Planung nicht berührt werden (dazu 2.) und sie unter raumordne-

rischen Gesichtspunkten vertretbar ist (dazu 3.). Die Ausübung pflichtgemäßen Er-

messens durch die Regionalversammlung Südhessen muss zudem ergeben, dass 

die Zulassung der Abweichung von den in Rede stehenden Zielen – wie vorliegend – 

zweckmäßig ist (dazu 4.). Vorliegend ist allerdings folgendes vorauszuschicken: 

1. Vertretbarkeit unter raumordnerischer Aspekte 

Das Ziel des Antrags auf Zulassung der Abweichung wäre vorliegend planbar, würde 

statt eines Abweichungsverfahrens ein Planänderungsverfahren durchgeführt. Die 

Zulassung der Abweichung ist mithin unter raumordnerischen Gesichtspunkten ver-

tretbar, da bei Aufstellung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennut-

zungsplans 2010 anstelle des bislang festgelegten Vorranggebiets für Landwirtschaft 

auch ein SO Einkaufszentrum hätte festgelegt werden können bzw. bei Änderung 

oder Neuaufstellung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
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plans (2010) ein Vorranggebiet Siedlung / SO Einkaufszentrum festgelegt werden 

könnte. 

Es handelt sich bei der Verlagerung und Erweiterung des Lebensmittelvollversorgers 

Rewe schon zu dem Zeitpunkt des Zielabweichungsverfahren um einen großflächi-

gen Einzelhandel. Das Vorhaben stellt in der Kombination aus Einzelhandel, Tages-

pflege, Seniorenwohnen, weiterer Gesundheitsversorgung und Wohnen besonders 

im Hinblick auf das Bestreben einer weiteren Siedlungsentwicklung im Westen des 

Ortsteils Altenstadts eine regionalplanerisch und städtebaulich sinnvolle Ergän-

zungsmaßnahme für das bestehende und zukünftig geplante Siedlungsgebiet dar. 

Aufgrund des Gutachtens der Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH 

steht fest, dass von dem Vorhaben der Gemeinde Altenstadts keinerlei raumbedeut-

same Wirkungen ausgehen werden. 

Darüber hinaus steht die beabsichtigte Planung in einem räumlich und funktionalen 

Zusammenhang mit der von Altenstadt und Hessen Mobil geplanten Ortsumfahrung 

Altenstadts. Das Bestreben besteht darin, die Aufenthalts- und Lebensqualität in dem 

Ortsteils Altstadt durch Verminderung des Durchgangsverkehrs aufzuwerten. Darin 

eingebettet werden soll die Umgestaltung des Knotenpunkt L 3189 / B 521. 

Allerdings ist entscheidend, dass die vorliegende Abweichungszulassung ausschließ-

lich dann wirksam werden kann, wenn sichergestellt ist, dass kein Verstoß gegen 

Ziele des Landesentwicklungsplans Hessen 2020 vorliegt. Denn in diesem Fall könn-

te eine der Abweichung mit entsprechender Festlegung im Rahmen der Neuaufstel-

lung oder Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-

plans (2010) nicht genehmigt werden, die Zulassung der Abweichung wäre unter 

raumordnerischen Gesichtspunkten nicht vertretbar. Diesem Umstand trägt Neben-

bestimmung II.1 Rechnung. Danach erfolgt die Zulassung der Abweichung von den 

Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 unter 

der aufschiebenden Bedingung, dass eine erforderliche Abweichung von Zielen des 

Landesentwicklungsplans Hessen 2020 zugelassen oder festgestellt wird, dass eine 

solche nicht erforderlich ist. 
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2. Grundzüge der Planung nicht berührt 

Ob eine Abweichung die Grundzüge berührt oder von geringem Gewicht ist, beurteilt 

sich – wie im Fall des § 31 Abs. 2 BauGB – nach dem im Plan ausgedrückten plane-

rischen Wollen. In Bezug auf dieses Wollen darf der Abweichung vom Planinhalt kei-

ne derartige Bedeutung zukommen, dass das „Grundgerüst“, also das dem Plan zu-

grundeliegende Planungskonzept in beachtlicher Weise beeinträchtigt wird. Die Ab-

weichung muss also – soll sie mit den Grundzügen der Planung vereinbar sein – 

durch das planerische Wollen gedeckt sein. Mit anderen Worten müsste die Abwei-

chung im Rahmen dessen liegen, was der Plangeber bei Kenntnis des Grundes der 

Abweichung gewollt hat oder gewollt hätte. 

Dies zugrunde gelegt, berührt die Zulassung der beantragten Abweichung nicht die 

Grundzüge der Planung im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG. 

Die beabsichtigte Planung stellt – wie dargestellt (siehe oben, Kapitel D.I) – einen 

Zielverstoß zu den Zielen Ziel Z3.4.1-3 (Sonderbauflächen und -gebiete außerhalb 

festgelegter Vorranggebiete Siedlung), Ziel Z10.1-10 (Vorranggebiet für Landwirt-

schaft), dem im Ziel Z3.4.3-2 Abs. 1 Satz 1 festgelegten Zentralitätsgebot, dem sied-

lungsstrukturellen Integrationsgebot sowie – jedenfalls bis zur Verwirklichung der 

nördlich der heutigen Bundesstraße vorgesehenen Siedlungserweiterung – dem 

städtebaulichen Integrationsgebot dar. 

Das Zusammenspiel zwischen Zentralitätsgebot und Kongruenzgebot, wonach groß-

flächiger Einzelhandel nur in Ober- und Mittelzentren zulässig ist und der Einzugsbe-

reich des Vorhabens den Verflechtungsbereich nicht überschreiten darf, gehört zu 

den Grundzügen der Planung. Beide Ziele ergänzen das Zentrale-Orte-Prinzip, wel-

ches ebenfalls zu den Grundzügen der Planung zu rechnen ist. Die Grundzüge der 

Planung sind bei Zulassung der Abweichung vorliegend jedoch nicht berührt. Sinn- 

und Zweck des Ziels Z3.4.3-2 Abs. 1 Satz 1 des Regionalplans Südhes-

sen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 ist es unter anderem, eine zusätzliche 

Zersiedlung und Versiegelung zu verhindern, die dadurch entsteht, dass in Klein- und 

Unterzentren (Verkehrs-)Infrastruktur geschaffen wird, die nicht auch durch die sons-

tige (mittel- und oberzentrale) Aufgabenerfüllung genutzt werden kann. Zwar wird das 

vorliegende Plangebiet über einen neu zu errichtenden Kreisverkehrsplatz erschlos-

sen, sowohl diese Verkehrsinfrastruktur wie auch die Ortsumgehung Altenstadt ins-

gesamt sind jedoch nicht folge der Ansiedlung des Rewe- Marktes und damit des 
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Verstoßes gegen das Zentralitätsgebot. Beide Vorhaben würden auch unabhängig 

von dem vorliegenden Planvorhaben, insbesondere zur Entlastung der Ortsdurch-

fahrt, verwirklicht, sodass der im Zentralitätsgebot zu sehende Grundzug der Planung 

vorliegend zwar betroffen, nicht aber berührt ist. 

Dass die Festlegung von Vorranggebieten für Landwirtschaft keinen Grundzug der 

Planung darstellt, hat die Regionalversammlung Südhessen bereits mehrfach be-

schlossen. Grund hierfür ist v.a., dass Vorranggebiete für Landwirtschaft zwar grund-

sätzlich auf Grundlage der Einstufung eines Rams im Landwirtschaftlichen Fachplan 

Südhessen, gleichwohl aber nicht schematisch, sondern stets im Rahmen einer Ein-

zelfallabwägung erfolgt(e). 

3. Ausübung planerischen Ermessens 

Die Ausübung pflichtgemäßen Ermessens ergibt vorliegend, dass die Abweichung 

vom den betroffenen Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennut-

zungsplans 2010 zweckmäßig ist. 

Bei der beabsichtigten Planung handelt es sich um die Verlagerung und Erweiterung 

eines bereits großflächigen Einzelhandels. Das Zentralitätsgebot wird insofern ledig-

lich dadurch verletzt, dass aufgrund der Inanspruchnahme eines Vorranggebiets für 

Landwirtschaft und dem in Kapitel D.I.1.b dargelegten Verstoß gegen das Integrati-

onsgebot keine Zulässigkeit im Ausnahmefall erteilt werden kann. In Kapitel D.I.1.d 

wird dargelegt, dass das Kongruenzgebot eingehalten wird. 

In der Auswirkungsanalyse der GMA wurde schlüssig und nachvollziehbar dargelegt, 

dass durch die geplante Erweiterung keine städtebaulich negativen (und damit 

raumbedeutsamen) Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche sowie sonstige 

integrierte wohnungsnahe Versorgungsstandorte zu erwarten sind. Durch die in-

nerörtliche Verlagerung und Erweiterung der Verkaufsfläche von 850m² auf 1600m² 

des Lebensmittevollversorgers wird sich das Einzugsgebiet im Wesentlichen auf das 

innerörtliche Gemeindegebiet beschränken. Der Einzugsbereich wird sich lediglich 

Richtung der beiden Nidderauer Stadtteile Eichen und Erbstadt ausdehnen. Dies ist 

durch die sehr gute Erreichbarkeit des Planstandortes über die B 521 und das Feh-

len von vergleichbarem Lebensmitteleinzelhandel in den beiden Nidderauer Stadttei-

len begründet. Gemäß der gutachterlichen Einschätzung der GMA wird die beabsich-
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tigte Planung darüber hinaus zu keiner weiteren Ausdehnung des Einzugsgebiets 

führen. 

Die Gemeinde Altenstadt hat nachvollziehbar dargelegt, dass das Vorhaben in der 

Kombination aus Einzelhandel, Tagespflege, Seniorenwohnen, weiterer Gesund-

heitsversorgung und Wohnen besonders im Hinblick auf das Bestreben einer weite-

ren Siedlungsentwicklung im Westen des Ortsteils Altenstadts eine regionalplane-

risch und städtebaulich sinnvolle Ergänzungsmaßnahme darstellt. Ferner ist als be-

sonders positiv zu berücksichtigen, dass die Gemeinde Altenstadt mit der Kombinati-

on von großflächigem Einzelhandel und aufgesatteltem Seniorenwohnen und Tages-

pflege – jedenfalls außerhalb von Großstädten – einen neuen, flächensparenden 

Weg beschreitet. Dies gilt gleichermaßen für die Kombination mit Wohnnutzungen 

sowie einer Parkgarage anstelle ausschließlich ebenerdiger (und daher mit einem 

weit größeren Flächenverbrauch verbundener) Parkplätze. 

Die Gemeinde Altenstadt hat zudem nachvollziehbar und gut begründet dargelegt, 

dass im gesamten Gemeindegebiet keine Alternativflächen für eine den Zeilen der 

vorliegenden Planung entsprechendes Entwicklung gegeben sind. Zwar gehen mit 

der vorliegenden Planung rund 2,5 ha landwirtschaftlicher Fläche verloren, es be-

steht jedoch keine konkrete Betroffenheit eines landwirtschaftlichen Betriebs. Eine 

Verpflichtung zur Kompensation landwirtschaftlicher Flächen besteht – entgegen der 

Auffassung des Kreisausschusses des Wetteraukreises – nicht. Die Gemeinde Al-

tenstadt liegt nicht im Geltungsbereich des Regionalen Flächennutzungsplans für 

den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main. 
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E. Hinweis 

Gem. § 8 Abs. 4 Satz 1 HLPG kann die Entscheidung der Regionalversammlung, 

eine Zielabweichung zuzulassen oder zu versagen, innerhalb von drei Monaten nach 

der Entscheidung der Regionalversammlung durch die obere Landesplanungsbehör-

de mit Zustimmung der obersten Landesplanungsbehörde ersetzt werden, wenn dies 

rechts- oder fachaufsichtlich geboten erscheint. 

Darmstadt im Mai 2023 

Felix Machus 

Markus Langsdorf 

RPDA - Dez. III 31.2-93 d 52.14/3-2021/5 

Tel.: 5216 

Tel.: 5693 
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F. Plankarte: Fläche, für die die Abweichung zugelassen wird 

 

Abbildung 16: Fläche, für die die Abweichung zugelassen wird 
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Antrag der Stadt Mörfelden-Walldorf auf Zulassung einer Abweichung von den Zielen des 
Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 gem. § 6 Abs. 2 ROG 
i.V.m. § 8 Abs. 2 HLPG für die „Erweiterung Gewerbegebiet Mörfelden-Ost“ (Bebauungsplan 
Nr. 54 Gewerbegebiet Mörfelden-Ost, Am Oberwaldberg) 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
gemäß § 8 Abs. 1 Hessisches Landesplanungsgesetz (HLPG) entscheidet die Regionalversammlung 
über Zielabweichungen nach § 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz. Für Ihre Entscheidung gemäß § 8 
Abs. 1 HLPG lege ich Ihnen nach Durchführung des Abweichungsverfahrens als obere 
Landesplanungsbehörde folgenden Beschlussvorschlag aus fachlicher Sicht vor und bitte um Ihre 
Entscheidung. 
 

 
Mit freundlichen Grüßen 

gez. Lindscheid 

Regierungspräsidentin 
 



Abweichungsverfahren der Stadt Mörfelden-Walldorf 

auf Zulassung einer Abweichung von den Zielen des Regionalplans 

Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 

aus Anlass der Aufstellung des  

Bebauungsplanes Nr.54 

Gewerbegebiet Mörfelden-Ost, Am Oberwaldberg 

 

Abbildung 1: Luftbild mit Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 54 „Gewerbegebiet Mörfelden-

Ost, Am Oberwaldberg“, genordet, ohne Maßstab; Quelle: open street map, Zu-

sätzliche Grafik durch Planer, März 2023 





Antrag der Stadt Mörfelden-Walldorf (Antragstellerin) vom 19. April 2023 auf Zu-

lassung einer Zielabweichung vom Regionalplan Südhessen/Regionalen Flä-

chennutzungsplan 2010 aus Anlass der Aufstellung des Bebauungsplanes „Nr. 

54 – Gewerbegebiet Mörfelden-Ost, Am Oberwaldberg 

Entscheidung 

Für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 54 – „Gewerbegebiet Mörfelden-Ost, Am 

Oberwaldberg“ sowie die entsprechende Änderung des Regionalen Flächennutzungs-

plans für den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main wird die Abweichung von den Zielen 

Z4.3-2 (Vorranggebiet Regionaler Grünzug), Ziel Z4.5-3 (Vorranggebiet für Natur und 

Landschaft) sowie den Zielen Z3.4.2-7 und Z3.4.2-4 (Tabellenwert/Vorranggebiet In-

dustrie und Gewerbe) des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-

plans 2010 auf der Grundlage der Antragsunterlagen sowie nach Maßgabe der in Teil 

F. beigefügten Plankarten, die Bestandteil dieser Entscheidung sind, zugelassen. 
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A. Zusammenfassung 

Die Stadt Mörfelden-Walldorf beabsichtigt, das bestehende Gewerbegebiet Mörfelden-

Ost nach Osten hin für eine bedarfsorientierte Gewerbefläche zu erweitern. Der Stand-

ort sorgt nach Angaben der Antragstellerin mit seiner guten verkehrlichen Erreichbar-

keit für eine hohe Nachfrage an gewerblichen Flächen, der die Stadt -auch unter der 

Berücksichtigung der Bestandssicherung und Expansionsmöglichkeiten für ortsansäs-

sige Unternehmen- nachkommen möchte. 

Die aktuell im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan als „ge-

werbliche Baufläche, geplant“ ausgewiesenen Flächenpotentiale mit einer Größe von 

2,8 ha reichen nach Ansicht der Stadt Mörfelden-Walldorf nicht aus, um eine nachhal-

tige, marktgerechte Gewerbeentwicklung voran zu treiben. Geplant ist deshalb, das 

Gewerbegebiet um weitere 11,9 ha zu erweitern, um Gewerbe in einem nachhaltigen 

Mix ansiedeln zu können. Dafür hinaus sind sowohl kleinere Hallen und Büros für lo-

kale Handwerker und kleine Logistikbetriebe vorgesehen als auch größere Flächenzu-

schnitte für den Bereich Produktion und Logistik. Für die Erweiterungsfläche sind fol-

gende Nutzungsflächen geplant:  

 rd. 9,8 ha für „gewerbliche Baufläche, geplant“  

 rd. 2,0 ha für „Grünfläche (Parkanlage)“  

 rd. 0,2 ha für eine neue „ökologisch bedeutsamen Fläche 

Die Ziele und Zwecke der kommunalen Bauleitplanung zur Erweiterung des „Gewer-

begebiets Mörfelden-Ost- Am Oberwaldberg“ entsprechen nicht allen für das Plange-

biet relevanten regionalplanerischen Vorgaben. Der Planbereich liegt sowohl innerhalb 

eines Vorranggebiets Regionaler Grünzug als auch in einem Vorranggebiet für Natur 

und Landschaft. 

Im Folgenden wird nach einer Beschreibung der Stadt Mörfelden-Walldorf, des Plan-

gebiets sowie der konkreten Planungsabsichten der Antragstellerin dargestellt, in wel-

chen Punkten die Planung gegen die Festlegungen des Regionalplans Südhessen/Re-

gionalen Flächennutzungsplans 2010 verstößt. 

In Teil D wird aufgezeigt, dass und warum die Voraussetzungen für die Zulassung 

einer Abweichung vorliegen. Zudem wird die Zulassung der Abweichung als zweck-

mäßig befürwortet. Die beteiligten Gebietskörperschaften und Behörden, deren Be-

lange von der Planung berührt werden, haben ganz überwiegend keine Bedenken ge-

gen die Zulassung der Abweichung geltend gemacht. 
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B. Sachverhalt und Antragsbegründung 

I. Ausgangssituation 

 Lage und Umgebung der Antragstellerin 

Die Stadt Mörfelden-Walldorf besteht aus den Stadtteilen Mörfelden und Walldorf und 

ist im Landesentwicklungsplan Hessen 2020 als Mittelzentrum im Verdichtungsraum 

der Metropolregion FrankfurtRheinMain eingestuft. Sie ist ein Wohn- und Gewerbe-

standort mit einer Bevölkerung von ca. 34.500 Einwohnerinnen und Einwohnern 

(2021). Mörfelden-Walldorf liegt in unmittelbarer Nähe zum Flughafen Frankfurt Main 

und ist durch die Bundesautobahn BAB5 gut an die Region angebunden. Jeder Stadt-

teil verfügt über einen eigenen Haltepunkt der S-Bahn- Linie 7 sowie der Regionalbahn 

Frankfurt-Mannheim. 

  

Abbildung 2: Lage Mörfelden-Waldorfs im Raum (Quelle: Kartendarstellung © 2023 GeoBasis-

DE/BKG (© 2009),Google) / Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennut-

zungsplan 2010 

 Planvorhaben 

Die Stadt Mörfelden-Walldorf beabsichtigt, das bestehende Gewerbegebiet Mörfelden-

Ost nach Osten für eine bedarfsorientierte Gewerbefläche zu erweitern. Der Standort 

sorgt nach Angaben der Antragstellerin mit seiner guten verkehrlichen Erreichbarkeit 

für eine hohe Nachfrage an gewerblichen Flächen, der die Stadt auch unter der Be-

rücksichtigung der Bestandssicherung und Expansionsmöglichkeiten für ortsansäs-

sige Unternehmen nachkommen möchte. 
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Das bestehende Gewerbegebiet Mörfelden- Ost weise eine gute gewerbliche Mi-

schung auf. Neben Logistikflächen mit unterschiedlich großen Hallen seien auch Flä-

chen für Produktion sowie Bürogebäude vorhanden. Dabei gibt es nach den Antrags-

unterlagen der Stadt Mörfelden-Waldorf ein Angebot an unterschiedlichen Flächengrö-

ßen. 

Das Plangebiet liegt am östlichen Rand des bestehenden Gewerbegebietes Mörfel-

den-Ost. Die südliche Grenze (abgesehen von Maßnahmen für die Neuordnung der 

Erschließung) bildet die Bundesstraße B486. Im Norden befindet sich eine landwirt-

schaftlich genutzte Fläche. Weiterhin befinden sich im Osten der aus einer Deponie 

entstandene Oberwaldberg, der Oberwaldsee und der Schnepfensee.  

 

Abbildung 3: Lage des Plangebiets im Stadtgebiet Mörfelden-Walldorf, genordet, ohne Maß-

stab; Quelle: open street map 

Das bestehende Gewerbegebiet Mörfelden-Ost schließt bislang über die Industrie-

straße an die Bundesstraßen B486 im Süden und B44 im Norden an. Beide Bundes-

straßen bieten Anschlüsse an Bundesautobahnen – die B486 im Osten an die Bunde-

sautobahn BAB 5, die B 44 im Norden an die BAB 3 – sodass das Gewerbegebiet im 

Bestand bereits überregional hervorragend angebunden sei. Das Plangebiet liegt 

ca. 400 m Luftlinie westlich der Bundesautobahn BAB 5.  

Im folgenden Luftbild sind die Nutzungen sowie die städtebauliche Struktur des Um-

feldes und der das Plangebiet umgebende Landschaftsraum ablesbar. Die gestrichelte 

Linie zeigt den Geltungsbereich des für das Plangebiet maßgeblichen Bebauungs-

plans Nr. 54 „Gewerbegebiet Mörfelden-Ost, Am Oberwaldberg“. 
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Abbildung 4: Luftbild mit Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 54 „Gewerbegebiet Mörfelden-

Ost, Am Oberwaldberg“, genordet, ohne Maßstab , Quelle: open street map, Zu-

sätzliche Beschriftung durch Planer, März 2023 

 Bestandssituation innerhalb des Plangebietes 

Die im Wesentlichen brachliegende nördliche Fläche des Plangebietes befindet sich 

auf dem Gelände ehemaliger Kiesgruben. In der Erlaubnis des Landratsamts Groß-

Gerau vom 13. Juli 1973 zur Aufgabe der Nutzung im Zuge der Betriebsschließung 

heißt es: 

„Nach erfolgter Ausbeute ist die Grube (Grundwasserteich) wieder mit 

grundwasserungefährlichem Bodenmaterial (z.B. U-Bahn-Aushub) geord-

net aufzufüllen. Als letzte Schicht ist Mutterboden in einer Stärke von 0,50 

m geländegleich aufzubringen.“ 

Dieses Ziel wurde bereits um das Jahr 1990 erreicht, das Gelände wurde zunächst – 

wie auch ursprünglich vorher – wieder als landwirtschaftliche Fläche genutzt. 
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Der ehemals durch eine ackerbauliche Nutzung geprägte Bereich zwischen dem be-

stehenden Gewerbegebiet und dem östlichen Waldrand hat sich inzwischen in weiten 

Teilen zu einem Ruderalflur entwickelt. Je nach Zeitpunkt der Aufgabe der landwirt-

schaftlichen Nutzung sind im Änderungsgebiet verschiedene Ausprägungen vorzufin-

den, die sich auch im Grad der Verbuschung unterscheiden. Lediglich im südlichen 

Bereich ist noch eine Fläche als Acker bewirtschaftet, zum Teil wurde die landwirt-

schaftliche Nutzung erst jüngst aufgegeben. Entlang der von Ost nach West queren-

den verlängerten Dreieichstraße verläuft ein Feldrain mit Bäumen und Sträuchern so-

wie einer einseitigen Alleepflanzung. 

 Entwicklung und derzeitiger Stand der Planung 

Die Entwicklung des Gewerbegebiets Mörfelden-Ost steht nach deren Angaben seit 

langem kontinuierlich im Fokus der Stadt. Hierzu wurde bereits am 10.September 2013 

ein Aufstellungsbeschluss von der Stadtverordnetenversammlung für den Bebauungs-

plan Nr. 44 „Erweiterung Gewerbegebiet Mörfelden-Ost" gefasst. Die geplante Fläche 

wurde am 21. Februar 2017 in einen Nord- und einen Südteil geteilt. Der Bebauungs-

plan zum Südteil ist zum Januar 2021 in Kraft getreten. Der nun als Anlass für den 

vorliegenden Antrag anstehende Bebauungsplan Nr. 54 „Gewerbegebiet Mörfelden- 

Ost, Am Oberwaldberg" schreibt die bereits eingeleitete Entwicklung fort. 

Für das Plangebiet besteht im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-

plan 2010 in Teilen schon eine Ausweisung als „gewerbliche Fläche Zuwachs". Der 

Regionale Flächennutzungsplan 2010 (RegFNP 2010) wurde zudem für die Stadt Mör-

felden-Walldorf, Stadtteil Mörfelden, Gebiet: „Erweiterung Gewerbegebiet Mörfelden- 

Ost“ bereits in einer 1. Änderung mit Beschluss vom 12.Oktober 2016 und Bekannt-

machung vom 6.Februar 2017 geändert. Diese Flächen sind jedoch in ihrem Zuschnitt 

für die aktuellen bedarfsorientierten Anforderungen im Sinne eines Gewerbemixes mit 

Erschließung nicht nutzbar und müssen dementsprechend nach Osten und Süden er-

weitert werden. Ziel ist es nun, ortsansässigen als auch anderweitigen Gewerbebetrie-

ben Flächen zur Entwicklung sowie An- und Umsiedlung anbieten zu können und ei-

nen neu gestalteten Ortsrand entstehen zu lassen.  

Für die Planfläche des Bebauungsplan Nr. 54 und den sich in der Umsetzung befind-

lichen Bebauungsplan Nr. 44 (Südteil) wird derzeit eine neue, zusätzliche Straßenan-

bindung an die Bundesstraße B486 mit dem Straßenbaulastträger HessenMobil abge-

stimmt. 
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In der Mitte des vorliegenden Planvorhabens soll der im westlichen bestehenden Ge-

werbegebiet liegende Tränkweiher mit dem offenen Grünraum im Osten über eine 

Grünfläche inklusive einer öffentlichen Wegeverbindung für den Fußgänger- und Rad-

verkehr an die freie Landschaft angebunden werden. 

II. Regionalplanerische Festlegungen / bauleitplanerische Darstellungen 

 Vorranggebiete Regionaler Grünzug und für Natur und Landschaft 

Der für das Zielabweichungsverfahren relevante Änderungsbereich liegt am östlichen 

Rand des bestehenden Gewerbegebietes Mörfelden-Ost und der dort bereits ausge-

wiesenen „gewerblichen Baufläche, geplant“ (= Vorranggebiet Industrie und Gewerbe, 

Planung). Im Norden und im Osten grenzt das Plangebiet an „Waldflächen, Zuwachs" 

(= Vorbehaltsgebiet für Forstwirtschaft) respektive „Waldflächen, Bestand" (= Vorrang-

gebiet für Forstwirtschaft) sowie an eine „Ökologisch bedeutsame Flächennutzung". 

Die südliche Grenze bildet die B 486. 

Der Änderungsbereich des vorliegenden Antrags zur Zielabweichung umfasst nur ei-

nen Teil des für die Planung maßgeblichen Bebauungsplans Nr. 54 „Gewerbegebiet 

Mörfelden-Ost, Am Oberwaldberg“. Die im Plangebiet bereits ausgewiesenen gewerb-

lichen Zuwachsflächen sind nicht Teil des Zielabweichungsantrags. 

Im Geltungsbereich des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplans Nr. 54 liegen 

unterschiedliche Grundlagen für die Bauleitplanung vor: 

 Teilflächen, welche schon als „gewerbliche Fläche Zuwachs" im maßgeblichen 

Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 (RegFNP 

2010) verzeichnet sind und die daher einem Vorranggebiet Industrie und Ge-

werbe, Planung, entsprechen. 

 Teilflächen, welche über die „1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regio-

nalen Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Mörfelden-Walldorf, Stadtteil 

Mörfelden“ (2017) schon als „gewerbliche Fläche Zuwachs" im Regionalen Flä-

chennutzungsplan Planstand 31.Januar 2021 verzeichnet sind (rund 1,8 ha). 

 Teilflächen, welche neu in Anspruch genommen werden sollen. 
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Abbildung 5: Darstellung im Regionalplan 

Südhessen/Regionalen Flä-

chennutzungsplan 2010  

 

Abbildung 6: Darstellung im Regionalen Flä-

chennutzungsplan in der Fas-

sung vom 31. Dezember 2021 

(§ 9 Abs. 6 HLPG) 

Der für den vorliegenden Zielabweichungsantrag maßgebliche Änderungsbereich 

(siehe rot gestrichelt in der nachfolgenden Grafik) beinhaltet die Abweichung zum 

rechtsgültigen Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 

(Hauptkarte 2010, Planstand Genehmigung 17. Oktober 2011). Die bereits durchge-

führte Änderung des Regionalen Flächennutzungsplans bleibt hier außer Acht. 

 

Abbildung 7: Beabsichtigte Darstellung im Regionalen Flächennutzungsplans mit Kennzeich-

nung des für die Abweichung relevanten Bereichs 
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Der Änderungsbereich (11.9 ha) beinhaltet folgende veränderte Flächeninanspruch-

nahme: 

 rd. 9,8 ha für „gewerbliche Baufläche, geplant“  

 rd. 2,0 ha für „Grünfläche (Parkanlage)“  

 rd. 0,2 ha für eine neue „ökologisch bedeutsamen Fläche“ 

Folgende Darstellungen sind im Regionalplan Südhessen/ Regionaler Flächennut-

zungsplan 2010 (RegFNP 2010) im Sinne einer Zielabweichung teilweise überlagert 

betroffen: 

 rund 3,1 ha Vorranggebiet Regionaler Grünzug 

 rund 3,9 ha Vorranggebiet für Natur und Landschaft 

Mit der südlich gelegenen neuen Anlieger- Erschließung (0,4 ha neu) und dem damit 

verbundenen Rückbau (rd. 0,3 ha Entfall) von vorhandenen Anlieger-Wegen ist von 

einer Fläche rd. kleiner als 0,1 ha auszugehen. Diese Flächen wurden nicht in den 

Änderungsbereich mit eingetragen, sind aber bei der Berechnung der Flächen für die 

Zielabweichung zum Vorranggebiet Regionaler Grünzug berücksichtigt. 

 Überschreitung des Tabellenwert 

Gemäß Ziel Z3.4.2-7 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-

plans 2010 dürfen die in Tabelle 3 festgelegten Werte nicht überschritten werden. Für 

die Stadt Mörfelden-Waldorf ist ein Tabellenwert von 11ha festgelegt. Diesen Wert 

überschreitet die Antragstellerin mit der vorliegenden Planung, in welcher gewerbliche 

Bauflächen /Gewerbegebiete mit einer Größe von 9.8ha ausgewiesen werden, um 

6,5ha überschritten. Von den 11ha hat die Stadt Mörfelden-Waldorf bislang neben ei-

ner gemischten Baufläche mit einer Größe von 1ha ( Anrechnung von 0,5ha) Ge-

werbegebiete in einem Umfang rund 3,0ha (Gewerbefläche Kurhessenstraße/ nördlich 

des Tränkweihers) sowie 4,2 ha (Bebauungsplan Nr. 44 „Erweiterung Gewerbegebiet 

Mörfelden-Ost, Teil Süd“, mithin 7,7ha in Anspruch genommen. Zusammen mit der 

vorliegenden Ausweisung von Gewerbegebieten in einem Umfang von 9,8ha ergibt 

sich eine Überschreitung des Tabellenwerts von 6,5ha. 

 Logistikeignung 

Im Rahmen der Neuaufstellung des Regionalplan Südhessen/ Regionaler Flächennut-

zungsplan ist die Fläche, aufgrund ihrer besonders verkehrsgünstigen Lage, im Pool 
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der Flächen enthalten, die als mögliches Vorranggebiet Industrie und Gewerbe mit der 

besonderen Zweckbestimmung Logistik identifiziert wurden. Aus Gründen der verkehr-

lichen Belastungen und Emissionen gerade in der Nacht konzentriert die Stadt sich in 

der Arrondierungsfläche nicht ausschließlich auf Logistiknutzungen. Vielmehr ist es 

erklärtes Ziel, dass auch kleinere und mittlere Unternehmen sich hier ansiedeln kön-

nen, die von der Anbindung an die A5 gleichfalls profitieren. Da sich die Logistikeig-

nung der Fläche derzeit noch nicht in einem in Aufstellung befindlichen Ziel darstellt, 

wird diese Information nur nachrichtlich in die Beschlussvorlage mit aufgenommen. 

III. Beschreibung des Vorhabens 

 Bebauungsplan Nr. 54 

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 54 „Gewerbegebiet Mörfelden-

Ost, Am Oberwaldberg" wurde mit Aufstellungsbeschluss vom 19. Jul 2022 eingeleitet. 

Der Umgriff hierzu wurde wie in der nachstehenden Abbildung definiert: Der Erläute-

rungsplan zeigt den Geltungsbereich differenziert in Flächen 1 und 2 sowie den Flä-

chen südlich der Bundesstraße B 486 zur Herstellung des neuen Straßenanschlusses 

nach Forderungen des Straßenbaulastträgers HessenMobil. Die vorhandenen Wege, 

die im gleichen Zuge für den motorisierten Individualverkehr zurückgebaut werden (Er-

halt als Fuß-/und Radverkehrsverbindungen) sind gelb dargestellt. 

Diese untergeordneten Erschließungsflächen werden im vorliegenden Zielabwei-

chungsverfahren dargestellt. Sie tangieren kleine Flächen des Vorranggebiet Regio-

naler Grünzug, welche zwar nicht Teil des Änderungsbereichs sind, in der Flächenbi-

lanz jedoch berücksichtigt wurden  
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Abbildung 8: Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 54 „Gewerbegebiet Mörfelden-Ost, Am 

Oberwaldberg“ (Quelle: Stadt Mörfelden-Walldorf, gemäß Anlage zum Aufstel-

lungsbeschluss vom 19. Juli 2022) 

Grundsätzlich soll der Wiedernutzung bereits versiegelter oder anthropogen veränder-

ter Flächen Vorrang vor der Neuinanspruchnahme von Flächen eingeräumt werden. 

Aufgrund der Eigentumsverhältnisse wurden die Flächen im Bebauungsplan in Flä-

che 1 und Fläche 2 aufgeteilt (siehe oben Abbildung 8). Bei der Fläche 1 handelt es 

sich im Wesentlichen um eine ehemalige Kiesabbaufläche, die inzwischen verfüllt ist 

und die keine bestimmte Nutzung vorgesehen ist. Die Fläche 2, welche sich gleichfalls 

aktuell als Ackerbrache darstellt, stellt die eigentliche Gewerbegebietserweiterung dar. 

 Öffentliche Grünfläche, Ausgleichsflächen & Gestaltung des Ortsrandes 

In der Mitte des Plangebietes entsteht eine öffentlich nutzbare Grünfläche mit Anbin-

dung des westlich liegenden Tränkweihers an die östliche freie Landschaft. An der 

nördlichen Grenze des Plangebietes werden Flächen für Landwirtschaft erhalten und 

eine neue ökologisch bedeutsame Flächennutzung eingeführt. Dort sowie östlich im 

Gebiet sollen ortsnah die erforderlichen Ausgleichsflächen für Artenschutz und die na-

turschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen umgesetzt werden. In der weiteren 
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Bauleitplanung werden die Eingriffs- und Ausgleichsberechnungen durchgeführt und 

entsprechende Flächengrößen und Maßnahmen präzisiert.  

Im Rahmen der Bebauung des Plangebietes sieht die Stadt Mörfelden-Walldorf die 

Gestaltung eines eindeutigen Ortsrandes durch Aufforstungen sowie Anlage von Grün- 

und Freiflächen vor. Zum östlich liegenden Naturraum soll die Gewerbeentwicklung 

mit begrünten Fassaden und Baumreihen überleiten. Gleichzeitig wird dadurch die ge-

werbliche Entwicklung am östlichen Ortsrand des Gewerbegebietes Mörfelden-Ost ab-

geschlossen. 

 Nutzungskonzept 

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 54 umfasst eine Fläche von rund 16 ha. Die 

Fläche 1 nimmt hiervon rund 13,0 ha in Anspruch, die Fläche 2 rund 3 ha. Der Standort 

Mörfelden-Walldorf weist mit seinen Bestandsnutzungen in den Gewerbegebieten be-

reits viele bestehende großflächige Logistikflächen auf und bildet damit im Bestand 

schon einen Schwerpunkt Logistik. Aus Gründen der verkehrlichen Belastungen und 

Emissionen gerade in der Nacht lehnt die Stadt die Ansiedlung weiterer Logistikunter-

nehmen im Bereich des Plangebiets ab. Vielmehr ist sei es erklärtes Ziel, dass sich 

auch kleinere und mittlere Unternehmen ansiedeln können, die von der Anbindung an 

die Bundesautobahn BAB 5 nicht minder profitieren. 

Für die Erweiterungsflächen in Fläche 1 ist daher ein Mix aus kleinteiligen Hallen mit 

Büroflächen in modularer Bauweise und größeren Hallen geplant. Auf den verfüllten 

Grundstücken des ehemaligen Auskiesung sollen Gewerbeflächen für kleinteilige Ge-

werbenutzungen und Hallen („Light-Industrial-Business Park“ mit beispielsweise 25 

kleineren Hallen), im südlichen Bereich dagegen ein „Industrial Port“ mit vier größeren 

Hallen errichtet werden. Die Hallen sind in ihrer modularen Bauweise bedarfsgerecht 

zu unterschiedlichen Größen zusammenschalt- oder erweiterbar. 

Somit können nach Angaben der Stadt Mörfelden-Waldorf unterschiedlichste Betriebe 

wie Handwerks- oder Produktions- und Kommissionierungsbetriebe aber auch Start-

up- Unternehmen eine passende räumliche Lösung finden. 

Primäre Zielgruppe für die Vermarktung sind kleine und mittelständische Unternehmen 

sowie Gewerbebetriebe mit einfacher und geringer Produktionstätigkeit, Lager und Lo-

gistik aus der Region und auch auf bereits am Standort Gewerbegebiet-Ost befindliche 

Betriebe. Hier soll ortsansässigen Unternehmern und Handwerkern die Möglichkeit der 
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Expansion gegeben werden. Gleichzeitig können Betriebe verlagert und somit die In-

nenstadt verkehrlich entlastet werden. 

Im gesamten Plangebiet ist eine möglichst ressourcenschonende nachhaltige Entwick-

lung der neuen Flächen mit z. B. Dach-, Fassadenbegrünung, Photovoltaik- Anlagen, 

Bepflanzungen etc. vorgesehen. 

IV. Alternativenprüfung 

 Alternative Flächen im gewerblichen Bestand  

Im Rahmen der Voruntersuchung wurden nach Angaben der Antragstellerin zwei al-

ternative Flächen im gewerblichen Bestand geprüft. Innerhalb des Gewerbegebiets 

Mörfelden-Ost sind zwei Flächen als Gewerbliche Baufläche, Zuwachs, im Regional-

plan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellt. Die Fläche nörd-

lich des Tränkweihers ist bereits vollständig entwickelt. Die südliche Fläche (direkt an-

grenzend an die Bundesstraße B 486) hat im Rahmen des Bebauungsplans Nr. 44 

„Erweiterung Gewerbegebiet Mörfelden-Ost“ (Teil Süd) im Januar 2021 rechtskräftig 

Baurecht erhalten. Die Flächen wurden bereits vermarktet, entsprechende Bauanträge 

zur Nutzung der Grundstücke laufen aktuell. Die Erschließung wird ebenfalls aktuell 

von der Stadt umgesetzt. Aus diesem Grund ist die Fläche nicht mehr verfügbar. 

Im Bestand des Gewerbegebiets „Walldorf Nord“ wurde eine Fläche im Bebauungs-

plan N28 „Gewerbegebiet Walldorf-Nord – An der Brücke“ mit 2,7 ha als Alternative 

betrachtet. Diese Freifläche entsprach jedoch nicht dem geplanten Projektumfang. Zu-

dem ist das Areal Beschränkungen unterworfen, die sich aus der Begrenzung des Ver-

kehrs auf der Brücke auf 30t sowie erwartete Schallschutzbestimmungen durch ein-

zelne Wohnbebauung im Gebiet ergeben. Außerdem ist auf dem Grundstück auf Tei-

len im Bebauungsplan eine CEF- Maßnahme (Eidechsenhabitat) festgesetzt. Vor die-

sem Hintergrund schied die Fläche aus Sicht der Antragstellerin als Alternativstandort 

für das Projekt aus. In der Zwischenzeit ist diese Fläche ebenfalls vermarket und be-

baut. 

 Alternative Flächenbetrachtung in möglichen Zuwachsflächen 

Als mögliche gewerbliche Zuwachsflächen hatte die Stadt Mörfelden-Walldorf 2019 für 

die anstehende Neuaufstellung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächen-
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nutzungsplans drei Flächen untersucht. Mit Stadtverordnetenbeschluss vom 28. Sep-

tember 2021 nahm die Stadt Mörfelden-Walldorf Abstand von zwei der angedachten 

Gewerbegebietserweiterungen im Norden des Gewerbegebietes Mörfelden-Ost (rund 

11 ha) und Westen (mit 6,63 ha). Die nördlich angrenzende Potentialfläche stellte bei-

spielswiese im Vergleich zu der östlich des Gewerbegebietes vorbelasteten Ackerbra-

che eine aus landschaftsplanerischer Sicht hochwertigere und strukturreichere Fläche 

dar. 

Die westlich des Gewerbegebiets Mörfelden-Ost angrenzende Fläche hätte als mögli-

che Zuwachsfläche nur unzureichend die an das Entwicklungsgebiet gestellten Anfor-

derungen erfüllt, da sie über die hoch frequentierte Industriestraße nur schwierig zu 

erschließen gewesen wäre. Gleichzeitig hätten die dortigen Hochspannungsleitungen 

und besonders das Heranrücken der Gewerbefläche an das Wohngebiet zu einer sehr 

eingeschränkten Gewerbenutzung und ggf. städtebaulich nicht vertretbaren Lärm-

schutzmaßnahmen geführt. 

Die Erweiterungsfläche, welche diesem Antrag zugrunde liegt, bietet mit seiner größe-

ren Grundstückstiefe das Potential das Planungskonzept des benötigten Gewerbemi-

xes umzusetzen. 

V. Begründung der Planung 

 Standortgunst 

Die Antragstellerin führt hierzu aus, dass die beabsichtigte gewerbliche Neuauswei-

sung im räumlichen Zusammenhang mit dem vorhandenen Gewerbegebiet stehe und 

im Wesentlichen eine vorbelastete Fläche (aufgefüllte Kiesabbaufläche) betreffe. 

Alternative Gewerbeflächen stünden innerhalb des Stadtgebietes von Mörfelden-Wall-

dorf nicht in ausreichemden Maße zur Verfügung. Die mögliche Gewerbeflächenent-

wicklung innerhalb des Stadtgebietes von Mörfelden-Walldorf in den Gewerbegebieten 

Walldorf-Nord, Gewerbegebiet Mörfelden-Süd und Gewerbegebiet Mörfelden-Ost sei 

abgeschlossen. Hier gebe es keine ausreichend großen Flächenangebote mehr im 

Bestand. Somit seien bis auf die Erweiterung des Gewerbegebiets Mörfelden-Ost 

keine anderen geeigneten Innenentwicklungspotenziale vorhanden. 
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Der Trend zur Urbanisierung wirke sich in wachsendem Maße auch auf die Immobi-

lienmärkte der Städte und Stadtregionen aus. Der Druck auf die innerhalb der Metro-

polregion zur Verfügung stehenden Ressourcen nehme zu und verstärke die Tendenz 

zur Herausbildung von stadtkompatiblen, urbanen Gewerbe. Die Stadt Mörfelden-

Walldorf als Teil der Metropolregion RheinMain habe einen erheblichen Standortvorteil 

mit ihrer Lage in unmittelbarer Nähe zum Verkehrsknotenpunkt BAB 5 und BAB 3 so-

wie dem Frankfurter Flughafen. Um diesen Vorteil der Stadt zu erhalten, zu stärken 

und auszunutzen, müssten neue Perspektiven für den Standort geschaffen werden, 

die sich durch ein qualitativ wie quantitativ ausreichendes Angebot an verfügbaren 

Gewerbeflächen auszeichneten. 

 Wiedernutzbarmachung von Flächen 

Das Plangebiet sei durch den erfolgten Kiesabbau mit anschließender Wiederverfül-

lung anthropogen vorbelastet. Die Bodenverfüllung bringe für eine generelle Wie-

dernutzbarmachung starke Einschränkungen mit sich. Diese würde auch anhand der 

Einstufung der Bodenqualität bei der Informationsabfrage Bodenviewer Hessen 

(http://bodenviewer.hessen.de) deutlich, wo nach einer Bodenfunktionsbewertung das 

Objekt als „sehr gering“ eingestuft werde. Im Einzelnen wird das Ertragspotenzial mit 

„gering“ und die Feldkapazität sowie das Nitratrückhaltevermögen mit „sehr gering“ 

deklariert. 

 Überschreitung des Tabellenwertes gerechtfertigt 

Der Planungshorizont 2020, der der Zuweisung bestimmter Tabellenwerte zugrunde 

liegt, sei bereits überschritten. Verzögerungen im Prozess der Neuaufstellung des Re-

gionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans könnten nicht zulasten der 

Kommunen gehen. 

 Ausgleich für den Regionalen Grünzug 

Eine entsprechende Ausgleichsfläche von ca. 3,1 ha könne nordöstlich der aktuellen 

Fläche auf dem Oberwaldberg, also auf der zu erhaltenden Flächennutzung „Wald“ in 

direkter Nähe zur aktuellen Fläche umgesetzt werden. Die Ausgleichsfläche stehe im 

Verbund mit weiteren Flächen des Vorranggebietes Regionaler Grünzug. Gemäß dem 

http://bodenviewer.hessen.de/
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rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 44 sei die Ausgleichsfläche auf Ebene der Bauleit-

planung bereits als „Fläche für Schutz und Pflege von Boden, Natur und Landschaft“ 

ausgewiesen. 

Gemäß Vorabstimmung mit dem Regierungspräsidium Darmstadt bestehe die Mög-

lichkeit der Kompensation für den Eingriff in den Regionalen Grünzug am Oberwald-

berg. Es werde der nördliche Teil des Berges als Kompensationsfläche vorgeschlagen. 

Eine maßgebliche Beeinträchtigung der Funktion des Regionalen Grünzuges durch 

das Plangebiet könne ausgeschlossen werden, da der entfallende Streifen aufgrund 

seiner geringen Breite zu vernachlässigen sei und eine offene Grünzugverbindung 

über die Waldbestandsfläche (benachbarte rekultivierte Deponie im Waldverband) be-

stehe und erhalten bleibe. 

Im Plangebiet werden eine Durchgrünung, eine Grünverbindung zum Außenbereich, 

Dachbegrünung und – soweit erforderlich – weitere klimarelevante Maßnahmen fest-

gesetzt. 

 Vorranggebiet Natur und Landschaft 

Durch die Planung wird in einem Umfang von rd. 3,9 ha in das Vorranggebiet für Natur 

und Landschaft eingegriffen und durch eine Gewerbefläche ersetzt. Hierzu führt die 

Antragstellerin folgendes aus: Hintergrund für die Festlegung des Vorranggebiets für 

Natur und Landschaft sei seine Zuordnung zum Landschaftsraum Nr. 21 „Untermai-

nebene mit Mönchbruch und Flughafen“. 

Da das gesamte Plangebiet (Fläche 1 und 2) hauptsächlich aus Ackerbrache bestehe, 

sei eine ökologisch bedeutsame Flächennutzung nicht erkennbar respektive in den 

betroffenen Flächenanteilen nicht maßgeblich. In der Fläche 1 lägen keine natur-

schutzfachlich bedeutsamen Biotope, naturschutzrechtliche Schutzgebiete oder sons-

tige Flächen mit naturschutzrechtlicher Bindung. Die Erweiterung der Gewerbefläche 

berühre kein Schutzgebiet. Die fachgutachterliche Stellungnahme (PGNU 2021) habe 

ergeben, dass den geplanten Maßnahmen keine artenschutzrechtlichen Belange ent-

gegenstehen. 

Der Umgang mit dem Biotop-Nr. 6017B0695 „Tümpel östlich Mörfelden“ (Erfassung 

1997) in der Fläche 2 sei im weiteren Bauleitplanverfahren zu lösen: Sollten Amphibien 

nachgewiesen werden, sei der Tümpel nach Möglichkeit als Laichgewässer zu erhal-

ten. Andernfalls wäre ein Ersatzgewässer im näheren Umfeld anzulegen. 



Dezernat III 31.2 – Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, Bauwesen Seite 22 von 34 

 

Im künftigen Bauleitplanverfahren für den Bebauungsplan Nr. 54 werden weitere Un-

tersuchungen zur Vermeidung, zum Artenschutz, zum naturschutzrechtlichen Aus-

gleich, etc. erarbeitet und Festsetzungen zum Ausgleich sowie zu ökologisch bedeut-

same Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft getroffen. Diese erfolgen soweit wie möglich im Plangebiet selbst. 
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C. Beteiligung der Gebietskörperschaften sowie der Fachbehörden 

Die Beteiligung der Gebietskörperschaften und der Fachbehörden wurde mit folgen-

dem Ergebnis durchgeführt: 

I. Regierungspräsidium Darmstadt 

 Dezernat III 31.1 Regionalplanung 

a) Natur und Landschaft / Regionaler Grünzug 

Aus regionalplanerischer Sicht bestünden keine Bedenken gegen die Abweichung von 

Ziel Z4.5-3, es wird auf die Stellungnahme der oberen Naturschutzbehörde verwiesen. 

Der von der Kommune vorgeschlagene Bereich zum Ausgleich des Regionalen Grün-

zuges sei dafür geeignet und werde im Rahmen der Neuaufstellung des Regionalplans 

Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans entsprechend neu festgelegt. 

b) Klima und Gewässerschutz 

Auch hier bestünden keine regionalplanerischen Bedenken. Es wird empfohlen, im 

Rahmen der Bauleitplanung – wie geplant – klimarelevante Festsetzungen, wie bei-

spielsweise extensive Dachbegrünung, Niederschlagswasserversickerung/-nutzun-

gen und Fassadenbegrünungen zu treffen. 

 Obere Naturschutzbehörde, Dezernat V 53.1 – Naturschutz (Planungen und 

Verfahren) 

Seitens der oberen Naturschutzbehörde beim Regierungspräsidium Darmstadt beste-

hen keine grundsätzlichen Bedenken gegen das geplante Vorhaben. Es handele sich 

überwiegend um Ackerflächen. Schutzgebiete nach Naturschutzrecht oder gesetzlich 

geschützte Lebensräume würden – wie von der Antragstellerin zutreffend dargestellt 

– nicht berührt. Das Ergebnis der FFH-Prognose, wonach keine erheblichen Beein-

trächtigungen der für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Be-

standteile des in ca. 500 m Entfernung liegenden FFH-Gebiets 6017-307 „Sandtro-

ckenrasen zwischen Mörfelden und Walldorf" zu erwarten sind, sei nachvollziehbar.  
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Die Wertigkeit der Fläche liege im Offenland, wobei besonders die nördliche Ackerflä-

che Bedeutung für gefährdete Feldvögel besitze, z.B. für Rebhuhn und Wachtel. Aus 

der Artenschutzprüfung (zuletzt aktualisiert Dezember 2021) gehe hervor, dass dem 

Vorhaben keine artenschutzrechtlichen Belange entgegenstehen, die nicht auf der 

Ebene der Bauleitplanung durch Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen lösbar wären 

(z.B. Ersatzlebensräume für Rebhuhn und Wachtel als CEF-Maßnahme). 

II. Industrie- und Handelskammer Darmstadt/Rhein-Main-Neckar 

Die Industrie- und Handelskammer Darmstadt unterstützt den Abweichungsantrag der 

Stadt Mörfelden-Walldorf. Südhessen sei eine wirtschaftsstarke und attraktive Region. 

Damit dies so bleibe, seien ansässige und ansiedlungswillige Unternehmen auf attrak-

tive und zukunftsfähige Gewerbeflächen angewiesen. Die Lage am Gewerbeflächen-

markt sei als angespannt zu bewerten. In ihrem Kammerbezirk verzeichne die Indust-

rie- und Handelskammer Darmstadt einen massiven Mangel an gewerblichen Bauflä-

chen. Das in Rede stehende Plangebiet erfülle indessen wichtige Attribute, die ein at-

traktives Gewerbegebiet erfüllen sollte. In erster Linie seien die gute verkehrliche An-

bindung sowie der Abstand zu sensibler Wohnnutzung zu nennen. Zu begrüßen sei 

außerdem der kommunale Planungswille, das Gebiet in verschieden große Parzellie-

rungen aufzuteilen und auch Logistik zuzulassen. So biete das Gebiet sowohl für Klein- 

als auch für Mittelständische Betriebe passende Grundstücksgrößen. Die Planung 

stelle eine sinnvolle Arrondierung bestehender Gewerbeflächen dar. 

III. Regionalverband FrankfurtRheinMain 

Zu der Planung bestehen hinsichtlich der vom Regionalverband FrankfurtRheinMain 

zu vertretenden Belange keine grundsätzlichen Bedenken. Es handele sich hierbei 

überwiegend um verfüllte ehemalige Kiesabbauflächen, die im Regionalplan Südhes-

sen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 zum Aufbau eines Biotopverbundes und 

als Aufforstungsflächen vorgesehen seien. Bereits im Kommunengespräch zur Neu-

aufstellung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans beim 

Regionalverband FrankfurtRheinMain im Mai 2019 sei die Erweiterung des Gewerbe-

gebietes thematisiert worden. Nach einer ersten Einschätzung, sei der Erweiterung in 

dem bereits in Planung befindlichen Osten des Gewerbegebietes auf vorbelasteten 

Flächen der Vorzug gegenüber anderweitigen Alternativen zu geben. 
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IV. Kreisausschuss des Landkreises Groß-Gerau 

Der Stellungnahme des Landkreises Groß-Gerau liegen die Einschätzungen der Fach-

bereiche/Fachdienste Regionalentwicklung und Mobilität, Untere Naturschutzbehörde, 

Untere Wasserbehörde, Gefahrenabwehr, Immissionsschutz, Bauaufsicht und Wirt-

schaftsförderung zugrunde. 

Aus Sicht des Fachdienstes Regionalentwicklung und Mobilität sollten Ausgleichsmaß-

nahmen für Tierarten, die durch den Eingriff ihren Lebensraum verlieren, zwingend 

umgesetzt werden. Hinsichtlich der Bereiche Radverkehr und Straßenverkehr beste-

hen keine Anmerkungen.  

Von Seiten der Unteren Naturschutzbehörde bestehen folgende Anmerkungen: Vor 

dem Hintergrund des stetig wachsenden Flächendrucks, vor allem im Ballungsraum 

Frankfurt/Rhein-Main, des Ziels von einer Flächenversiegelung von 30 ha/Tag bezo-

gen auf die gesamte Bundesrepublik bis zum Jahr 2030 und vor dem Hintergrund der 

Leerstände in bereits bestehenden Gebieten im Kreis Groß-Gerau, sieht die Untere 

Naturschutzbehörde die Zulassung der beantragten Abweichung kritisch. Es sollte zu-

nächst geprüft werden, ob die Ansiedlung von neuen Firmen bzw. das Ausweisen von 

neuen Firmengeländen auch auf bereits bestehenden Flächen in der Region umsetz-

bar sei. Es wird darauf hingewiesen, dass die Nutzung von leerstehenden Gebäuden 

bzw. Grundstücken innerhalb von bereits ausgewiesenen Gewerbegebieten der Neu-

ausweisung von weiteren Flächen für Gewerbe vorzuziehen sei. 

Weiterhin wird die Auffassung vertreten, dass die als Vorranggebiet Regionaler Grün-

zug und Vorranggebiet für Natur und Landschaft ausgewiesenen Flächen im Regio-

nalplan flächengleich auszugleichen seien. 

Die Untere Wasserbehörde hat folgende Anmerkungen:  

In den Antragsunterlagen würden die Aspekte Wasser und Lokalklima generell wenig 

berücksichtigt. Im bestehenden westlich liegenden Gewerbegebiet Mörfelden-Ost 

werde Niederschlagswasser über ein Trennsystem gesammelt und dem Tränkweiher 

(offenes Gewässer mit Grundwasseranschluss) bzw. dem Wurzelbach zugeleitet. Die 

bisher als Brache anstehende, anthropogen veränderte Fläche von ca. 12 ha solle laut 

Antragsunterlagen zu ca. 80% (geschätzt) bebaut und versiegelt werden. Auf der zu 

versiegelnden Fläche fielen im Jahr ca. 100.000 m³ Niederschlagswasser an, die bis-

lang versickern und/o-der verdunsten. 
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Der Niederschlag trage somit beträchtlich zur Grundwasserneubildung in den nahe 

liegenden Trinkwasserschutzgebieten (WW Walldorf, WW Gerauer Land) bei. Des 

Weiteren wirke die offene, verdunstungsfähige Fläche dämpfend bezüglich Tempera-

turextremen. Die geplante Gebietsentwicklung könne potentiell eine Verschlechterung 

der Wasserbilanz und des lokalen Mikroklimas mit sich bringen. 

Die geplante Erweiterung des Gewerbegebiets sei daher so zu gestalten, dass die o.a. 

Wirkungen (Grundwasserneubildung und Klimaeinfluss) weitestgehend erhalten blei-

ben. Dies umfasse: 

 Niederschlagswasserabfluss flächig minimieren (Gründächer errichten),  

 abfließendes Niederschlagswasser örtlich nach Verunreinigungsstufen trennen 

(Dachflächen, nicht befahrene Wege, Straßen, LKW-Plätze),  

 Niederschlagswasser möglichst vor Ort versickern (ggf. nach entsprechender 

Vorbehandlung); hierzu sind ausreichend große Flächen bereitzustellen,  

 Niederschlagswasser möglichst vor Ort nutzen (Bewässerung, Brauchwasser); 

hierzu sind ausreichend große Speichervolumina (Teiche, Zisternen, Baumrigo-

len) bereitzustellen.  

Die Strukturen für die Versickerung seien in die öffentlich nutzbaren Grünflächen ein-

zubinden. Die Versickerung sei nach § 8 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) er-

laubnispflichtig. 

Der Fachdienst Wirtschaftsförderung hat folgende Anmerkungen: Die Wirtschaftsför-

derung des Kreises Groß-Gerau befürwortet die Erweiterung des Gewerbegebietes 

Mörfelden-Ost. Bereits 2019 habe das Gewerbeflächen- Monitoring des Kreises ge-

zeigt, dass es insgesamt einen Mangel an freien Gewerbeflächen im Kreis Groß-Gerau 

gebe, und dass die wenigen vorhanden Gewerbebrachen nur geringes Entwicklungs-

potential böten. Seitdem habe sich der Gewerbeflächenmangel im Kreis Groß-Gerau 

nochmals verschärft. Standortanfragen von Investoren und Unternehmen sowie Erwei-

terungswünsche des Bestandgewerbes könnten nur in wenigen Fällen bedient wer-

den. Auch in Mörfelden-Walldorf befänden sich aktuell weder weitere Planungsflächen 

noch Innenentwicklungspotenziale für Gewerbe. Ebenso seien keine größeren Gewer-

bebrachen bekannt. 
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Das Gewerbegebiet Mörfelden-Ost sei mit ca. 80 Hektar nach dem Opelwerk in Rüs-

selsheim das zweitgrößte Gewerbegebiet im Kreis Groß-Gerau. Hier befänden sich 

zahlreiche Unternehmen aus unterschiedlichen Branchen. Aufgrund der hervorragen-

den Lage in der Metropolregion und der verkehrlichen Erschließung über die nahege-

legenen Autobahnen sei die Nachfrage nach Gewerbeflächen an diesem Standort sehr 

hoch und die Wirtschaftsförderung des Kreises bewertet die Ausweitung des Gebietes 

als bedarfsgerecht. 

Die geplante Nutzungsmischung mit Flächen für kleine und mittelständische Unterneh-

men aus der Region, Start-Up Unternehmen etc. mit Gewerbepark im Norden für klein-

teilige Gewerbeeinheiten inklusive Büroeinheiten sowie größere Flächenzuschnitte für 

den Bereich Produktion sei zu begrüßen, da sie sich mit den Bedarfen der eingehen-

den Standortanfragen deckt.  

Die beschriebenen Planungsziele, wie die Festsetzungen zu ressourcenschonender, 

nachhaltiger Bebauung, Verbindung und Ausbau der Fuß- und Radwege, Einrichtun-

gen zur Ladeinfrastruktur für Elektromobilität, Dachbegrünung, PV-Anlagen auf den 

Dächern, Fassadenbegrünung, klimarelevante bauliche Maßnahmen wie Nutzung re-

generativer Energien, Prüfung eines Anschlusszwangs an eventuelles Nahwärmenetz 

etc., werden von der Wirtschaftsförderung des Kreises als Teil einer nachhaltigen Ge-

werbeflächenentwicklung unterstützt. Der angedachte Ausschluss ungewünschter ge-

werblicher Entwicklungen sei im Sinne einer Ansiedlungssteuerung und eines aktiven 

Gebietsmanagements ebenfalls zu begrüßen. 

V. Weitere Beteiligte 

Die am Verfahren beteiligte Kommune Langen, HessenMobil, die Dezernat IV/Wi 44 – 

Bergaufsicht, Dezernat IV/DA 41.2-Oberflächengewässer –sowie I 18 – Kampfmittel-

räumdienst – haben keine Bedenken geäußert oder keine Stellungnahme abgegeben. 
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D. Rechtliche Würdigung 

I. Erforderlichkeit der Abweichung 

 Verstoß gegen Ziel Z3.4-2 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-

chennutzungsplans 2010 – Vorranggebiet Regionaler Grünzug 

Mit der beabsichtigten Umsetzung der Erweiterung des Gewerbegebietes Ost wird von 

den Zielen des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 

abgewichen. Betroffen ist ein Vorranggebiet Regionaler Grünzug. Die Planung ver-

stößt daher gegen Ziel Z4.3-2 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennut-

zungsplans 2010. Dieses Ziel lautet. 

„Die Funktion der Regionalen Grünzüge darf durch andere Nutzungen nicht 

beeinträchtigt werden. Planungen und Vorhaben, die zu einer Zersiedlung, 

einer Beeinträchtigung der Gliederung von Siedlungsgebieten, des Wasser-

haushaltes oder der Freiraumerholung bzw. der Veränderung der klimati-

schen Verhältnisse führen können, sind in den Regionalen Grünzügen nicht 

zulässig. Hierzu zählen neben Wohnungsbau- und gewerblicher Nutzung 

auch Sport- und Freizeiteinrichtungen mit einem hohen Anteil baulicher An-

lagen, Verkehrsanlagen sowie andere Infrastrukturmaßnahmen. Im Vor-

ranggebiet Regionaler Grünzug hat jede weitere Siedlungstätigkeit zu un-

terbleiben.“ 

Für die Zulassung von Abweichungen regelt Ziel Z4.3-3 darüber hinaus: 

„Abweichungen sind nur aus Gründen des öffentlichen Wohls und unter der 

Voraussetzung zulässig, dass gleichzeitig im selben Naturraum Kompensa-

tionsflächen gleicher Größe, Qualität und vergleichbarer Funktion dem Vor-

ranggebiet Regionaler Grünzug zugeordnet werden. 

 Verstoß gegen Ziel Z4.5-3 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-

chennutzungsplans – Vorranggebiet für Natur und Landschaft 

Zudem widerspricht die Inanspruchnahme der Fläche für gewerbliche Nutzungen dem 

Ziel Z4.5-3 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010. 

Dieses Ziel lautet: 
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„In den Vorranggebieten für Natur und Landschaft haben die Ziele des Na-

turschutzes und Maßnahmen, die dem Aufbau, der Entwicklung und Gestal-

tung eines regionalen Biotopverbundsystems dienen, Vorrang vor entge-

genstehenden oder beeinträchtigenden Nutzungsansprüchen. Nutzungen, 

die mit diesen Zielen in Einklang stehen, sind zulässig.“ 

 Ziel Z3.4.2-4 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-

plans – Vorranggebiete Industrie und Gewerbe 

Darüber hinaus widerspricht die Planung – formal – dem Ziel Z3.4.2-4 des Regional-

plans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010. Dieses Ziel lautet: 

„Die bauleitplanerische Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten 

hat innerhalb der in der Karte dargestellten „Vorranggebiete Industrie und 

Gewerbe, Bestand und Planung“ stattzufinden.“ 

Allerdings kommt diesem Zielverstoß keine eigenständige Bedeutung zu. Maßgeblich 

ist, dass ein Raum in Anspruch genommen wird, der nach den getroffenen Festlegun-

gen dem Regionalen Grünzug sowie einem Vorranggebiet für Natur und Landschaft 

zugewiesen ist. Wenn und soweit – wie vorliegend – die Voraussetzungen für die Zu-

lassung einer Abweichung von diesen Zielen vorliegen und die Zulassung der Abwei-

chung zweckmäßig ist, sind eigenständige Gründe, die Planung eines Gewerbegebiets 

außerhalb eines festgelegten Vorranggebiets Industrie und Gewerbe nicht zuzulassen. 

 Verstoß gegen Z3.4.2-7 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächen-

nutzungsplans 2010 – Überschreitung der Tabellenwerte 

Die Stadt Mörfelden-Waldorf wird nach Inkrafttreten der vorliegenden Planung Misch-

gebiete in einem Umfang von 1ha sowie Gewerbegebiete in einem Umfang von 18ha 

in Bebauungsplänen festgesetzt haben. Da das Mischgebiet im Rahmen des Ziels 

Z3.4.2-7 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 nur 

zur Hälfte auf den Tabellenwert angerechnet wird, überschreitet die Antragstellerin den 

Tabellenwert um 6,5ha. Das vorgenannte Ziel hat folgenden Wortlaut: 

„Bei der Inanspruchnahme von Flächen für die gewerbliche Nutzung dürfen 

die den Städten und Gemeinden einschließlich der Reserven in Bebauungs-

plänen zur Verfügung stehenden Flächen (s. Tabelle 3) nicht überschritten 

werden. 
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Die in Tabelle 3 angegebenen Werte im Bereich des RegFNP beinhalten 

die kartenmäßig dargestellten gewerblichen Bauflächen zu 100% und die 

gemischten Bauflächen zu 50%.“ 

II. Vorliegen der Voraussetzungen für die Zulassung einer Abweichung  

Gemäß § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG kann eine Abweichung von Zielen des Regionalplans 

Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans (2010) zugelassen werden, wenn sie 

unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist (dazu 1.) und die Grundzüge 

der Planung nicht berührt werden (dazu 2.). Dies ist vorliegend der Fall. Die Ausübung 

pflichtgemäßen Ermessens durch die Regionalversammlung Südhessen ergab, dass 

die Zulassung der Abweichung von den in Rede stehenden Zielen zweckmäßig ist 

(dazu 3.) 

 Vertretbarkeit unter raumordnerischen Gesichtspunkten 

Die Abweichung wäre unter raumordnerischen Gesichtspunkten nicht vertretbar, wenn 

alle im Verfahren vorgebrachten und zu würdigenden Aspekte bereits bei der Aufstel-

lung des Regionalplans Südhessen/Regionaler Flächennutzungsplan 2010 in vollem 

Umfang bekannt gewesen wären und sich die Regionalversammlung im Rahmen der 

Abwägung bewusst für eine andere planerische Regelung entschieden hätte. Als 

raumordnerisch vertretbar kann nur eine Lösung angesehen werden, die auch als zu-

lässiges Ergebnis eines förmlichen Verfahrens zur Aufstellung oder Änderung des Re-

gionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 erreichbar gewesen 

wäre. 

Die Festlegung eines Vorranggebiets Regionaler Grünzug sowie eines Vorranggebiets 

für Natur und Landschaft basiert vorliegend in erster Linie auf der – tatsächlich nicht 

eingetretenen – Erwartung, dass sich der Bereich des ausgekiesten und anschließend 

wiederverfüllten Bereichs aus naturschutzfachlicher Sicht weit positiver entwickeln 

würde. Dies bestätigt die Bewertung der oberen Naturschutzbehörde (siehe oben, 

C.I.2, Seite 23). Da die Festlegung von Vorranggebieten für Natur und Landschaft 

maßgeblich von der naturschutzfachlichen Bewertung eines Raums abhängt, sind 

keine Gründe ersichtlich, die einer Festlegung eines Vorranggebiets Industrie und Ge-

werbe im Rahmen einer Änderung oder Neuaufstellung des Regionalplans Südhes-

sen/Regionalen Flächennutzungsplans entgegenstünden. Auch die Bedeutung des 

Raums als Element der Freiraumsteuerung ist vorliegend begrenzt. 
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 Grundzüge der Planung nicht berührt 

Die Zulassung der beantragten Abweichung berührt auch nicht die Grundzüge der Pla-

nung im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG. Ob eine Abweichung die Grundzüge berührt 

oder von geringem Gewicht ist, beurteilt sich nach dem im Plan ausgedrückten plane-

rischen Wollen. In Bezug auf dieses Wollen darf der Abweichung vom Planinhalt keine 

derartige Bedeutung zukommen, dass das „Grundgerüst“, also das dem Plan zugrun-

deliegende Planungskonzept, in beachtlicher Weise beeinträchtigt wird. Die Abwei-

chung muss also – soll sie mit den Grundzügen der Planung vereinbar sein – durch 

das planerische Wollen gedeckt sein. Mit anderen Worten müsste die Abweichung im 

Rahmen dessen liegen, was der Plangeber bei Kenntnis des Grundes der Abweichung 

gewollt hat oder gewollt hätte. 

Es kann vorliegend dahinstehen, ob – wofür einiges spricht – ein Grundzug der Pla-

nung darin zu sehen ist, dass Vorranggebiete für Natur und Landschaft stets dann 

ausgewiesen wurden, wenn ein Raum durch eine naturschutzrechtliche Kategorie (Na-

turschutzgebiet, Natura 2000- Gebiet, …) einem besonderen Schutz unterliegt. Denn 

in Ermangelung einer entsprechenden Unterschutzstellung des Gebiets der Erweite-

rung des Gewerbegebiets Mörfelden-Ost wäre ein entsprechender Grundzug vorlie-

gend jedenfalls nicht im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG berührt. 

Die Festlegung von Vorranggebieten Regionaler Grünzug erfolgte stets im Rahmen 

einer Einzelfallabwägung zwischen dem Freiraumschutz einerseits und entgegenste-

henden (insbesondere kommunaler) Nutzungsvorstellungen, sodass bereits deshalb 

ausgeschlossen ist, dass die durch Abweichung von diesem Ziel ein Grundzug der 

Planung berührt ist. 

 Ausübung planerischen Ermessens 

Die Stadt Mörfelden-Walldorf hat schlüssig dargelegt, dass die Zielabweichung zweck-

mäßig und somit zulässig ist. Mit der Planung leistet die Stadt Mörfelden-Waldorf einen 

wertvollen Beitrag zur Schaffung dringend benötigter Gewerbeflächen. Das von der 

Stadt projektierte Gewerbegebiet stellt eine moderne und nachhaltige Entwicklung ei-

nes bereits anthropogen vorgeprägten Bereichs dar. 
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Das Angebot unterschiedlicher Grundstücks- und Hallengrößen, deren flexible Gestal-

tung durch die vorgesehene Modulbauweise, die hervorragende Anbindung an das 

(über-)regionale Straßennetz, sowie die Einbeziehung zeitgemäßer Mittel des Städte-

baus (Fassaden- und Dachbegrünung, Nutzung der Solarenergie, Ausbau und Ver-

besserung der Rad- und Fußverkehrsanbindung mit Anschluss an den an das Gebiet 

anschließenden Freiraum, …) sprechen ebenfalls für sich und werden auch vom Re-

gionalverband FrankfurtRheinMain, der Industrie- und Handelskammer Darmstadt 

Rhein/Main-Neckar sowie der Wirtschaftsförderung des Landkreises Groß-Gerau po-

sitiv hervorgehoben. Weder von Seiten der oberen Naturschutzbehörde noch von Sei-

ten der für den Freiraum zuständigen oberen Landesplanungsbehörde werden Beden-

ken gegen die Erweiterung des Gewerbegebiets Mörfelden-Ost vorgebracht. Hervor-

zuheben ist zudem, dass der betroffene Raum für eine landwirtschaftliche Nutzung 

kaum Bedeutung hat, was die zahlreichen brachliegenden Flächen im Plangebiet be-

legen. Nach den Antragsunterlagen, die Bestandteil der vorliegenden Entscheidung 

sind, wird die Stadt Mörfelden-Waldorf den von der unteren Naturschutzbehörde vor-

gebrachten Bedenken – insbesondere hinsichtlich einer Verminderung der Grundwas-

serneubildung – im weiteren Bauleitplanverfahren Rechnung tragen. Dass es maßgeb-

liche Leerstände in der Region gibt, wird weder von der Industrie- und Handelskam-

mer, noch vom Regionalverband FrankfurtRheinMain bestätigt. Im Gegenteil wird von 

beiden Trägern öffentlicher Belange ein Mangel an geeigneten Gewerbeflächen be-

klagt. Die Stadt hat zudem plausibel und nachvollziehbar dargelegt, dass alternative 

Entwicklungsmöglichkeiten, die mit geringeren Betroffenheiten von Zielen der Raum-

ordnung verbunden wären, nicht gegeben sind. 

Die Voraussetzungen des Ziels Z4.3-3 des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-

chennutzungsplans 2010 für die Zulassung einer Abweichung liegen ebenfalls vor. Der 

in Anspruch genommene Regionale Grünzug wird – abgestimmt mit dem Dezernat 

III 31.1 – Regionalplanung, Geschäftsstelle der Regionalversammlung – in gleicher 

Größe und Qualität durch Festlegung des in Teil F. dargestellten Bereichs im neu auf-

zustellenden Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan kompen-

siert. Jedenfalls in der von der Stadt Mörfelden-Waldorf geplanten Form dient die Er-

weiterung des Gewerbegebiets Mörfelden-Ost auch dem öffentlichen Wohl: dringend 

benötigte Gewerbeflächen, gerade auch in unmittelbarer Nähe zum Flughafen Frank-

furt Main, werden in verkehrlich hervorragend erschlossener Lage in einem bereits 

anthropogen geprägten Raum geschaffen. 
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E. Hinweis 

Gem. § 8 Abs. 4 Satz 1 HLPG kann die Entscheidung der Regionalversammlung, eine 

Zielabweichung zuzulassen oder zu versagen, innerhalb von drei Monaten nach der 

Entscheidung der Regionalversammlung durch die obere Landesplanungsbehörde mit 

Zustimmung der obersten Landesplanungsbehörde ersetzt werden, wenn dies rechts- 

oder fachaufsichtlich geboten erscheint. 

Darmstadt im Juni 2023 

Markus Langsdorf 

Barbara Heß 

RPDA - Dez. III 31.2-93d 52.07/2-2023 

Tel.: 5693 

Tel.: 8930 
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F. Raum, für den die Abweichung zugelassen wird sowie Kompensation des 

Regionalen Grünzugs 

I. Raum, für den die Abweichung zugelassen wird 

 

II. Raum für die Kompensation des Regionalen Grünzugs 

 

Abbildung 9: Raum, in welchem die Inanspruchnahme des Regionalen Grünzugs kompensiert 

wird 
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Drucksache für die Regionalversammlung Südhessen Nr.: X / 59.2 
 26. Mai 2023 
 
 

Az.: III 31.1 - 93 b 10/01 Anlagen:  - 1 - 

Sitzungstag(e): 
7. Juli 2023 - Haupt- und Planungsausschuss 

  

 
 
Abschluss des Planänderungsverfahrens für die 1. Änderung des Regionalplans 
Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof 
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
den folgenden Beschluss empfehle ich Ihnen: 
 
Der Abschluss des Planänderungsverfahrens nach Baugesetzbuch (BauGB) für die 
beiliegende Planung (Beschluss Nr. V-104 i.V. mit Drucksachen-Nr. V-2023-18) wird 
zur Kenntnis genommen. 
 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. Lindscheid 
Regierungspräsidentin 
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hier: Durchführung von Planänderungen nach Baugesetzbuch 

 

Sehr geehrter Herr Hennig, 

 

die Verbandskammer des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain hat in ihrer Sitzung 

am 17. Mai 2023 nachfolgenden Beschluss zum abschließenden Beschluss einer 

Planänderung des Regionalplanes Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplanes 

2010 gefasst: 

1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 
2010 für die Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof 
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße 
Beschluss Nr. V-104 i.V. mit Drucksache Nr. V-2023-18 

Wir bitten diesen Beschluss dem Haupt- und Planungsausschuss der 

Regionalversammlung Südhessen zur Kenntnis vorzulegen. Im Anschluss an die 

Kenntnisnahme wird dieses Änderungsverfahren der Genehmigungsbehörde 

vorgelegt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

 

Dr. Arnd Bauer 

Bereichsleiter RegFNP-Änderungsverfahren und Stellungnahmen 

 

Anlagen:  

Beschluss Nr. V-104 i.V. mit Drucksache Nr. V-2023-18 

Regionalverband FrankfurtRheinMain 
Postfach 11 19 41, 60054 Frankfurt am Main 

 
 

Regierungspräsidium Darmstadt 
Herr Hennig 
Dez. III 31.1 Regionalplanung 
 
64278 Darmstadt  

Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennutzungsplan 2010 

Der Regionalvorstand 
 

Ihr Zeichen:  
Ihre Nachricht:  
Unser Zeichen:  
 

Ansprechpartner: Dr. Arnd Bauer 
Bereichsleiter RegFNP-Änderungen STN zu 
BPlänen 
Telefon: +49 69 2577-1541 
Telefax:  +49 69 2577-1547 
bauer@region-frankfurt.de 

23. Mai 2023 





Beschluss Nr. V-104

aus der 10. Sitzung 
der Verbandskammer 
am Mittwoch, 17.05.2023 

9. 1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen 
Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof 
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße 
hier: abschließender Beschluss 

V-2023-18

Beschluss: 

1. Die zur öffentlichen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen werden wie aus 
den vorgelegten Anlagen ersichtlich behandelt. 

2. Die 1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen 
Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Steinbach (Taunus), Gebiet A: 
Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof, Gebiet B: Westlich der Königsteiner 
Straße wird somit aufgrund §§ 2 Abs. 1 und 205 BauGB in Verbindung mit § 8 
Abs. 1 des Gesetzes über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main (MetropolG) 
abschließend beschlossen. Die Begründung ist beigefügt. 

3. Der Regionalvorstand wird beauftragt, 
- die Einwender sowie die betroffenen verbandsangehörigen Städte und 

Gemeinden von dem Beschluss zu unterrichten, 
- den abschließenden Beschluss der Regionalversammlung Südhessen zur 

Kenntnis vorzulegen, 
- die Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen 

Flächennutzungsplan 2010 mit Legende und Begründung der 
Genehmigungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen, 

- die Genehmigung im Staatsanzeiger für das Land Hessen bekannt zu 
machen. 

Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 

Für die Richtigkeit: 

Esther Stegmann 
Schriftführerin 





Drucksache Nr. V-2023-18 

Dezernat I 

Abteilung Planung   

1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 für die 
Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof  
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße 

hier: Abschließender Beschluss

Vorg.:  Beschluss Nr. ohne des Regionalvorstandes vom 06.07.2022 
Beschluss Nr. V-69 der Verbandskammer vom 06.07.2022 
zu DS V-2022-40 (Aufstellungsbeschluss) 
Beschluss Nr. V-86 des Regionalvorstands vom 10.11.2022 
Beschluss Nr. V-83 der Verbandskammer vom 14.12.2022 
zu DS V-2022-59 (Auslegungsbeschluss) 

I. Antrag

Die Verbandskammer möge beschließen: 

1. Die zur öffentlichen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen werden wie aus 
den Anlagen ersichtlich behandelt.

2. Die 1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen 
Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Steinbach (Taunus), Gebiet A: 
Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof, Gebiet B: Westlich der Königsteiner 
Straße wird somit aufgrund §§ 2 Abs. 1 und 205 BauGB in Verbindung mit 
§ 8 Abs. 1 des Gesetzes über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main 
(MetropolG) abschließend beschlossen. Die Begründung ist beigefügt.

3. Der Regionalvorstand wird beauftragt,
- die Einwender sowie die betroffenen verbandsangehörigen Städte und 

Gemeinden von dem Beschluss zu unterrichten,
- den abschließenden Beschluss der Regionalversammlung Südhessen zur 

Kenntnis vorzulegen, 
- die Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen 

Flächennutzungsplan 2010 mit Legende und Begründung der 
Genehmigungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen,

- die Genehmigung im Staatsanzeiger für das Land Hessen bekannt zu 
machen. 

Betr.: 
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II. Erläuterung der Beteiligungssituation 

Die öffentliche Auslegung wurde am 26.12.2022 im Staatsanzeiger für das Land Hessen Nr. 
52/22 bekannt gemacht. Sie fand vom 04.01.2023 bis 03.02.2023 statt. Nach § 3 Abs. 1 des 
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren 
während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) wurde die 
öffentliche Auslegung durch die Veröffentlichung im Internet ersetzt. Zusätzlich wurden 
gemäß § 3 Abs. 2 PlanSiG die genannten Entwürfe und Unterlagen in der Geschäftsstelle 
des Regionalverbandes öffentlich ausgelegt. 
Die benachbarten Kommunen und die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
wurden mit Schreiben vom 02.01.2023 beteiligt.  

1) Die betroffene Stadt Steinbach (Taunus)  hat sich nicht geäußert. 

Von den benachbarten Kommunen, mit denen die Änderung abgestimmt wurde, 

haben sich nicht geäußert: 

Magistrat der Stadt Frankfurt, Stadtplanungsamt 61.31 
Magistrat der Stadt Kronberg im Taunus 

haben keine für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials 
zweckdienlichen Informationen mitgeteilt: 

Magistrat der Stadt Eschborn, Fachbereich Planen und Bauen 

haben Stellungnahmen abgegeben: 

Magistrat der Stadt Oberursel Taunus, Geschäftsbereich Stadtentwicklung 
Bauleitplanung 

2) Von den beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange  

haben sich nicht geäußert: 

Bischöfliches Ordinariat Limburg, Dez. Finanzen, Verwaltung und Bau 
Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen (BVNH) e.V. 
Bund Freikirchliche Gemeinden, Landesverband Hessen-Siegerland 
BUND Landesverband Hessen e.V. 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Sparte Portfoliomanagement 
Bundeseisenbahnvermögen, Dienststelle West 
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband 
Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken 
Evangelische Kirche in Hessen und Nassau, Kirchenverwaltung 
Fraport AG, Rechtsangelegenheiten und Verträge 
Handelsverband Hessen e.V. 
Hessenenergie GmbH 
HessenForst, Forstamt Königstein 
Hessische Diözese der Selbständigen Evang- Luth. Kirche 
Hessischer Industrie- und Handelskammertag (HIHK) e.V. 
HGON Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V. 
IHK Frankfurt am Main 
LAG der Hessischen Frauenbüros, Frauenbeauftragte (HGlG) 
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Landesamt für Denkmalpflege Hessen 
Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen, Niederlassung Rhein-Main 
Landessportbund Hessen e.V., GB Sportinfrastruktur 
Landeswohlfahrtsverband Hessen, Hauptverwaltung 
Landrat des Hochtaunuskreises 
LJV Landesjagdverband Hessen e.V. 
NABU Landesverband Hessen 
Polizeipräsidium Westhessen, Abteilung Einsatz E13 
Polizeipräsidium Westhessen, Polizeidirektion Main-Taunus 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Hessen e.V. 
TÜV Technische Überwachung Hessen GmbH 
Verband Hessischer Fischer e.V., Referat Naturschutz 
Verkehrsverband Hochtaunus 
Wanderverband Hessen e.V. 
Wasserverband Kinzig 

haben keine für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials 
zweckdienlichen Informationen mitgeteilt: 

Amprion GmbH 
Amt für Bodenmanagement Limburg a. d. Lahn 
Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung, Referat ST / Anlagenschutz 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz, und Dienstleistungen der Bundeswehr 
Deutscher Wetterdienst, Abteilung Finanzen und Service 
Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung West 
Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main 
Kreisausschuss des Hochtaunuskreises, Fachbereich Umwelt, Naturschutz und 
Bauleitplanung 
Landesverband der Jüdischen Gemeinden in Hessen, Körperschaft des öffentlichen 
Rechts 
RMV Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH 
TenneT TSO GmbH 
traffiQ, Lokale Nahverkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH 
Zweckverband Naturpark Taunus 

haben Stellungnahmen abgegeben: 

Deutsche Bahn AG, DB Immobilien 
Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Südwest PTI 34 
Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement 
Hessenwasser GmbH & Co. KG 
NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH, Projektkoordination (N2-WN3) 
PLEdoc GmbH, Netzverwaltung/Fremdplanungsbearbeitung 
Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat III 31.2 

3) Von Bürgern bzw. Privaten wurde - wie aus den Anlagen ersichtlich - ebenfalls eine 
Stellungnahme vorgebracht. 

Wenn im Verfahren Beteiligte sich nicht geäußert haben, kann davon ausgegangen werden, 
dass die von diesen Beteiligten wahrzunehmenden Belange durch die Änderung des Regio-
nalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 nicht berührt werden. 

Alle Stellungnahmen werden - wie aus den Anlagen ersichtlich - gewürdigt und behandelt.
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III. Erläuterung und Begründung des Beschlusses 

Da die Verfahrensbeteiligung keine Stellungnahmen erbracht hat, die nach Abwägung aller 
gegenwärtig bekannten Gesichtspunkte eine Änderung der Planung erfordert hätten, kann die 
Flächennutzungsplanänderung abschließend beschlossen werden. 
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1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 
2010 für die Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof  
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße

Beschluss über die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) sowie die 
Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB, Behandlung der Stellungnahmen 

Stellungnehmer: Deutsche Telekom Technik GmbH Technik 
Niederlassung Südwest PTI 34 
Gruppe: TöB

STEIN_001_B-03170

Dokument vom: 06.01.2023
Dokument-Nr.: S-07956

Diese BE kommt in 1 Dokument(en) vor.

Stellungnahme: 

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationsanlagen - Hausanschlüsse - der Telekom.  
Die im Planbereich liegenden Telekommunikationslinien der Telekom werden von der Baumaßnahme berührt und 
müssen bei Bedarf gesichert, verändert oder verlegt werden. Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass 
Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. 
B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Es ist 
deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage, der zum Zeitpunkt der 
Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der 
Telekom ist zu beachten.  
Erschließung: Für zukünftige Erweiterung des Telekommunikationsnetzes sind in allen Verkehrswegen geeignete 
und ausreichende Trassen für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. In allen 
Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 
0,2 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. Für den rechtzeitigen Ausbau 
des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen 
Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet 
der Deutschen Telekom Technik so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden.  
Wir machen darauf aufmerksam:  
1. Dass aus wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung des Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in 
unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie einer 
ausreichenden Planungssicherheit möglich ist.  
2. Eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungszonen 
vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau durch den 
Erschließungsträger erfolgt.  
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe 
insbesondere Abschnitt 6, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die 
Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. 

Behandlung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die im beigefügten Lageplan gekennzeichneten Anlagen liegen im Bereich der mittlerweile überwiegend bebauten 
gewerblichen Bauflächen, deren Darstellung im Rahmen des Verfahrens an den realen Bestand angepasst wird.  
Die neu ausgewiesene Gewerbe-Zuwachsfläche ist davon nicht betroffen. Die Hinweise zur Bauausführung sind bei 
der baulichen Entwicklung dieser Flächen zu beachten.  
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Beschluss über die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) sowie die 
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Stellungnehmer: Hessenwasser GmbH & Co. KG  
Gruppe: TöB

STEIN_001_B-03171

Dokument vom: 09.01.2023
Dokument-Nr.: S-07959

Diese BE kommt in 1 Dokument(en) vor.

Stellungnahme: 

Es wird auf die folgende, weiterhin gültige Stellungnahme vom 05.09.2022 im Rahmen der frühzeitigen Behörden- 
und Öffentlichkeitsbeteiligung verwiesen: 

Die Gebiete A und B liegen in der Weiteren Schutzzone (Zone IIIB) des beantragten Wasserschutzgebietes des 
Wasserwerkes Praunheim II der Hessenwasser GmbH & Co. KG. 
Aus Gründen des Grundwasserschutzes sind alle einschlägigen Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und Vorgaben 
des technischen Regelwerkes in der jeweilig gültigen Fassung zu beachten und einzuhalten. 
Bis zur endgültigen Festsetzung gilt dies insbesondere für 
• die Anlage 2 „Arbeitshilfe allgemeine Ver- und Gebote in Wasserschutzgebieten" (S. 37-43) 
des Verfahrenshandbuchs „Festsetzung, Änderung und Aufhebung von Wasser- und Heilquellenschutzgebieten 
sowie Bildung und Überwachung von Wasserschutzgebietskooperationen" des Hessischen Ministeriums für Umwelt, 
Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Stand 26.02.2020 
• das DVGW Arbeitsblatt W 101 „Richtlinien für Trinkwasserschutzgebiete" 

Generell gelten die „Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten" (RiStWag), die 
„Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen" (AwSV 2017), das Arbeitsblatt DWA-A 
138, das Merkblatt DWA-M 153 sowie das Arbeitsblatt DWA-A 142. 

Außerdem sind bei Baumaßnahmen im Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung die jeweils aktuellen 
„Anforderungen zum Gewässerschutz für Arbeiten in Einzugsgebieten von Trinkwassergewinnungsanlagen 
der Hessenwasser GmbH & Co. KG" relevant (Anlage: „Anforderungen zum ..., Stand 01/16"). 

Es wird angeregt, die in den Unterlagen bereits aufgeführten Hinweise zum Wasserschutzgebiet mit den 
vorgenannten Punkten zu ergänzen. 

Behandlung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Umweltbericht wurde bereits unter Punkt 2.3 der Hinweis auf die einzuhaltende Verordnung zum 
Wasserschutzgebiet wie folgt angepasst:  
"Aus Gründen des Grundwasserschutzes sind alle einschlägigen Verordnungen, Erlasse, Richtlinien und Vorgaben 
des technischen Regelwerkes zu Wasserschutzgebieten und Einzugsgebieten von Trinkwassergewinnungsanlagen 
in der jeweilig gültigen Fassung zu beachten und einzuhalten." 

Die konkrete Benennung aller in der Stellungnahme aufgezeigten Vorgaben betrifft nicht die Ebene der 
Flächennutzungsplanung. Die Vorgaben sind im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung, Bauplanung und 
Bauausführung zu beachten. 
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Stellungnehmer: PLEdoc GmbH 
Netzverwaltung/Fremdplanungsbearbeitung 
Gruppe: TöB

STEIN_001_B-03173

Dokument vom: 24.01.2023
Dokument-Nr.: S-08012

Diese BE kommt in 1 Dokument(en) vor.

Stellungnahme: 

Es wird mitgeteilt, dass von PLEdoc verwaltete Versorgungsanlagen mehrerer Eigentümer bzw. Betreiber von der 
geplanten Maßnahme nicht betroffen sind. 
Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen wird den Unterlagen entnommen, 
dass die Kompensationsmaßnahmen erst im weiteren Verfahren festgelegt werden bzw. keine Erwähnung finden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass durch die Festsetzung planexterner Ausgleichsflächen eine Betroffenheit von 
durch die PLEdoc verwalteten Versorgungseinrichtungen nicht auszuschließen ist und um Mitteilung der 
planexternen Flächen bzw. um weitere Beteiligung an diesem Verfahren gebeten. 

Behandlung: 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist im Umweltbericht unter Punkt B 2.2 wie folgt dargelegt: 
"Durch die geplante Gewerbegebietserweiterung (Gebiet A, Fläche1) werden Eingriffe in Natur und Landschaft 
verursacht. Im Westen und Osten des Plangebiets sind Flächen für Maßnahmen festgesetzt, die neben der 
Ortsrandeingrünung und der Bildung von Leitstrukturen für Fledermäuse auch der Versickerung anfallenden 
Niederschlagswassers dienen sollen. Im Plangebiet verbleibt ein Kompensationsdefizit, das durch den Ankauf von 
Ökopunkten durch die Stadt Steinbach (Taunus) ausgeglichen werden soll." 
Die Maßnahmenflächen sind nicht Bestandteil der vorliegenden Änderung, da eine Änderung der RegFNP-
Darstellung für diese nicht erforderlich ist.  
Die konkreten parzellenscharfen Flächenfestsetzungen für Ausgleichsmaßnahme, die mögliche Betroffenheit von 
durch die PLEdoc GmbH verwalteten Versorgungseinrichtungen dadurch und eine weitere Verfahrensbeteiligung 
betrifft das parallele Bebauungsplan-Verfahren.  

Eine weitere Vefahrensbeteiligung ist im Rahmen der RegFNP-Änderung nicht vorgesehen, da diese bereits gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt wurde und die Stellungnahmen nach § 4 Abs. 2 BauGB eingeholt wurden. 
Die Stellungnahmer werden nach Abschluss des Verfahrens über die Behandlung Ihrer Stellungnahme informiert.  
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Stellungnehmer: NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH 
Projektkoordination (N2-WN3) 
Gruppe: TöB

STEIN_001_B-03174

Dokument vom: 25.01.2023
Dokument-Nr.: S-08014

Diese BE kommt in 1 Dokument(en) vor.

Stellungnahme: 

Unsere Stellungnahme vom 02.09.2022 sowie die getätigte Stellungnahme im Rahmen des Parallelverfahren BP 
„Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof“, 1. Erweiterung der Stadt Steinbach (Taunus) behalten weiterhin 
Bestand.  
Hinweis: Die Gas-Hochdruckleitung im Planbereich 1 wurde im Jahr 2022 erneuert. Es sind hier keine weiteren 
Maßnahmen erforderlich.  
Voraussetzung für die Planungen von Grünflächen bildet die aktuelle Version des DVGW-Arbeitsblattes GW 125 
„Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen“.  
Des Weiteren bitten wir darauf zu achten, dass sowohl bei Veräußerung sowie bei Umwidmung von 
Grundstücksflächen eine dingliche Sicherung aller Mainova-Trassen erforderlich wird. Für alle Baumaßnahmen ist 
die NRM – Norm „Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen, Armaturen, Mess-, Signal- und Steuerkabel der 
Mainova“ einzuhalten.  

In der Stellungnahme vom 02.09.2022 wurde ebenfalls auf die im Parallelverfahren zum Bebauungsplan geäußerten 
und zu berücksichtigenden Anmerkungen, Hinweise und Auflagen verwiesen sowie auf derzeit im Gebiet A 
stattfindende Umlegungsmaßnahme und auf die o.g. Voraussetzungen und zu berücksichtigende 
Vorgaben.Außerdem wird um Berücksichtigung der bereits initiierten Umlegung der Gas-Hochdruckleitung gebeten.  
Die Anmerkungen, Hinweise und Auflagen zum o.g. Bebauungsplan beziehen sich auf im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans bereits vorhandene Hausanschlüsse und Versorgungsleitungen (Erdgas), deren Überbauung nicht 
zulässig ist und deren Bestand und Betrieb zu gewährleisten sind und auf das Erfordernis, sämtliche Arbeiten im 
Bereich der Leitung und deren Schutzstreifen sowie eventuelle Umleitungen im Vorfeld mit der NRM abzustimmen 
und anzumelden.  

Behandlung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Hinweise betreffen nicht die Ebene der regionalen Flächennutzungsplanung. Sie sind im Rahmen der 
verbindlichen Bauleitplanung, Bauplanung, Bauausführung und bei der Umsetzung konkreter Maßnahmen zu 
beachten. 

Der Verlauf der im Änderungsgebiet liegenden Gashochdruckleitung ist im RPS/RegFNP 2010 nicht parzellenscharf 
dargestellt. Gemäß Bebauungsplan verläuft diese geringfügig davon abweichend im Bereich der 
Erschließungsstraßen. Eine Anpassung ist maßstabsbedingt nicht erforderlich.  



Seite 1 von 1 

1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 
2010 für die Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof  
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße
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Stellungnehmer: Regierungspräsidium Darmstadt Dezernat III 31.2 
Gruppe: TöB

STEIN_001_B-03175

Dokument vom: 26.01.2023
Dokument-Nr.: S-08016

Diese BE kommt in 1 Dokument(en) vor.

Stellungnahme: 

Gegen die geringe neue Flächeninanspruchnahme von unter 1,1 ha im Gebiet A, die durch die Rückgabe an die 
Landwirtschaft im Gebiet B kompensiert wird, bestehen regionalplanerisch keine Bedenken.  

Abteilung Naturschutz: Es bestehen keine Bedenken. Da die Fläche 1 aufgrund mangelnder Strukturen 
(Sträucher, Bäume) artenarm ist und lediglich als Nahrungshabitat, nicht als Brutplatz dient und die nördlich 
liegenden Kleingärten als potenzielle Nahrungs-und Bruthabitate erhalten bleiben, können artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG mit hinreichender Wahrscheinlichkeit vermieden werden.  

Grundwasser: Das Plangebiet liegt in der Schutzzone IIIB des im Festsetzungsverfahren befindlichen 
Trinkwasserschutzgebietes (WGS-ID: 412-005) für die Gewinnungsanlage Pumpwerk Praunheim III der 
Hessenwasser GmbH & Co. KG.  

Wasserversorgung – Bedarfsermittlung und Deckungsnachweise: Die Bauleitplanung muss 
wasserwirtschaftliche Belange angemessen berücksichtigen. Gewährleistet werden müssen eine qualitativ und 
quantitativ ausreichende Wasserversorgung und ein ausreichender Schutz des Grundwassers. Die planaufstellende 
Kommune hat in eigener Verantwortung sicherzustellen, dass die Versorgungssicherheit der öffentlichen 
Wasserversorgung dauerhaft für die künftige Bebauung im Rahmen der bestehenden wasserrechtlichen 
Zulassungen gewährleistet ist und eine ausreichende Löschwassermenge bereitgestellt werden kann. 

Hinsichtlich Bodenschutz, Oberflächengewässer, Abwasser, Anlagenbezogener Gewässerschutz, 
Abfallwirtschaft, Immissionsschutz, Bergaufsicht werden keine Bedenken vorgebracht. 

Seitens der Bergaufsicht wird auf Folgendes hingewiesen: Aktuelle Betriebe/Konzessionen: In Teilfläche 2 von 
Gebiet A befindet sich der aktuell un-ter Bergaufsicht stehende Erdwärme-Gewinnungsbetrieb „Marc Schrott“ mit 
einem Teil seines Bewilligungsfeldes. Auf Ebene der Regionalplanung ist dies unerheblich, im Rahmen der 
verbindlichen Bauleitplanung ist dieser Sachverhalt jedoch ggfs. zu berücksichtigen. 

Der Kampfmittelräumdienst wurde nicht beteiligt, da von gemeindlicher Seite im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 
keine konkreten Hinweise auf das mögliche Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind.  

Behandlung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Aussagen entsprechen den entsprechenden Darlegungen in Begründung und Umweltbericht.  
Die Hinweise zur ausreichenden Wasserversorgung und zum bestehenden Erdwärme-Gewinnungsbetrieb sind im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung zu berücksichtigen.  
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Stellungnehmer:  
Gruppe: Privat/Einzelperson

STEIN_001_B-03176

Dokument vom: 29.01.2023
Dokument-Nr.: S-08032

Diese BE kommt in 1 Dokument(en) vor.

Stellungnahme: 

Bedenken bestehen zum Gebiet A: Erweiterung Gewerbegebiet im Grünchen/Am Bahnhof 
Begründung: Die Zufahrt der schweren Baufahrzeuge und später der Mitarbeiter erfolgt über die Hauptstraße, Länge 
ca. 2000 m, mit beidseitigem Fußgängerverkehr. Vor ca. 25 Jahren war für die eventuellen Gewerbegebiete eine 
Südumgehung Steinbach geplant, die jedoch nicht verwirklich wurde. Da die Erweiterung nur einen kleinere Fläche 
betrifft und der gesammte Verkehr sowieso schon über die Ortsmitte erfolgt will der Stellungnehmer nur die Situation 
zum Ausdruck bringen. 

Behandlung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die bestehende Verkehrssituation und bisherige Planung einer Südumgehung sind bekannt. Der Fußgängerverkehr 
ist im Bereich des Kreisels, über den die Gewerbegebiete nördlich und südlich der Bahnstraße angefahren werden, 
in Form von getrennten Wegen und Zebrastreifen berücksichtigt.  
Eine Verkehrsentlastung kann ggf. durch Maßnahmen zur Förderung des Fuß- und Radverkehrs und zur verstärkten 
Nutzung des ÖPNV im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung, Bauplanung und von Mobilitätskonzepten erreicht 
werden. 
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Stellungnehmer: Oberursel Taunus Geschäftsbereich 
Stadtentwicklung Bauleitplanung 
Gruppe: Gemeinde

STEIN_001_B-03178

Dokument vom: 30.01.2023
Dokument-Nr.: S-08035

Diese BE kommt in 1 Dokument(en) vor.

Stellungnahme: 

Zu Kapitel A 5 Verkehrsplanerische Aspekte In dem Kapitel wird auf die Verkehrsuntersuchung des 
parallellaufenden Bebauungsplanverfahrens Bezug genommen. In dieser Verkehrsuntersuchung von Heinz + Feier 
GmbH, Stand 2020 wird dargestellt, dass die hier in Rede stehende 1. Erweiterung mit der zusätzlichen 
Gewerbegebietsfläche durch die Ergebnisse der Integrierten Verkehrsuntersuchung zu B-Plänen mit gewerblichen 
Nutzungen im Bereich Bahnhof Oberursel-Weißkirchen/ Steinbach, Stand April 2015 und Ergänzungen von 
19.12.2016 abgedeckt sei, da der 1. und 2. Bauabschnitt mehr zusätzliche Gewerbefläche zulässt.  
Es ist in die Begründung aufzunehmen, dass bei der Entwicklung des 2. Bauabschnitts des Gewerbegebiets die 
Integrierte Verkehrsuntersuchung vom Zentrum für integrierte Verkehrskonzepte vom Dezember 2016 überarbeitet 
und fortgeschrieben wird. Aufgrund von aktualisierten Verkehrszählungen und des Abgleichs mit den Firmen, die 
sich bisher im Gewerbegebiet angesiedelt haben, sind die in der gemeinsamen Integrierten Verkehrsuntersuchung 
2016 getroffenen Annahmen zu überprüfen und zu aktualisieren. 

Behandlung: 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Verkehrsuntersuchung von Heinz + Feier GmbH, Stand 2020, basiert auf einer aktuellen Verkehrszählung im 
Umfeld des geplanten Gewerbegebietes zur Ermittlung der Verkehrsbelastung und schätzt das zu erwartende 
Verkehrsaufkommen der in Entwicklung befindlichen und geplanten Gewerbeflächen anhand der vorliegenden 
Informationen und Daten ab. Auf der Grundlage der erhobenen und prognostizierten Verkehrsbelastungen wurde 
der KnotenpunktL 3006 / Industriestraße auf seine Leistungsfähigkeit untersucht. Die Ergebnisse der Berechnungen 
zeigen, dass das bestehende Verkehrsaufkommen sowohl in der Spitzenstunde am Vormittag wie auch am 
Nachmittag leistungsfähig abgewickelt werden kann und der Kreisverkehr auch mit den Prognosebelastungen als 
leistungsfähig einzustufen ist. 
Da sich die vorliegende o.g. Verkehrsuntersuchung von 2020 somit auf aktuellere Daten bezieht, wird derzeit kein 
Erfordernis gesehen, den Text unter Punkt A 5 der Begründung zur RegFNP-Änderung anzupassen.  
Falls im Rahmen des  Bebauungsplan-Verfahrens die Integrierte Verkehrsuntersuchung vom Zentrum für integrierte 
Verkehrskonzepte vom Dezember 2016 überarbeitet und fortgeschrieben wird, sind die Ergebnisse und mögliche 
Konsequenzen daraus im weiteren Bebauungsplan-Verfahren sowie ggf. bei weiteren kommunalen Planungen zu 
berücksichtigen.  
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Stellungnehmer: Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement 
Gruppe: TöB

STEIN_001_B-03179

Dokument vom: 24.01.2023
Dokument-Nr.: S-08036

Diese BE kommt in 1 Dokument(en) vor.

Stellungnahme: 

Es wird auf folgende im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung abgegebene Stellungnahme verwiesen, die weiterhin 
ihre Gültigkeit behält: 

Gegen die 1. Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes für das Gebiet A „Gewerbegebiet im Gründchen/ 
Am Bahnhof" und das Gebiet B: „Westlich der Königsteiner Straße" in Steinbach(Taunus) bestehen seitens Hessen 
Mobil grundsätzlich keine Einwände.  
Es wird um Beteiligung im parallellaufenden Bauleitplanungsverfahren gebeten, damit die Hessen Mobil 
betreffenden Belange entsprechend geprüft werden können. Eine detaillierte Stellungnahme zur verkehrlichen 
Erschließung erfolgt auf Ebene der Bauleitplanung. 

Behandlung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Beteiligung im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erfolgt durch die Stadt Steinbach.  
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1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 
2010 für die Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof  
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße

Beschluss über die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) sowie die 
Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB, Behandlung der Stellungnahmen 

Stellungnehmer: Deutsche Bahn AG DB Immobilien 
Gruppe: TöB

STEIN_001_B-03180

Dokument vom: 02.02.2023
Dokument-Nr.: S-08100

Diese BE kommt in 1 Dokument(en) vor.

Stellungnahme: 

Gegen die o. g. Bauleitplanungen bestehen bei Beachtung und Einhaltung der nachfolgenden Bedingungen und 
Hinweise aus Sicht der Deutschen Bahn AG und Ihrer Konzernunternehmen keine grundsätzlichen Bedenken.  
Immissionen: Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere 
Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch 
magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. In unmittelbarer Nähe 
unserer elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit der Beeinflussung von Monitoren, 
medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es 
obliegt dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb 
ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder den einzelnen Bauherren auf eigene 
Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen bzw. vorzunehmen. 

Behandlung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das Änderungsgebiet grenzt nicht unmittelbar an Bahnanlagen an.  
Hinsichtlich der Anpassung der Darstellung der bereits bebauten Flächen kann davon ausgegangen werden, dass 
die o.g. möglichen Beeinträchtigungen bereits im Rahmen des entsprechenden Bebauungsplan-Verfahrens und der 
Bauplanung berücksichtigt wurden.  
Die Erweiterungsfläche liegt in einer Entfernung von über 300m zur Bahnstrecke. Mögliche Beeinträchtigungen der 
geplanten gewerblichen Nutzungen sind im Rahmen der nachfolgenden Planungsschritte zu prüfen und zu 
berücksichtigen. 
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Fakten im Überblick 

Anlass und Ziel der Änderung: Erweiterung des Gewerbegebiets "Im Gründchen/Am 

Bahnhof" und Anpassung der Darstellung des bestehen-

den Gewerbegebiets (Gebiet A) 

Flächenausgleich durch Rücknahme einer geplanten 

Wohnbaufläche (Gebiet B) 

Flächenausgleich erbracht 

Gebietsgröße Gebiet A : ca. 6,9 ha (ca. 1,1 ha Gewerbegebietserweite-

rung und ca. 5,8 ha Bestandsanpassung) 

Gebiet B: ca. 1,1 ha Flächenausgleich 

Zielabweichung nicht erforderlich 

Stadtverordneten- bzw. Ge-

meindevertreterbeschluss 

zur RegFNP-Änderung 

16.05.2022       

Parallelverfahren  nein     ja, Bebauungsplan „Gewerbegebiet im 

Gründchen/Am Bahnhof“, 1. Erweiterung 

FFH-Vorprüfung nicht erforderlich 

Vorliegende Gutachten  zu Themen: Artenschutz 

Verkehr 
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Derzeitige RegFNP-Darstellung 

Grenze des Änderungsbereiches Maßstab: 1 : 50 000
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Beabsichtigte RegFNP-Darstellung 

Grenze des Änderungsbereiches Maßstab: 1 : 50 000

Gebiet A:  
"Grünfläche - Wohnungsferne Gärten" (ca. 0,5 ha) und "Vorranggebiet für Landwirtschaft" 
(ca. 0,6 ha) mit "Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen" in "Gewerbliche Bauflä-
che, geplant" (Fläche 1, ca. 1,1 ha)  
"Gewerbliche Baufläche, geplant" in "Gewerbliche Baufläche, Bestand" (Fläche 2, ca. 5,8 ha)  
Gebiet B (Flächenausgleich):  
"Wohnbaufläche, geplant" in "Fläche für die Landbewirtschaftung" (ca. 1,1 ha) 
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Anpassung der Beikarte 1: Vermerke, nachrichtliche Übernahmen, Kennzeichnungen: 

Grenze des  
Änderungsbereiches 

Ohne Maßstab

Anpassung der Beikarte 2: Regionaler Einzelhandel: 

Grenze des  
Änderungsbereiches 

Ohne Maßstab
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Luftbild (Stand 2019) 

Digitale Orthophotos 2019: Hessische Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinformation 

Grenze des Änderungsbereiches Maßstab: 1 : 10 000



1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof  
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße 

Abschließender Beschluss 

Ausfertigungsstand: 22.05.2023 8 von 26  

Vergrößerung der beabsichtigten Änderung 

Grenze des Änderungsbereiches ohne Maßstab
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Begründung

A: Erläuterung der Planänderung 

A 1. Rechtliche Grundlagen 

Das Verfahren zur Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plans 2010 (RPS/RegFNP 2010) wird gemäß den §§ 2 Abs.1 und 205 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit § 8 Abs.1 Nr.1 des Gesetzes über die Metropolregion Frank-
furt/Rhein-Main (MetropolG) durchgeführt. Der RPS/RegFNP 2010 stellt gemäß § 5 BauGB 
für den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main im Sinne des § 2 MetropolG die sich aus der be-
absichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung dar und legt ge-
mäß § 5 HLPG (Hessisches Landesplanungsgesetz) in Verbindung mit § 9 HLPG Erforder-
nisse der Raumordnung fest. 

Baugesetzbuch, Baunutzungsverordnung, Planzeichenverordnung, Hessisches Landespla-
nungsgesetz und das Gesetz über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main bilden neben 
weiteren Fachgesetzen in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
die Rechtsgrundlagen der Planung. 

A 2. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der Änderung besteht aus 2 Gebieten mit einer Gesamtfläche von ca. 8 
ha.  
Gebiet A umfasst ca. 6,9 ha. Es liegt im nordöstlichen Teil von Steinbach und wird im Norden 
begrenzt durch Gärten und landwirtschaftliche Flächen, im Osten und Westen durch land-
wirtschaftliche Flächen und im Süden durch die Bahnstraße. 
Gebiet B umfasst ca. 1,1 ha. Es liegt am nordwestlichen Ortsrand von Steinbach und wird im 
Norden begrenzt von einem landwirtschaftlichen Betrieb, im Osten von Wohnbebauung an 
der Königsteiner Straße und im Süden und Westen von landwirtschaftlichen Flächen. 

Die Abgrenzungen können den vorgelegten Planzeichnungen entnommen werden. 

A 3. Anlass, Ziel und Inhalt 

Die Änderung wurde von der Stadt Steinbach (Taunus) mit Schreiben vom  17.05.2022 ge-
mäß Stadtverordnetenbeschluss vom 16.05.2022 beantragt. 
Die Stadt Steinbach (Taunus) hat den Bebauungsplan "Gewerbegebiet Im Gründchen/Am 
Bahnhof" 1. Bauabschnitt 2017 in Kraft gesetzt. Die konkrete Nachfrage sowie die Verfügbar-
keit von Grundstücken bedingten eine Änderung und Ergänzung der festgesetzten Gewerbe-
flächen im Rahmen der 1. Änderung zugunsten von weiteren ca. 1,2 ha zusammenhängend 
bebaubarer Flächen. Da diese Gewerbeflächen bereits vergeben und in Entwicklung sind 
und weiterhin eine große Nachfrage besteht, plant die Stadt nunmehr die 1. Erweiterung des 
Gewerbegebiets. Ein entsprechender Bebauungsplan "Gewerbegebiet im Gründchen/Am 
Bahnhof", 1. Erweiterung befindet sich im Parallelverfahren. Damit dieser als aus dem 
RPS/RegFNP 2010 entwickelt angesehen werden kann, ist es erforderlich, die bisherige 
Planaussage entsprechend der Festsetzung im Bebauungsplan zu ändern (Gebiet A, Fläche 
1).  
Im Bereich des in Entwicklung befindlichen und zum Teil bereits bebauten 1. und 2. Bauab-
schnittes wird die Darstellung gemäß der Gewerbegebiets-Abgrenzung im rechtswirksamen 
Bebauungsplan in Bestand geändert (Gebiet A, Fläche 2). 
Im Gebiet B erfolgt als Flächenausgleich für die Neuinanspruchnahme von 1,1 ha (Fläche 
1) eine Rückwidmung von geplanter Wohnbaufläche in gleichem Umfang. 
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Entsprechend den jetzigen Planungsabsichten werden die bisherigen Planaussagen im 
RPS/RegFNP 2010 wie folgt geändert: 

Gebiet A:  
"Grünfläche - Wohnungsferne Gärten" (ca. 0,5 ha) und "Vorranggebiet für Landwirtschaft" 
(ca. 0,6 ha) mit "Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen" in "Gewerbliche Bauflä-
che, geplant" (Fläche 1, ca. 1,1 ha)  
"Gewerbliche Baufläche, geplant" in "Gewerbliche Baufläche, Bestand" (Fläche 2, ca. 5,8 ha)  
Gebiet B (Flächenausgleich):  
"Wohnbaufläche, geplant" in "Fläche für die Landbewirtschaftung" (ca. 1,1 ha) 

Der Kartenhintergrund in den Beikarten 1 und 2 des RPS/RegFNP 2010 wird an diese 
Änderung angepasst. 

A 4. Regionalplanerische Aspekte  

Gebiet A liegt im Bereich der regionalplanerischen Festlegungen "Vorranggebiet für Land-
wirtschaft", "Vorranggebiet Siedlung" und "Vorranggebiet Industrie und Gewerbe". 
Im „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ hat gemäß Ziel Z10.1-10 die landwirtschaftliche Bo-
dennutzung Vorrang vor anderen Nutzungsansprüchen. 
Die im RegFNP dargestellte Grünfläche "Wohnungsferne Gärten" (real landwirtschaftlich ge-
nutzt) gehört formal zum "Vorranggebiet Siedlung", das gemäß Ziel Z3.4.1-3 des RPS/Reg-
FNP 2010 die im RPS/RegFNP 2010 dargestellten Wohnbau- und gemischten Bauflächen, 
Sonderbauflächen, Grünflächen, innerörtlicher Flächen für Ver- und Entsorgung, Gemeinbe-
darfsflächen sowie Flächen für Verkehrsanlagen beinhaltet.  
Fläche 1 im Gebiet A (geplante Gewerbegebietserweiterung) liegt zudem im "Vorbehaltsge-
bieten für besondere Klimafunktionen", in dem Nutzungen und Maßnahmen vermieden wer-
den sollen, die die Kalt- bzw. Frischluftproduktion mindern, den Kalt- und Frischluftabfluss 
bzw. den Luftaustausch verringern oder mit den Emissionen von Luftschadstoffen oder 
Wärme verbunden sind. Dazu zählen insbesondere großflächige Versiegelungen oder die 
Errichtung baulicher Anlagen. 
Bei Fläche 2 im Gebiet A entspricht die geplante Darstellung als "Gewerbliche Baufläche, 
Bestand" der regionalplanerischen Festlegung als "Vorranggebiet Industrie und Gewerbe". 
Gebiet B liegt im "Vorranggebiet Siedlung".  

Die vorgesehenen Darstellungen in den Änderungsgebieten weichen zwar z.T. von diesen 
Zielsetzungen ab, die Abweichungen liegen aber weit unterhalb der regionalplanerischen 
Darstellungsgrenze von 5 ha und stellen deshalb keine raumbedeutsamen Maßnahmen dar. 

A 5. Verkehrsplanerische Aspekte

Das Gewerbegebiet „Im Gründchen/Am Bahnhof" ist über die Bahnstraße (L 3006) an das 
überörtliche Straßenverkehrsnetz angebunden. Ein Teil des Gewerbegebietes befindet sich 
bereits im Bau (Gebiet A, Teilfläche 2) und wird durch die Erweiterungsfläche (Gebiet A, Teil-
fläche 1) ergänzt. 

Im Rahmen des parallellaufenden Bebauungsplanverfahrens wurde 2020 eine Verkehrsun-
tersuchung erstellt. In dieser sind die Entwicklungen des gesamten Gewerbegebiets „Im 
Gründchen", einschließlich des Änderungsgebietes A berücksichtigt. Inhaltlich wurde die ge-
genwärtige Verkehrsbelastung des angrenzenden Straßennetzes untersucht und in einer 
Prognose die verkehrliche Entwicklung bis 2030 skizziert. Zudem erfolgte für den Kreisver-
kehr L 3006 (Bahnstraße) / Industriestraße ein einsprechender Leistungsfähigkeitsnachweis. 
Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass das Verkehrsaufkommen weiterhin leistungs-
fähig abgewickelt werden kann. 
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Das Änderungsgebiet ist gut an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) angebunden. 
Das Plangebiet liegt im 1.000 m-Einzugsbereich des Haltepunktes Oberursel-Weißkir-
chen/Steinbach der S-Bahnlinie S5 (Friedrichsdorf - Frankfurt Süd). Künftig wird der Halte-
punkt auch von der Regionaltangente West (RTW) bedient, für die das Planfeststellungsver-
fahren läuft. Das Areal wird über die bestehende Haltestelle „Steinbach (Taunus) Europakrei-
sel" mit der Buslinie 251 (Frankfurt - Steinbach - Kronberg) und der Buslinie 252 (Oberursel - 
Steinbach - Eschborn) erschlossen. 

Im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 ist entlang der Bahn-
straße eine überörtliche Fahrradroute dargestellt. Der Radweg soll im Rahmen der geplanten 
Attraktivierung des Bahnhofsumfelds weiter ausgebaut werden und findet seine Fortführung 
in Richtung Westen zur Verbesserung der Anbindung des eigentlichen Stadtgebietes. 

A 6. Landschaftsplanerische Aspekte  

Im Landschaftsplan des früheren Umlandverbandes Frankfurt 2000 (Karte 24: „Entwicklungs-
karte“) sind die Änderungsgebiete wie folgt dargestellt: 

Gebiet A, Fläche 1: "Grünfläche Wohnungsferne Gärten" mit der Signatur Acker als tatsächli-
che Nutzung und "Fläche für die Landbewirtschaftung". Real handelt es sich um brachlie-
gende ehemalige Ackerflächen. Die geplanten "Grünfläche Wohnungsferne Gärten" wurde 
nicht für diese Nutzung in Anspruch genommen. 

Gebiet A, Fläche 2: "Flächen für mögliche Siedlungserweiterungen", "Flächen für die Land-
wirtschaft", "Grünfläche - Wohnungsferne Gärten" und innerhalb dieser Flächen 3 "Lebens-
räume und Landschaftsbestandteile gem. § 23 (1) HENatG) (jetzt § 13 HAGBNatSchG in 
Verbindung mit § 30 BNatSchG)". Diese Darstellungen entsprechen nicht mehr der durch 
nachfolgende Bauleitplanverfahren ermöglichten realen Entwicklung der Flächen als Gewer-
begebiet. Die landschaftsplanerischen und naturschutzfachlichen Belange wurden im Rah-
men dieser Verfahren behandelt, abgewogen und ausgeglichen. 

Gebiet B: "Fläche für die Landbewirtschaftung". Diese Darstellung entspricht der realen Nut-
zung als Acker, die nunmehr im Rahmen des Flächenausgleichs erhalten bleibt. 

Aussagen zur Behandlung und Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung er-
folgen im Umweltbericht unter B 2.2 und B 2.3. 

A 7. Planerische Abwägung 

Gebiet A:  
Die Stadt Steinbach (Taunus) verzeichnet ein großes Interesse und einen nachgewiesenen 
Bedarf an gewerblichen Bauflächen. Da die Gewerbeflächen im neuen Gewerbegebiet „Im 
Gründchen/Am Bahnhof" bereits vergeben und in Entwicklung sind (Fläche 2) und weiterhin 
eine große Nachfrage besteht, plant die Stadt nunmehr die 1. Erweiterung des Gewerbege-
biets in Richtung Norden an den 2. Bauabschnitt anschließend (Fläche 1). Dadurch werden 
für einen expandierenden Betrieb am nordwestlichen Rand des Gewerbegebiets (Fläche 2) 
unmittelbar angrenzende Erweiterungsflächen geschaffen. Die Flächen lassen sich durch die 
Verlängerung der bestehenden Erschließung vergleichsweise einfach entwickeln und befin-
den sich bereits im Eigentum der Stadt Steinbach (Taunus).  
Aufgrund der derzeitigen Eigentumsverhältnisse ist eine zeitnahe Erweiterung nach Osten im 
Bereich der im RPS/RegFNP 2010 dargestellten Gewerbezuwachsflächen nicht möglich. Die 
Flächenverfügbarkeit ist dort noch nicht zusammenhängend gegeben. Teile dieser 
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Zuwachsflächen liegen auf Oberurseler Gemarkung. Für eine sinnvolle Erschließung wird ein 
Gemarkungstausch mit der Stadt Oberurel angestrebt.  

Die Stadt hat Bemühungen unternommen, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen die 
Möglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen. Im Siedlungsbe-
stand sind nur geringe Nachverdichtungspotenziale vorhanden. Innerhalb des Gewerbege-
bietes südlich der Bahnstraße gibt es derzeit keine Flächenpotenziale mehr. Gespräche der 
Stadt mit Interessenten sowie die bereits erfolgte Bebauung im Gewerbegebiet „Im Gründ-
chen/Am Bahnhof" zeigen, dass zur Zeit größere zusammenhängende Einheiten nachgefragt 
werden, die im Innenbereich nicht zur Verfügung stehen.  
Der Bebauungsplan "Gewerbegebiet Im Gründchen/Am Bahnhof", 1. Erweiterung befindet 
sich im Parallel-Verfahren. Die Prüfung der Umweltbelange für Fläche 1 erfordert Bezüge zu 
konkretisierenden Planaussagen in der verbindlichen Bauleitplanung und erfolgt daher in 
weiten Teilen durch die Stadt Steinbach (Taunus) im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens.  
Durch die Planung werden im Bereich der Fläche 1 Baumaßnahmen und eine Versiegelung 
bislang unbebauter, landwirtschaftlich genutzter Flächen vorbereitet, wodurch mit Beein-
trächtigungen von Umweltbelangen zu rechnen ist, wie Verlust oder Einschränkung von Bo-
denfunktionen, von hochwertigen landwirtschaftlichen Produktionsflächen und von Lebens-
räumen für Tiere und Pflanzen, Einschränkung des Versickerungsvermögens für Regenwas-
ser, Verringerung der Grundwasserneubildung, Verminderung der Kaltluftproduktion, Verlust 
von für die Erholung nutzbaren Freiflächen sowie Veränderung des Landschaftsbildes. Diese 
Umweltauswirkungen sind durch entsprechende Festsetzungen und Maßnahmen im Rah-
men der konkretisierenden Planung möglichst weitgehend zu minimieren (siehe Punkt B 
2.3).  
Die Anfälligkeit der durch die Planung ermöglichten Vorhaben für schwere Unfälle und Kata-
strophen ist nach § 2 Abs.4 BauGB und § 39 Abs.3 UVPG vertieft im nachfolgenden Pla-
nungs- und Zulassungsprozess zu behandeln. Auf der Ebene der regionalen Flächennut-
zungsplanung wird lediglich die Anfälligkeit bewertet, die sich aus der Darstellung der Art der 
Bodennutzung in den Grundzügen gemäß § 5 Abs.1 BauGB ergibt. Hier sind nach derzeiti-
gem Kenntnisstand keine schwerwiegenden Risiken erkennbar.  
Mit der geplanten Gewerbegebietserweiterung ist eine Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Flächen verbunden. Der Verlust der landwirtschaftlichen Produktionsflächen ist nicht aus-
gleichbar und wird zugunsten der hier als vorrangig bewerteten gewerblichen Entwicklung in 
Kauf genommen. Aufgrund der geringen Flächengröße der Erweiterung sind keine erhebli-
chen betriebswirtschaftlichen Nachteile für die Landwirtschaft zu erwarten.  
Im Bereich der Fläche 2 erfolgt eine Bestandsanpassung gemäß dem rechtswirksamen, in 
Umsetzung befindlichen Bebauungsplan. Die Prüfung der Umweltbelange und die planeri-
sche Abwägung der geweblichen Nutzung erfolgten bereits im Rahmen der durchgeführten 
Bauleitplanverfahren. 
Die Flächen für Regenrückhaltung aus dem Gewerbegebiet (naturnah gestaltete Mulden) 
werden aufgrund der geringen Größe unter 0,5 ha im RPS/RegFNP nicht dargestellt und 
wurden deshalb nicht in das Änderungsgebiet A einbezogen. Die Begründung und Abwä-
gung der Flächeninanspruchnahme und Umweltbelange erfolgt im parallelen Bebauungs-
planverfahren.  

Gebiet B:  
Durch die Änderung im Gebiet B werden keine neuen Beeinträchtigungen von Umweltbelan-
gen vorbereitet. Die derzeitige landwirtschaftliche Nutzung bleibt bestehen.  

Abwägung:  
Bei der Abwägung konkurrieren Umwelt- und landwirtschaftliche Belange mit der gewerbli-
chen Entwicklung. Letzterer wird im Rahmen der vorliegenden Änderung zugunsten einer zu-
kunftsorientierten städtebaulichen Entwicklung und einer Stärkung der Wirtschaftsfunktionen 
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Vorrang eingeräumt. Grundsätzlich sollte immer der Wiedernutzung bereits versiegelter oder 
anthropogen veränderter Flächen Vorrang eingeräumt werden vor einer Neuinanspruch-
nahme bislang anthropogen nicht überformter Böden. Eingriffe in das Schutzgut Boden sind 
angesichts des hohen Bauflächenbedarfs im Ballungsraum jedoch unvermeidlich, da ent-
sprechende geeignete Flächen nicht ausreichend zur Verfügung stehen. Durch den Flächen-
tausch erfolgt jedoch keine über die Bauflächenausweisung im RPS/RegFNP 2010 hinaus-
gehende Bodeninanspruchnahme für Bauflächen. Die Reduzierung einer Wohnbauflächen-
reserve im Gebiet B ist an dieser Stelle vertretbar, da die Fläche durch die Nähe zu einem 
landwirtschaftlichen Betrieb und hinsichtlich der Erschließung nur bedingt geeignet ist und 
ein Wohnbebauung seitens der Stadt in diesem Bereich nicht mehr angestrebt wird. Eine 
Flächenrückwidmung im Bereich der noch vorhandenen gewerblichen Reserveflächen öst-
lich des Gewerbegebietes „Im Gründchen/Am Bahnhof“ wird nicht befürwortet, da die Flä-
chen als langfristige Entwicklungsoption vorgehalten werden sollen, auch wenn sie derzeit 
nicht zeitnah aktivierbar sind. 

Flächenausgleich: 
Der Flächenausgleich für die Flächenneuinanspruchnahme von ca. 1,1 ha (Fläche 1) erfolgt 
in gleichem Umfang durch die Rücknahme von Wohnbaufläche im Gebiet B am nordwestli-
chen Ortsrand von Steinbach. 
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B: Umweltbericht 

B 1. Einleitung 

B 1.1 Inhalt und wichtigste Ziele der Planänderung 

Da die Gewerbeflächen im "Gewerbegebiet Im Gründchen/Am Bahnhof" bereits vergeben 
und in Entwicklung sind und weiterhin eine große Nachfrage besteht, plant die Stadt Stein-
bach (Taunus) nunmehr die 1. Erweiterung des Gewerbegebiets in Richtung Norden. Ein 
entsprechender Bebauungsplan "Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof", 1. Erweite-
rung befindet sich im Parallelverfahren. Damit der Bebauungsplan als aus dem RPS/Reg-
FNP 2010 entwickelt angesehen werden kann, ist es erforderlich, die bisherigen Planaus-
sage entsprechend der Festsetzung im Bebauungsplan zu ändern (Fläche 1). Im Bereich 
des in Entwicklung befindlichen und zum Teil bereits bebauten Gewerbegebietes wird die 
Darstellung gemäß der Abgrenzung im rechtswirksamen Bebauungsplan in Bestand geändet 
(Fläche 2). 
Im Gebiet B erfolgt als Flächenausgleich eine Rückwidmung von geplanter Wohnbaufläche. 
Entsprechend den jetzigen Planungsabsichten werden die bisherigen Planaussagen im 
RPS/RegFNP 2010 wie folgt geändert: 
Gebiet A: "Grünfläche - Wohnungsferne Gärten" (ca. 0,5 ha) und "Vorranggebiet für Land-
wirtschaft" (ca.0,6 ha) mit "Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen" in "Gewerbliche 
Baufläche, geplant" (Fläche 1, ca. 1,1 ha) und "Gewerbliche Baufläche, geplant" in "Gewerb-
liche Baufläche, Bestand" (Fläche 2, ca. 5,8 ha)  
Gebiet B: "Wohnbaufläche, geplant" in "Fläche für die Landbewirtschaftung" (ca. 1,1 ha) 
Bezüglich des Themas Flächenausgleich wird auf Kapitel A 7 verwiesen. 

B 1.2 Umweltschutzziele der Fachgesetze und Fachpläne 

Im Umweltbericht sind die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele 
des Umweltschutzes darzustellen, die für die Planänderung von Bedeutung sind. Diese wer-
den nachfolgend aufgeführt.  

Zur Berücksichtigung der Umweltschutzziele wurden Prüfkriterien für die Umweltprüfung des 
RegFNP abgeleitet, die auch in der vorliegenden RegFNP-Änderung angewendet werden. Die 
Prüfkriterien und die entsprechende Methodik der Umweltprüfung sind im Kapitel 3.1.1 (Um-
weltprüfung allgemein) des Umweltberichts zum RPS/RegFNP 2010 erläutert.  
Dabei ist grundsätzlich zu berücksichtigen, dass auf Ebene der vorbereitenden Bauleitpla-
nung die Einhaltung bestimmter Umweltschutzziele - wie z.B. von Grenzwerten beim Immis-
sionsschutz - im Regelfall noch nicht genau geprüft werden kann, da in diesem Planungssta-
dium meist noch keine detaillierten Angaben zur späteren Nutzung vorliegen. 

Wie die genannten Ziele im konkreten Fall der vorliegenden Planänderung berücksichtigt 
werden, ist in Kapitel B 2. Umweltauswirkungen und den diesem zu Grunde liegenden Da-
tenblättern zur Umweltprüfung erläutert (siehe auch Kap. B 3.1 Prüfverfahren). 

BBodSchG - Bundes-Bodenschutzgesetz 

Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder 
wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden 
und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und 
Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf 
den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion 
als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden. 
(§ 1 BBodSchG) 
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BImSchG - Bundes-Immissionsschutzgesetz 

Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung 
vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und 
von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in 
Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend 
dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere 
öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem 
Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete 
und öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden. (§ 50 BImSchG)

KSG - Bundes-Klimaschutzgesetz 

Zweck dieses Gesetzes ist es, zum Schutz vor den Auswirkungen des weltweiten 
Klimawandels die Erfüllung der nationalen Klimaschutzziele sowie die Einhaltung der 
europäischen Zielvorgaben zu gewährleisten. (§ 1 KSG) 

BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz 

Zwecke dieses Gesetztes sind Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes und 
als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die 
künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten zu schützen. 

Dazu zählen, dass die biologische Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der 
Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch 
die Pflege, die Entwicklung und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und 
Landschaft. (§ 1 BNatSchG) 

HDSchG - Hessisches Denkmalschutzgesetz 

Zweck dieses Gesetztes ist es, durch Denkmalschutz und Denkmalpflege die Kulturdenkmäler 
als Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte und Entwicklung zu schützen und zu 
erhalten sowie darauf hinzuwirken, dass sie in die städtebauliche Entwicklung, Raumordnung 
und den Erhalt der historisch gewachsenen Kulturlandschaft einbezogen werden. (§ 1 
HDSchG) 

WHG - Wasserhaushaltsgesetz 

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung die 
Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schützen. (§ 1 WHG) 

BauGB - Baugesetzbuch 

Zweck dieses Gesetztes ist es, die Aufgaben der Bauleitplanung zu regeln. Die Bauleitpläne 
sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und 
umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen 
Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende 
sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu 
entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der 
Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und 
Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche 
Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen. (§ 1 BauGB) 
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Landschaftsplan

Zu den Aussagen des Landschaftsplanes wird auf Kapitel A 6 verwiesen. 

Flächenausgleichsrichtlinie des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain

Die Flächenausgleichsrichtlinie soll einen nachhaltigen Umgang mit dem Schutzgut Boden 
dauerhaft gewährleisten und den Flächenverbrauch im Gebiet des Regionalverbandes ange-
messen steuern (Beschluss Nr. III-223 der Verbandskammer vom 29.04.2015 zur Drucksache 
Nr. III-2015-26, geändert durch Beschluss Nr. IV-182 der Verbandskammer vom 11.12.2019 
zur Drucksache Nr. IV-2019-70 und durch Beschluss Nr. V-76 der Verbandskammer vom 
14.12.2022 zur Drucksache Nr. V-2022-68). 

B 2. Umweltauswirkungen 

B 2.1 Bestandsaufnahme und Bewertung des derzeitigen Umweltzustands 

Gebiet A: Die bisher ackerbaulich genutzte Fläche 1 für die Erweiterung des Gewerbegebiets 
liegt aktuell brach. Fläche 2 ist z.T. bereits mit Gewerbebetrieben bebaut bzw. befindet sich 
in der baulichen Entwicklung.  
Gebiet B ist durch landwirtschaftliche Nutzung geprägt.  
Folgende Umweltfaktoren sind relevant: 

Von der Änderung ist folgendes Schutzgebiet betroffen: 
Lage im beantragten Trinkwasserschutzgebiet für die Wassergewinnungsanlage „Pumpwerk 
Praunheim II" der Hessenwasser GmbH & Co.KG, Schutzzone IIIB   

Folgende schutzgutbezogene Umweltfaktoren sind relevant: 

Boden und Fläche 
 Fläche 1 und Gebiet B sind durch naturnahe, unversiegelte Böden geprägt.  
 Altlasten oder Altablagerungen sind nicht bekannt. 
 Beide Gebiete weisen Pseudogley und Parabraunerde-Pseudogley mit Haftpseu-

dogley aus Löss (z.T. Lössfließerde) auf und dadurch niedrige Durchlässigkeit, hohes 
Speichervermögen, potenzielle Staunässe, mittleres Nitrathaltevermögen, hohes Er-
tragspotenzial, Ackerzahl > 65 bis <=70 und geringe Erosionsgefährdung (Die Anga-
ben basieren auf den Digitalen Bodendaten 1:50.000 des Hessischen Landesamtes 
für Naturschutz, Umwelt  und Geologie (HLNUG) einschließlich zugehöriger Bewer-
tungsmethoden). 

 Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat er-
geben, dass sich Fläche 1 in einem Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhanden-
sein von Kampfmitteln muss dort grundsätzlich ausgegangen werden.  

Wasser 
 Lage beider Gebiete in der Schutzzone IIIB des o.g. beantragten Trinkwasserschutz-

gebiets 
 Grundwasser-Horizont unterhalb 20 dm, geringe Grundwasserverschmutzungsemp-

findlichkeit 

Luft und Klima 
 relevante Kaltlufteinzugsgebiete gemäß Entwurf Klimaanalyse Hessen, hohe Emp-

findlichkeit (geringe Volumenstromdichte > 30 - 60 m³ je m*s) 

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
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 Gebiet A, Fläche 1: Ackerbrache mit ruderaler Vegetation aus typischen, omnipräsen-
ten Ackerwildkräutern, keine artenreichen Vegetationsbestände und geschützte 
Pflanzenarten oder Biotope, jedoch nördlich angrenzend Gehölzstrukturen und ein 
alter Streuobstbestand 

 Bei der 2020 durchgeführten tierökologische Untersuchungen wurden im über Fläche 
1 hinausgehenden Untersuchungsgebiet 28 Vogelarten dokumentiert - überwiegend 
Vertreter des typischen Artenspektrums der Ortsrandlagen sowie Arten der offenen 
bis halboffenen Agrarlandschaft (u.a. Gartenrotschwanzes, Mäusebussard, Girlitz, 
Bluthänfling und Klappergrasmücke, ein Steinkautz-Vorkommen ist möglich). Fläche 
1 ist aufgrund mangelnder Strukturen (Sträucher, Bäume) artenarm und dient ledig-
lich als Nahrungshabitat, nicht als Brutplatz. Die nördlich liegenden Kleingärten blei-
ben als potenzielle Nahrungs- und Bruthabitate erhalten. Fledermäuse nutzen Fläche 
1 potentiell als Jagdhabitat, ein Quartierpotential weist sie nicht auf. Da keine geeig-
neten Habitate für die Haselmaus existieren, wurde diese Art nicht bearbeitet. Hin-
weise auf Feldhamster wurden nicht gefunden. 

 Im Gebiet A, Fläche 2 und Gebiet B fand keine Artenerfassung statt, da es sich bei 
Fläche 2 lediglich um eine Bestandsanpassung der dargestellten Nutzung handelt 
und im Gebiet B keine Änderung der aktuellen landwirtschaftlichen Nutzung mehr ge-
plant ist.  

Landschaft 
 Beide Gebiete liegen im Landschaftsraum "Nordöstliches Main-Taunusvorland" und 

im Naturpark Hochtaunus.  
 Das Landschaftsbild in Gebiet A ist durch Gewerbe, landwirtschaftliche Fächen und 

den Gehölzbestand der nördlich angrenzenden Gärten geprägt. 
 Die Erholungsfunktion im Gebiet A und in der Umgebung besteht im Wesentlichen in 

der Nutzung der angrenzenden wohnungsfernen Gärten und der Regionalparkroute 
am westlichen Gebietsrand. Der Fernwanderweg E 1 des Naturpark Hochtaunus führt 
im Norden und Osten am Gebiet vorbei, ist jedoch von der Gewerbeentwicklung nicht 
unmittelbar betroffen.  

 Gebiet B dient überwiegend der Naherholung durch Spaziergänger. 

Mensch und seine Gesundheit 
 Abstand des Gebiets zur vorhandenen Wohnbebauung von mindestens 160 m 
 durch heranrückende gewerbliche Bebauung belastete bestehende wohnungsferne 

Gärten nördlich der Fläche 1 

Kultur- und sonstige Sachgüter 
 Für Gebiet A wurde eine geophysikalische Prospektion und eine vorbereitende Unter-

suchung durchgeführt, um Qualität und Quantität archäologischer Befunde zu über-
prüfen. Alle erkannten Bodendenkmäler wurden dokumentiert und ausgegraben. 

 historische Grenzsteine am östlichen Rand und in der Wirkzone von Fläche 1 
 Bodendenkmal (Römische Siedlung) im Gebiet B 
 Gas-Hochdruckleitungen im Gebiet A  

B 2.2 Prognose und Bewertung der Auswirkungen 

Auswirkungen der bisherigen Planung 

Gebiet A, Fläche 1: Bei Nichtdurchführung der Planung kann davon ausgegangen werden, 
dass die landwirtschaftliche Nutzung des Gebietes wieder aufgenommen würde. Neue Be-
einträchtigungen von Umweltbelangen wären nicht zu befürchten.  
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Gebiet A, Fläche 2: Bei der aktuellen Planung handelt es sich um die Bestandsanpassung 
einer bereits rechtswirksamen, endabgewogenen Planung in Umsetzung, so dass keine Um-
weltauswirkungen darzulegen sind. 
Im Gebiet B sind durch die bisherige Wohnbauflächen-Planung Auswirkungen durch Versie-
gelung und Überbauung zu erwarten wie Verlust bisher unversiegelter landwirtschaftlich ge-
nutzter Flächen, dauerhafter Verlust und Beeinträchtigung des natürlichen Bodens und sei-
ner Funktionen (Lebensraum-, Speicher-, Puffer- und Filter- und natürliche Ertragsfunktion), 
Reduzierung der Grundwasserneubildung, Verlust kaltluftproduzierender Flächen, Verlust, 
Veränderung und Beeinträchtigung von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen, Veränderung 
des Landschaftsbildes.  

Auswirkungen der Planänderung 

Durch die Planänderung sind im Gebiet A, Fläche 1 durch Versiegelung und Überbauung fol-
gende Auswirkungen zu erwarten: 

Verlust bisher unversiegelter brachliegender ehemaliger landwirtschaftlich genutzter Flä-
chen, dauerhafter Verlust und mögliche Beeinträchtigung des natürlichen Bodens und seiner 
natürlichen Bodenfunktionen (Lebensraumfunktion, Speicher-, Puffer- und Filterfunktion, na-
türliche Ertragsfunktion). Detailliertere Aussagen zu den Auswirkungen sowie zum möglichen 
Ausgleich sind im nachfolgenden Bebauungsplan-Verfahren zu treffen.  
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BBodSchG und BauGB dar. 

Reduzierung der Grundwasserneubildung, mögliches Aufstauen, Absenken und Umlenken 
von Grundwasser durch Tiefbaumaßnahmen (für Versorgung und Unterkellerung)  
Eine Gefährdung des Wasserschutzgebiets ist bei Einhaltung der Ge- und Verbote der 
Schutzgebietsverordnung auszuschließen. 
Die ausreichende Versorgung mit Trink- und Löschwasser sowie die Abwasserentsorgung ist 
seitens der Kommune nachzuweisen und soll durch Anschluss an die bestehenden Netze 
erfolgen. 
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des WHG dar. 

Verlust kaltluftproduzierender Flächen, wobei die Wirkung auf das lokale Klima noch als ver-
träglich einzuschätzen ist, da der kaltluftproduzierende Grünkorridor zwischen der Wohnbe-
bauung und dem großflächigen Gewerbegebiet durch die Planung nicht direkt beeinflusst 
wird. Erhöhung der flächenhaften Überwärmung und Wärmabstrahlung, Erhöhung der Luft-
schadstoffbelastung durch Verkehr, Heizungen und ggf. gewerbliche Nutzungen  
Diese Auswirkung stellt einen Konflikt mit den Zielen des BImSchG dar. 

Verlust von brachliegenden ehemaligen Ackerflächen und den damit verbundenen Pflanzen-
vorkommen sowie Verlust, Veränderung und Beeinträchtigung von Lebensräumen für Tiere, 
Verlust von Nahrungshabitaten, jedoch nicht von Bruthabitaten für Vögel, mögliche Störun-
gen von innerhalb der Kleingärten brütenden Vögeln durch die Kulissenwirkung des Gewer-
begebietes und während der Bauphase. Das vorkommende Fledermaus-Artenspektrum der 
Siedlungs(rand)lagen (Zwergfledermaus, Breitflügelfledermaus, evtl. Kleine Bartfledermaus) 
kann auch nach Umsetzung der Planung das Gebiet als Jagdhabitat nutzen und die angren-
zende Feldflur hält ausreichend Ausweichmöglichkeiten zur Jagd bereit. Um potenzielle Stör-
wirkungen für Mäusebussard und Gartenrotschwanz zu minimieren, sind als CEF-Maß-
nahme an der vom Gewerbegebiet abgewandten Seite künstliche Nistplätze zu installieren.  
Mit dem Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Bundesnaturschutz-
gesetz ist aufgrund der Biotopausstattung nicht zu rechnen.  
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BNatSchG dar.  
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Veränderung des bereits durch großflächige Gewerbebauten geprägten Landschafts- und 
Ortsbildes durch weitere Gebäude und Eingrünungsmaßnahmen 
Diese Auswirkung stellt einen Konflikt mit den Zielen des BNatSchG und BauGB dar. 

Erhöhung des Straßenverkehrslärms durch Gewerbeverkehr, wovon Wohngebiete durch die 
Ortsrandlage des Gewerbes, die dazwischen liegende Grünzone und die Entfernung von 
mindestens 160 m nicht unmittelbar betroffen sind.  
Diese Auswirkungen stellen einen Konflikt mit den Zielen des BImSchG dar. 

Beeinträchtigung der Erholungsfunktion der Nutzer der im Norden angrenzenden Kleingärten 
durch die heranrückende hohe Bebauung. Da die vorhandenen Wegeverbindungen erhalten 
bleiben, ist darüber hinaus nicht mit einer erheblichen Beeinträchtigung der Erholungsfunk-
tion in dem bereits vorbelasteten Gebiet zu rechnen. 
Diese Auswirkung stellt einen Konflikt mit den Zielen des BNatSchG und BauGB dar. 

Alle erkannten Bodendenkmäler wurden dokumentiert und ausgegraben. Ggf. könnten durch 
Bebauung und Baustellenbetrieb weitere bisher nicht erkannte Bodendenkmäler zerstört 
werden. 
Diese Auswirkungen stellen einen möglichen Konflikt mit den Zielen des HDSchG dar. 

Bei Realisierung der Planung werden voraussichtlich während der Bau- und Betriebsphase 
Emissionen wie z.B. Schadstoffe, Lärm, Erschütterungen, Licht entstehen und Abfälle (u.a. 
Erdaushub, sonstige Baustellenabfälle) sowie Abwasser anfallen. Detaillierte Informationen 
zu Art und Umfang der hieraus resultierenden Belästigungen sowie mögliche Vermeidungs-
maßnahmen sind im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung zu erheben bzw. zu regeln. 

Aussagen zu den Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima, deren Anfälligkeit 
gegenüber den Folgen des Klimawandels wie z.B. höhere Anzahl von heißen Sommertagen, 
Zunahme von Starkregenereignissen, heftigen Stürmen sowie zu den eingesetzten Techni-
ken und Stoffen können auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung nur sehr allgemein ge-
troffen werden. Genauere Angaben sind erst auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
möglich. 

Für das Plangebiet sind gemäß dem heutigen Kenntnisstand auf Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung keine kumulierenden Wirkungen mit anderen Vorhaben im Umfeld erkennbar. 

Im Gebiet A, Fläche 2 (Bestandsanpassung) und im Gebiet B (Flächenausgleich, Beibehal-
tung der derzeitigen landwirtschaftlichen Nutzung) sind keine neuen Umweltauswirkungen zu 
erwarten. 

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Durch die geplante Gewerbegebietserweiterung im Gebiet A, Fläche 1 werden Eingriffe in 
Natur und Landschaft vorbereitet. Im Westen und Osten des Plangebiets sind im Bebau-
ungsplan Flächen für Maßnahmen festgesetzt, die neben der Ortsrandeingrünung und der 
Bildung von Leitstrukturen für Fledermäuse auch der Versickerung anfallenden Nieder-
schlagswassers dienen sollen. Zudem werden Maßnahmenflächen außerhalb des RegFNP-
Änderungsgebiets mit den Entwicklungszielen Regenrückhaltebecken mit standortgerechtem 
Grünland, Streuobst und Ortsrandeingrünung festgesetzt auf Flächen, die im RegFNP als 
"Grünfläche - Wohnungsferne Gärten" und "Vorranggebiet für Landwirtschaft" dargestellt 
sind. Die vorgesehenen kleinflächigen Maßnahmen sind nicht gesondert darstellbar und wer-
den als mit diesen Darstellungen vereinbar angesehen. 
Der Eingriff wird durch die geplanten Maßnahmen vollständig kompensiert.  
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Nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen des Bodens und seiner natürlichen Funkti-
onen sind gemäß Eingriffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes ebenfalls zu kompen-
sieren. Der Regionale Flächennutzungsplan kann hierfür lediglich eine Rahmensetzung tref-
fen - z.B. über die Darstellung der „Ökologisch bedeutsamen Flächennutzung“. Die konkrete 
Planung und Durchführung der Kompensationsmaßnahmen selbst ist im Zuge der Bauleit-
planung bzw. der Fachplanung zu leisten. Dafür geeignet sind insbesondere Böden mit ge-
ringem Funktionserfüllungsgrad, wobei zwischen Eingriff und Ausgleich kein räumlicher Zu-
sammenhang bestehen muss.  

FFH-Verträglichkeit 

Gemäß § 34 Bundesnaturschutzgesetz sind Projekte vor ihrer Zulassung auf ihre Verträg-
lichkeit mit den Erhaltungszielen von Natura 2000-Gebieten zu überprüfen. In den maßgebli-
chen Gesetzen ist festgelegt, dass Flächennutzungspläne zu den zu prüfenden Projekten 
bzw. Plänen zählen. Die Natura 2000-Gebiete bilden das europäische Schutzgebietsnetz 
und umfassen die im Rahmen der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) und Vogel-
schutzrichtlinie gemeldeten Gebiete. Im Scoping-Verfahren zum RPS/RegFNP 2010 wurde 
festgelegt, dass geplante Bauflächen innerhalb eines 1000 m-Radius um Natura 2000-Ge-
biete einer FFH-Vorprüfung (Prognose) zu unterziehen sind, geplante Grünflächen (bis auf 
Sport) in einem 200 m-Radius. Die Prüfung ergab keine derart betroffenen Flächen innerhalb 
dieser Abstandsbereiche. 

B 2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich  

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung werden Festsetzungen getroffen, die den o.g. 
Umweltauswirkungen entgegen wirken. Das sind im Wesentlichen: 

 Vermeidungsmaßnahmen zum vorsorgenden Bodenschutz wie Identifizierung und 
Sicherung wertvoller, empfindlicher und/oder nicht benötigter Bodenflächen während 
der Bauphase, Vermeidung stofflicher Belastungen des Bodens und des Grundwas-
sers bei den Bauausführungen, Baustelleneinrichtung und Lagerflächen möglichst im 
Bereich bereits verdichteter bzw. versiegelter Böden, Wiederherstellung baulich tem-
porär genutzter Bodenflächen, Berücksichtigung der Witterung vor dem Befahren 
empfindlicher Böden 

 systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel, ggf. nach Abtrag des 
Oberbodens) vor Beginn der geplanten Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen 
auf den Grundstücksflächen, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden 

 Hinweis auf § 21 HDSchG im Bebauungsplan, nach dem archäologische Bodendenk-
mäler im Falle ihrer Entdeckung der Gemeinde oder der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde zu melden sind.  

 Vor jeglichen Bodeneingriffen ist eine gezielte Suche nach den im Kulturlandschafts-
kataster des Regionalverbands Frankfurt RheinMain eingetragenen Grenzsteinen 
durchzuführen. 

 Nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen des Bodens und seiner natürlichen 
Funktionen sind gemäß Eingriffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes zu kom-
pensieren, siehe auch Kapitel B 2.2. Die konkrete Planung und Durchführung der 
Maßnahmen ist im Zuge der Bebauungsplanung zu leisten. 

 Festsetzungen zur Wasserdurchlässigkeit von Grundstücksteilen durch Einsatz was-
serdurchlässiger Baustoffe, Bauteile oder entsprechender Bauverfahren 

 z.T. Retention von Niederschlagswassers durch Dachbegrünung, ansonsten wird Re-
genwasser in einer Mulde zum Regenrückhaltebecken (naturnah gestaltet mit Arten 
der Feuchtwiese) östlich des Gewerbegebietes geführt und von dort in einen Misch-
wasserkanal eingeleitet, da die Versickerung von Niederschlagswasser aufgrund der 
Bodenverhältnisse problematisch ist.  
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 Aus Gründen des Grundwasserschutzes sind alle einschlägigen Verordnungen, Er-
lasse, Richtlinien und Vorgaben des technischen Regelwerkes zu Wasserschutzge-
bieten und Einzugsgebieten von Trinkwassergewinnungsanlagen in der jeweilig gülti-
gen Fassung zu beachten und einzuhalten. 

 Festsetzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigem Bewuchs, Ortsrandeingrünung, Begrünung von Grundstücksfreiflä-
chen, Gehwegen, Pkw-Stellplätzen und Flachdächern  

 Maßnahmen zum Schutz von angrenzendem Baumbestand (ggf. Bauzaun) 
 zeitliche Beschränkung der Baufeldvorbereitung und des Rückschnitts oder der Ro-

dung von Gehölzen auf den Zeitraum zwischen 01.10. bis 28./29.02 außerhalb der 
Brut- und Setzzeit 

 Die Bauarbeiten sind so zu terminieren, dass sie entweder vor der Brutzeit des Mäu-
sebussards (vor März) beginnen (Vergrämungsmaßnahme) oder erst danach (ab 
Juli).  

 Zur Wahrung der ökologischen Kontinuität sind an einem geeigneten Standort an der 
dem Gewerbegebiet abgewandten Seite der Kleingärten ein Kunsthorst für den Mäu-
sebussard sowie sechs Nistkästen für den Gartenrotschwanz zu installieren (CEF-
Maßnahme). 

 Zur Verhinderung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten ist für alle spie-
gelnden Gebäudeteile die Durchsichtigkeit durch Verwendung transluzenter Materia-
lien oder flächiges Aufbringen von Markierungen zu reduzieren. 

 Verwendung insektenfreundlicher Beleuchtung (z.B. Natrium-Dampfdrucklampen, 
LED-Leuchtmittel) mit vollständig geschlossenem Lampengehäuse, um ein Anlocken 
von Insekten zu vermeiden bzw. Verluste zu minimieren 

 Erstellung von schalltechnischen Gutachten im Zuge der Baugenehigungsverfahren 
von Betrieben zur Wahrung immissionsschutzrechtlicher Vorgaben 

 Eine Überbauung vorhandener Leitungstrassen (Gashochdruckleitungen) ist nicht zu-
lässig, die erforderlichen Schutzstreifen sind einzuhalten. 

B 2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Innenentwicklungspotenziale oder Konversionsflächen stehen in Steinbach für eine gewerbli-
che Entwicklung in den nachgefragten Grundstücksgrößen nicht zur Verfügung. 
Fläche 1 ergänzt die bereits erfolgte bzw. in Entwicklung befindliche Gewerbeflächenent-
wicklung und ist bereits durch den 1. Bauabschnitt des Gewerbegebiets „Im Gründchen/Am 
Bahnhof" geprägt und entsprechend vorbelastet. Eine Inanspruchnahme der im RPS/Reg-
FNP 2010 noch geplanten gewerblichen Bauflächen zwischen vorhandenem Gewerbe und 
dem Bahnhof ist zeitnah aufgrund der Eigentumsvehältnisse nicht möglich. Da die Flächen 
jedoch langfristig für die gewerbliche Entwicklung vorgehalten werden sollen, erfolgt der Flä-
chenausgleich im Gebiet B durch Reduzierung einer geplanten Wohnbaufläche, deren Ent-
wicklung aufgrund der Nähe zu einem landwirtschaftlichen Betrieb und wegen der schwieri-
gen Erschließung seitens der Stadt nicht beabsichtigt ist.  

B 3. Zusätzliche Angaben 

B 3.1 Prüfverfahren 

Das für die vorliegende Planänderung verwendete Verfahren zur Umweltprüfung ist hinsicht-
lich Umfang, Detaillierungsgrad und Methodik weitgehend identisch mit dem Prüfverfahren 
zum Umweltbericht des RPS/RegFNP 2010. In der Planänderung kommen insbesondere die 
darin unter 3.1.1 und 3.1.2 beschriebenen Teilverfahren zur Prüfung von Einzelflächen (Ein-
zelprüfung) und zur Vorprüfung der Natura 2000- bzw. FFH-Verträglichkeit zur Anwendung. 
Das Verfahren wurde ergänzt um Aussagen zu den Risiken für die menschliche Gesundheit, 
das kulturelle Erbe oder die Umwelt (zum Beispiel durch Unfälle oder Katastrophen) und um 



1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof  
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße 

Abschließender Beschluss 

Ausfertigungsstand: 22.05.2023 24 von 26  

eine Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 
Buchstabe j BauGB. 

Für die Einzelprüfung wird ein GIS-basiertes Abfrage-, Dokumentations- und Erstbewer-
tungsinstrumentarium verwendet, mit dem alle relevanten Umweltbelange automatisiert er-
mittelt werden können.  
Anhand von über 50 Umweltthemen werden dabei die Auswirkungen der Planänderung auf 
sieben verschiedene Schutzgüter (Boden und Fläche, Wasser, Luft und Klima, Tiere und 
Pflanzen/Biologische Vielfalt, Landschaft / landschaftsbezogene Erholung, Gesundheit des 
Menschen/Bevölkerung, Kultur- und Sachgüter) sowie Wechselwirkungen zwischen diesen 
analysiert. Zu den Umweltthemen zählen sowohl meist gebietsbezogene Angaben zu hohen 
Umweltqualitäten, die negativ oder positiv beeinflusst werden können als auch vorhandene 
Vorbelastungen, die die Planung selbst beeinträchtigen können. Ein Teil der Umweltthemen 
ist zusätzlich mit rechtlichen Bindungen belegt, die sich für bestimmte Planungen als Restrik-
tion erweisen können (z.B. naturschutzrechtliche Schutzgebiete). Für einzelne Umweltthe-
men wurden so genannte „Erheblichkeitsschwellen“ definiert, bei deren Überschreiten mit vo-
raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu rechnen ist. 
Die Ergebnisse der automatisierten Umweltprüfung werden in einem „Datenblatt zur Umwelt-
prüfung“ dargestellt. Sie sind die Grundlage für die weiter eingrenzende, verbal-argumenta-
tive Bewertung in Kapitel B 2 des Umweltberichts. 
Das Datenblatt kann beim Regionalverband FrankfurtRheinMain eingesehen werden. 

Die Prüfung der FFH-Verträglichkeit wird auf den ersten Prüfschritt (FFH-Vorprüfung oder -
Prognose) begrenzt. In der FFH-Vorprüfung erfolgt eine überschlägige Bewertung, ob erheb-
liche Beeinträchtigungen der für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen 
Bestandteile eines Natura-2000 Gebietes durch die Planung offensichtlich ausgeschlossen 
werden können.  
Die Vorprüfung ist auf die Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ausgerichtet. Diese gibt 
nur die Grundzüge der angestrebten Flächennutzung wieder. Auf der Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung ist im Regelfall eine weitere Vorprüfung ausgehend von Wirkfaktoren 
der dann konkretisierten Planung durchzuführen. 

Bei der Zusammenstellung der Angaben sind folgende Schwierigkeiten aufgetreten: 

Einzelne Umweltbelange können wegen zu kleinmaßstäblicher Datengrundlagen und man-
gels Kenntnis der im Einzelnen geplanten Vorhaben nur in sehr allgemeiner Form behandelt 
werden. Dies betrifft Aussagen 

 zur Art und Menge der erzeugten Abfälle, ihrer Beseitigung und Verwertung, 
 zu den Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima sowie deren Anfällig-

keit gegenüber den Folgen des Klimawandels,  
 zu den eingesetzten Techniken und Stoffen und 
 zu den Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 

durch schwere Unfälle oder Katastrophen. 
Diese Aspekte können erst im Rahmen der weiteren Konkretisierung der Vorhaben im Plan-
gebiet im Rahmen der nachfolgenden Planungs- und Genehmigungsverfahren genauer be-
nannt werden. 

B 3.2 Geplante Überwachungsmaßnahmen (Monitoring) 

Gemäß § 4c BauGB sind die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durchfüh-
rung von Bauleitplänen eintreten, zu überwachen.  
Für den RPS/RegFNP 2010 wurde dazu ein Konzept für ein Monitoring entwickelt, das in Ka-
pitel 3.2 des Umweltberichtes zum RPS/RegFNP 2010 beschrieben ist. Die mit der 



1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 für die Stadt Steinbach (Taunus) 
Gebiet A: Gewerbegebiet im Gründchen/Am Bahnhof  
Gebiet B: Westlich der Königsteiner Straße 

Abschließender Beschluss 

Ausfertigungsstand: 22.05.2023 25 von 26  

vorliegenden Planänderung verbundenen Umweltauswirkungen fließen in dieses Monitoring 
mit ein. 

B 3.3 Zusammenfassung des Umweltberichts 

Die Stadt Steinbach (Taunus) plant die 1. Erweiterung des Gewerbegebiets "Im Gründ-
chen/Am Bahnhof", da weiterhin eine starke Nachfrage nach gewerblich nutzbaren Grund-
stücken in entsprechender Größe und Lage besteht.  
Durch Versiegelung und Überbauung sind Auswirkungen auf Boden und Fläche (Flächenver-
lust, Funktionsverlust natürlicher Böden), Wasser (Reduzierung der Grundwasserneubil-
dung), Tiere und Pflanzen (Lebensraum- und Nahrungshabitatverlust), Klima und Luft (klein-
klimatische Veränderung) und Landschaft (Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes) zu 
erwarten. Diese können durch Bepflanzungsmaßnahmen und weitere Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen minimiert beziehungsweise kompensiert werden. 

B 3.4 Referenzliste der verwendeten Quellen 

 Zur Erstellung des Umweltberichtes wurden die Quellen 1 - 6 herangezogen. 
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